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Liebl! Luserinnen und Leser, 
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Vorwort 

Vier Jahre nach Inkrafttreten des Berufsbildungst'örderungsgesetzes beendete der Hauptausschuß des Bundesinstituts für Berufsbildung 
im Januar 1986 seine erste Amtiperiode nach dem BerBiFG. Auf der Grundlage dieses Gesetzes haben der Hauptausschuß und der Gene­
ralsekretär, die beiden gesetzlichen Organe des Bundesinstituts, in den zurückliegenden vier Jahren ihre Aufgaben im Bereich der außer­
schulischen Berufsbildung wahrgenommen. 
Mehrere Autoren dieses Heftes befassen sich SChwerpunktmäßig mit der während dieses Zeitraums geleisteten Arbeit. 
Die Beiträge beginnen 'mit den Ausführungen des Staat5SekrPltärs im Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft, Paul Harro Piazolo, 
anläßlich der Übergabe der Urkunden an die Hauptausschußmitglieder. 
Es folgen Beiträge der "vier Bänke" im Hauptausschuß, so von Atbrecht Bendziula für die Gruppe der Arbeitgeber, Gustav Fehrenbach 
für die Gruppe der Arbeitnehmer, Hans Sehling für die Gruppe der Länder und Franz Coester für die Beauftragten des Bundes. 
Mit einem Beitrag von Hermann Schmidt, Generalsekretär des B IBB, werden die Berichte über die Arbeit des Bundesinstituts in den ver­
gangenen vier Jahren abgeschlos5en. Die Redaktion 

Paul Harro Piazolo 

Grußwort des Staatssekretärs im Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft 
Herrn Paul Harro Piazolo an die Mitglieder des Hauptausschusses des Bundesinstituts 
für BerufSbildung 

Anläßlich der am 31. Januar 1986 zu Ende f,legangenen 1. Amtsperiode nach dem 
Berufsbildungsförderungsgesetz und der Ubergabe der Berufungsurkunden richtete der 
Staatssekretär folgendes GruBwort an die Mitglieder des Hauptausschusses: 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

zum Abschluß der 1. Amtsperiode dieses Hauptausschusses 
möchte ich Ihnen im Namen von Frau Bundesminister 
Dr. Wilms für die von Ihnen in den letzten 4 Jahren geleistete 
Arbeit her.zlichen Dank sagen. Der Hauptausschuß, in dem Ar· 
beitgeber und Gewerkschaften, Bund und Länder zusammen­
wirken, ist das gesetzliche Beratungsorgan der Bundesregierung in 
grundsätzlichen Fragen der Berufsbildung. Frau Bundesminister 
Dr. Wilms hat durch ihre häufige Teilnahme an Siuungen des 
Hauptausschusses dargetan, wie wichtig die Beratung durch Sie 
für die Bundesregierung ist. 
Der heutige Tag ist ein Tag des Dankes für die von Ihnen in der 
Vergangenheit geleistete Arbeit. Es ist aber auch ein Tag des 
Ausblicks auf die sich in der zweiten Amtsperiode des Haupt­
ausschusses bis zum Ende dieses Jahrzehnts steUenden Probleme. 
Die quantitativen Probleme auf. dem AusbildungssteJlenmarkt 
werden in dieser Zeit zurückgehen, vielleicht überwunden sein. 
Es gift deshalb, I'lOCh stärker als in der Vergangenheit unser 
Augenmerk auf inhaltliche Fragen der Berufsbildung, auf die 
Qualität von Aus- und Weiterbildung zu lenken. Wir alle wissen 
mit Blick auf die neuen Techniken und Verfahrensweisen und 
den raschen technologischen Wandel, wie wichtig die Vermitt· 
lung von neuen Kenntnissen und Fertigkeiten ist. In diesem und 
im kommenden Jahr sollen mehr als 80 Berufe neu geordnet, 
neue Berufsbilder beschrieben und ganze Berufsfelder neu struk­
turiert werden. 
Wir dürfen in diesem Zusammenhang nicht vergessen, daß die 
Vermittlung von Kenntnissen und Fertigkeiten, so wichtig sie 

auch sein mögen, nur die fachliche Komponente im Berufsbil­
dungsprozeß abdeckt. 
Berufliche Bildung ist aber mehr. Sie ist Menschenbildung. Des­
halb müssen wir in einer für die zukünftige Entwicklung von 
Wirtschaft und Gesellschaft entscheidenden Phase zunehmend 
die Bedeutung der personalen und sozialen Komponente der 
beruflichen Bildung in den Vordergrund rücken. Hierfür bedarf 
die Bundesregierung Ihrer Beratung. Für die Bewältigung der 
künftigen Probleme brauchen wir keine neuen Einrichtungen 
oder Gremien. Die Arbeit dieses Hauptausschusses, der in der 
Tradition des Bundesausschusses für Berufsbildung steht, und 
die gute Tradition der Kontaktgespräche zwischen Bund und 
Ländern beweisen dies. Wichtig ist, daß die bewährten Gremien 
durch kreative Vorschläge neue Initiativen entwickeln, womit 
auch neull Prob111mlagen zugunstIIn der Menschlln in unserem 
Land bewältigt werden können. 
Das Bundesinstitut für Berufsbildung kann und soll auch in Zu­
kunft wichtige Beiträge zur Lösung der Probleme in der beruf­
lichen Bildung liefern. Es soll den jungen Menschen und den Er­
wachsenen, den Betrieben, den Sozialpartnern und den Politikern 
Unterstüuung bei der Lösung von Problemen der beruflichen 
Bildung liefern. Die Bundesregierung steht zum Bundesinstitut 
für Berufsbildung. Die vom Bundesminister für Bildung und Wis· 
senschaft eingesetzte Evaluierungskommission soll dazu dienen, 
die Effizienz des Bundesinstituts zu steigern. Niemand denkt 
daran, das Bundesinstitut für Berufsbildung oder seinen Stellen· 
wert in Frage zu stellen. 
Ich wünsche dem Hauptausschuß für seine Beratungen in der 
zweiten Amtiperiode viel Glück und Erfolg. 
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Albrecht Bendziula 

Der Hauptausschuß des Bundesinstituts 

seine Möglichkeiten und Grenzen 

Eine Bilanz aus der Sicht der Beauftragten der Arbeitgeber 

Ende Januar 1986 läuft die erste Legislaturperiode des Haupt­
ausschusses auf der Grundlage des Berufsbildungsförderungs­
gesetzes aus. Aus diesem Anlaß erscheint eine kritische Würdi· 
gung der in den letzten vier Jahren geleisteten Arbeiten ange­
bracht. Eine sachgerechte Beurteilung der Hauptausschuß-Tätig­
keit muß dabei nicht nur den gesetzlichen Rahmen, sondern 
au!,':h die Grenzen realistisch im Auge behalten, die diesem Gre­
mium U. a. auch wegen der unterschiedlichen Interessenjagen 
der in ihm vertretenen Gruppen gesetzt sind. 
Das Berufsbildungsförderungsgesetz ist nach schwierigen parla­
mentarischen Verhandlungen mit der Zustimmung aUer Fraktio­
nen des deutschen Bundestages und aller Bundesländer verab­
schiedet worden. Diese Tatsache bietet trou mancher Gegensätze 
eine gute Voraussetzung für die Zusammenarbeit von Beauftrag­
ten des Bundes, der Länder, der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
im Rahmen des Bundesinstituts. 
Der Hauptausschuß soll nach dem Verständnis des Gesetzgebers 
die Plattform bieten, auf der die an der beruflichen Bildung 
Beteiligten vertrauensvoll zusammenwirken. Was seine Zusam­
mensetzung betrifft, so erweist sich die Mitgliedschaft aller 11 
Bundesländer nach den Erfahrungen mit dem damaligen Bundes­
ausschuß für Berufsbildung durchaus als Vorteil. Gleichzeitig 
ergibt sich aber aus der Größe dieses Gremiums (38 Mitglieder) 
eine gewisse Schwerfälligkeit, die zwengsläufig auch die Effizienz 
der Beratungen beeinflußt. Mit diesem Problem muß jedoch der 
Hauptausschuß auch in Zukunft fertig werden. 
Die Funktionen des HauptausschuSSt!s sind im wesentlichen un­
verändert geblieben. Eine Aufgabenerweiterung hat das Berufs­
bildungsförderungsgesetz gegenüber dem APIFG insoweit vorge­
nommen, als die Anhörungsrechte beim Erlaß von Rechtsverord­
nungen des Bundes, die das Berufsbildungsgesetz für den Bundes­
ausschuß vorsah, nunmehr auf den Hauptausschuß übertragen 
wurden. Damit ist ein Mangel des Ausbildungsplatzförderungsge­
setzes behoben worden. 
Die Wiederaufnahme der Tätigkeit des Hauptausschusses mit 
dem Inkrafttreten des Berufsbildungsförderungsgesetzes am 
01.01.1982 wurde von allen im Hauptausschuß vertretenen 
Gruppen ausdrücklich begrüßt - so auch von den Beauftr�gten 
der Arbeitgeber. Während der mehr als einjährigen Unterbre· 
chung der Arbeiten nach der Aufhebung des Ausbildungsplatz' 
förderungsgesetzes durch das Bundesverfassungsgericht war ins· 
besondere bei den Ordnungsa.rbeiten ein gewisser Stillstand ein­
getreten, so daß eine Reihe von Ordnungsprojekten nicht so 
zügig, wie von der Ausbildungspraxis erwünscht, verabschiedet 
werden konnte. 

Die Aufgaben des Hauptausschusses 

Die wesentlichen Aufgaben des Hauptausschusses lassen sich 
nach dem Gesetz wie folgt definieren: 
- Beschlußorgan des Bundesinstituts, 
- Beratungsorgan der Bundesregierung. 
Da der Hauptausschuß über die Angelegenheiten des Bundesin· 
stituts zu beschließen hat, soweit sie nicht dem Generalsekretär 
übertragen sind, wird er oft als Selbstverwaltungsorgan des 
Bundesinstituts angasehen. Tatsächlich sind seine Rechte im 
Vergleich zu anderen Selbstverwaltungsorganen jedoch einge· 
schränkt, eine Folge der Konstruktion des Bundesinstituts. So 
stellt der Hauptausschuß zwar den Haushaltsplan fest, der Rah-

men hierfür ist ihm jedoch durch die Haushaltsplanung des 
Bundes weitgehend vorgegeben. Weiterhin erstreckt sich die Ge· 
nehmigung das Haushalts durch den Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft auch auf die Prüfung der Zweckmäßigkeit der 
jeweiligen Haushaltsansätze. 
Mit dem Neubeginn 1982 mußten zunächst die gesetzlich vor­
gesehenen Arbeitsgrundlagen für das Institut durch den Haupt· 
ausschuß neu geschaffen werden. Hierzu gehören u. a. die Sat­
zung, die Richtlinien für die Durchführung der Aufgaben durch 
den Generalsekretär, die Geschäftsordnung für den Hauptaus· 
schuß und seine Unterausschüsse sowie die Fachausschüsse. 
Langwierige Auseinanderseuungen über Einzelfragen der Satzung 
erforderten erheblichen zeitlichen und perwnellen Einsatz, was 
dazu führte, daß dadurch manchmal die eigentlichen Sachfragen 
der Berufsbildung in den Hintergrund traten. 

Effiz.ientere Fon;chunrparbait wünschenswert 
Der Hauptausschuß beschließt das Forschungsprogramm und 
nimmt damit Einfluß auf dessen Ausrichtung an den Erforder­
nissen der Berufsbildungspraxis. Oie Forschungstätigkeit des 
Bundesinstituts steht häufig im Kreuzfeuer heftiger Kritik von 
Ausbildungspraxis und Politik. Dies gilt insbesondere für den 
mangelnden Praxisbezug von Ergebnissen der sogenannten 
Grundlagenforschung, während die Durchführung der Ordnungs­
projekte durch die Einschaltung der mit Vertretern der Arbeit- ' 
geber und Arbeitnehmer besetzten Fachausschüsse und Arbeits­
kreise in der Regel praxisnäher erfolgt. 
Den Beauftragten der Arbeitgeber kam es bei der Erarbeitung 
der Richtlinien für die Geschäftsführung vor allem darauf an, 
durch bestimmte Vorgaben für den Entwurf des Forschungspro· 
gramms und bestimmte Berichtspfl ichten zum Stand der Projekte 
eine effizientere Gestaltung der Forschungsarbeiten zu erreichen. 
Verbesserungen wurden damit zwar erzielt, dennoch kann die 
Qualität von Forschungsprojekten sowohl hinsichtlich der Me­
thoden als auch der Ergebnisse noch nicht befriedigen. 
Fragen nach Sinn und Zweck etlicher - aus Kompromissen ent· 
standener - Projekte für die Berufspraxis wie auch nach dem 
Verhältnis von Aufwand und Ertrag finden nicht immer zufrie­
densteIlende Antworten. Allerdings sind die Meinungen hierzu 
u�ter den im Hauptausschuß vertretenen Gruppen nicht immer 
einhellig. So bleibt abzuwarten, welche Vorschläge die vom 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft eingeseute Exper· 
tenkommission zur Untersuchung der wissenschaftlichen und 
wirtschaftlichen Effizienz des Bundesinstituts unterbreiten wird 
und welche Schlußfolgerungen hieraus zu ziehen sind. 

Zentrale Bedeutung der Ausbildungsordnungen 

Von zentraler Bedeutung für die ausbildende Wirtschaft ist die 
Erarbeitung und Anpassung der Ausbildungsordnungen.. Aus 
Sicht der Arbeitgeber muß daher das Schwergewicht des For· 
schungsprogramms auf diesem Themenbereich liegen. Das enge 
Zusammenwirken von Arbeitgeber· und Arbeitnehmervertretern 

. aus der Ausbildungspraxis hat sich bei der Vorbereitung der Aus· 
bildungsordnungen im Bundesinstitut bewährt. Das vom Haupt· 
ausschuß verabschiedete Verfahren zur Erarbeitung von AusbiI· 
dungsordnungen und ihre Abstimmung mit den Rahmenlehr· 
plänen der Länder bietet eine gute Grundlage fürdie unerläßliche 
Rückkoppelung zur Ausbildungspraxis und auch für eine sinn­
volle Konsensfindung zwischen den Spitzenorganisationen der 
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Arbeitgeber und der Gewerkschaften. Eine bessere von allen Be· 
teiligten akzeptierte Alternative bietet sich derzeit nicht an. 
Die in letzter Zeit wiederholt laut gewordene Kritik an der 
Dauer des Verfahrens und dem Aufwand durch die Einbeziehung 
der Praktiker basiert meist auf Unkenntnis der Sachverhalte. 
Alle im Hauptausschuß vertretenen Gruppen sollten daher auf 
bessere Information der Öffentlichkeit hinwirken. Ausbildungs· 
ordnungen können schließlich nicht am "grünen Tisch" ent· 
wickelt werden. Praxisnähe und eine enge Zusammenarbeit von 
Bund und Ländern, Arbeitgebern und Arbeitnehmern sind eine 
wesentliche Voraussetzung für die- spätere reibungslose Umset· 
zung der Neuordnungsprojekte in die betriebliche Ausbildungs· 
praxis und in den Berufsschulunterricht. 
Das ohnehin komplizierte Verfahren mit seinen vielfältigen Ab· 
stimmungsprozessen zwischen Arbeitgeber· und Arbeitnehmer· 
organisationen, Bund und Ländern wird durch das Nebenein­
ander verschiedener Koordinierungsgremien nicht gerade erleich· 
tert. So fassen Bund und Länder außerhalb des HauptausSchus· 
ses, nämlich im Koordinierungsausschuß, ihre Beschlüsse zur 
Frage der Neuordnung und der Abstimmung von Ausbildungs­
ordnungen und Rahmenlehrplänen der Schule. In dieser Einrich· 
tung ist den Spitzenverbänden der Arbeitgeber und den Gewerk· 
schaften eine Mitwirkung jedoch verwehrt. Eine umfassende 
Koordinierungsfunktion kann also der Hauptausschuß als soge­
nannte gemeinsame Adresse aller an der beruflichen Bildung 
Beteiligten nicht wahrnehmen. 

Beratung der Bundesregierung 
Eine wichtige Aufgabe des Hauptausschusses ist die Beratung 
der Bundesregierung in grundsätzlichen Fragen der beruflichen 
Bildung. Hierzu gehören auch die Stellungnahmen zu dem jähr· 
lichen 8erufsbildungsbericht der Bundesregierung. 
Die Erfahrungen der vergangenen Jahre haben gezeigt, daß die 
Gruppen im Hauptausschuß zwar "ein gemeinsames Interesse" 
an der Berufsbildung verbindet, zu vielen Problemen und Detail-

Gustav Fehrenbach 

Bundesinstitut für Berufsbildung 

fragen jedoch gravierende Auffassungsunterschiede bestehen. Es 
kann von keiner Gruppe erwartet werden, daß sie ihre Stand· 
punkte zugunsten der Mehrheitsmeinung im Hauptausschuß auf­
gibt. Der Hauptausschuß kann daher bei kontroversen Auffas­
sungen der Gruppen nur begrenzt zur politischen Entscheidungs· 
findung beitragen. 
Was bei kontroversen Beratungen von Stellungnahmen zu Sach· 
problemen häufig erreicht wird, ist allerdings ein Minimalkonsens, 
bei dem viele Probleme mangels Einigung aber ausgespart blei­
ben. Dennoch liegt der Nutzen solcher Stellungnahmen für die 
Bundesregierung darin, daß sie dokumentieren, von welcher ge· 
meinsamen Grundlage ausgegangen werden kann bzw. wie weit 
der Grad der Gemeinsamkeiten bei allen Beteiligten reicht. 
Trotz der genannten Schwierigkeiten ist es aber in wichtigen 

. Fragen öfter gelungen, eine breite gemeinsame Basis zu finden 
und Stellungnahmen einstimmig oder mit großer Mehrheit zu 
verabschieden. Das gilt z. B. für die in der ersten Sitzungsperiode 
behandelten Stellungnahmen zur Ausbildung von Abiturienten, 
zur Gleichwertigkeit von allgemeiner und beruflicher Bildung 
und zur Weiterbildung von Frauen. Gerade die Stellungnahme 
zur Gleichwertigkeit hat verdeutlicht, daß in der Zielsetzung -
nämlich der Erhaltung und Verbesserung der Attraktivität be· 
ruflicher Bildung - übereinstimmung unter allen Gruppen be· 
steht. Lediglich hinsichtlich der Umsetzung, z. B. hinsichtlich 
des Zugangs zu den Hochschulen für Absolventen des Berufsbil­
dungssystems, gibt es abweichende Auffassungen. 
In der ersten Sitzungsperiode wurde die Behandlung von Sach· 
themen vielfach von den Problemen der Sicherstellung eines aus­
reichenden Ausbildungsangebots für die Jugendlichen überlagert. 
Da der Nachfragedruck auf dem Ausbildungsstellenmarkt in den 
nächsten Jahren abnehmen wird, werden in der zweiten Sit­
zungsperiode sicherlich andere Fragen in den Vordergrund tre­
ten. Besondere Aufmerksamkeit muß dabei auch den Problemen 
gewidmet werden, die sich �us den Veränderungen bei den Be­
werbern für Ausbildungsplätze hinsichtlich Alter und schulischer 
Vorbildung ergeben. 

"Gemeinsame Adresse" der beruflichen Bildung 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung hat erst eine kurze, wenn­
gleich wechselvolle Geschichte. In 15 Jahren sind seine Struktur 
und seine Aufgaben in drei aufeinanderfolgenden Errichtupgs· 
gesetzen dreimal neu beschrieben worden: 

im Berufsbildungsgesetz von 1969, 
- im Ausbildungsplatzförderungsgesetz von 1976 und 
- im Berufsbildungsförderungsgesetz von 1981. 
Wesentlich sind drei Aufgabenbereiche des Instituts, in denen 
sich die zahlreichen im Gesetz genannten Aufgaben zusammen­
fassen lassen; 

Forschung und Entwicklung zur Weiterentwicklung und Ver­
besserung der beruflichen Bildung, 
Beratung in Fragen der beruflichen Bildung und 
Förderung von betrieblichen Modellversuchen und überbe· 
trieblichen Berufsbildungsstätten. 

Dem muß auch der Hauptausschuß in seiner Arbeit Rechnung 
tragen. 

Der Hauptausschuß des BIB8 berät die Bundesregierung in 
grundsätzliChen Frijgen der Berufsbildung und ist das einzige 
gesetzlich bestimmte 8eratungsgremium in der beruflichen Bil­
dung. Wenn es auch nicht immer einfach ist, die vier Gruppen 
im Hauptausschuß zu einer gemeinsamen Auffassung zu führen, 
so sind dennoch zum einen die Notwendigkeit und zum anderen 
die positiven Beratungsergebnisse des "Hauptausschusses des 
BI BB als gemeinsame Adresse" zu unterstreichen. 

Diese gemeinsame Adresse soll die Pflicht einer stetigen Ver­
besserung von Qualität und Quantität der beruflichen Bildung 
nicht zuletzt auch im Hinblick auf technologische und gesell­
schaftliche Veränderungen unterstreichen und erleichtern. Die 
Gruppen im Hauptausschuß sind nicht immer einer Auffassung 
über die konkreten Maßnahmen und Veränderungen in der be· 
ruflichen Bildung, sind aber letztlich verpflichtet, unserer Ver­
antwortung gegeniiber der jungen Generation, gegenüber der 
Gesellschaft und konkret gegenüber dem Bundesinstitut und 
seiner Arbeit gerecht zu werden. 
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Im Vordergrund unserer Bemühungen und Beratungen stehen 
nach wie vor notwendige Konsequenzen zur Verbesserung der 
Ausbildungsplatzsituation, um das Recht auf qualifizierte Aus­
bildung für alle Jugendlichen auch zu verwirklichen. Freier Zu­
gang zum dualen System und verantwortliches Bemühen um 
eine umfassende Qualifizierung aller Jugendlichen sind notwen­
dige Komponenten unserer Bildungsbemi.ihungen. Oberstes 
Ziel muß es sein, daß alle Jugendlichen eine Beschäftigung im 
erlernten Beruf nach der Ausbildung erhalten. 
Maßnahmen zur Verbesserung der Ausbildungsplatzsituation, 
wie sie der Hauptausschuß anläßlich seiner Beratungen gefordert 
hat, sind zum Teil eingeleitet. Darüber hinaus sind zusätzliche 
Initiativen unerläßlich. Die Aubtockung, gerechte Verteilung 
und dauerhafte Sicherung des Benachteiligtenprogramms durch 
die Bundesregierung sowie die weitere Förderung der überbe­
trieblichen Ausbildungsstätten durch den Bund sind unverzicht· 
bare Bestandteile zur Sicherung einer qualitativen Ausbildung 
für alle. Die Befristung der Zuständigkeit des Bundesinstituts für 
Berufsbildung für die Förderung der überbetrieblichen AusbiI· 
dunQ$stätten muß aufgehoben werden. 
Ein dringendes Erfordernis wäre es auch, einem finanziellen 
Ausgleichsvstern der Betriebe und Verwaltungen zum Durch· 
bruch zu verhelfen. Die ungleichen Leistungen bzw. Nichtlei· 
stungen in der beruflichen Bildung sind einöffentlichesÄrgernis, 
das endlich unter dem Gesichtspunkt beseitigt werden müßte: 
"Wer nicht ausbildet, soll zahlen." 

Dem Bundesinstitut würden bei einer derartigen gesetzgebe· 
rischen Entscheidung weitere wichtige Aufgaben zufallen. 

Aber nicht nur Ouantitäbprobleme bedrücken uns, sondern es 
gilt auch, nicht zuletzt im Hinblick auf die technologische Ent· 
wicklung, die Oualität der beruflichen Bildung nachhaltig zu ver· 
bessern. Hier haben das Bundesinstitut für Berufsbildung mit sei· 
nem Generalsekretär an der Spitze, die Mitarbeiter des BIBB 
und der HauptaufSchuß in den zurückliegenden Jahren erfolgrei· 
che Arbeit geleistet. 
Die Berufsbildungsforschung des BIBB hat durch Vorlage wissen· 
schaftllcher Arbeitsergebnisse die notwendigen Voraussetzungen 
geschaffen, daß bisher 158 neue Ausbildungsordnungen für ins­
gesamt 194 Ausbildungsberufe einvernehmlich verabschiedet 
werden konnten. Rund 900 000 Auszubildende erhalten somit 
ein Mehr an Qualität in der Ausbildung. Rund 100 Ausbildungs· 
berufe wurden mit bundeseinheitlichen Rahmenlehrplänen für 
die Berufsschulen abgestimmt. Ein duales System der berufli· 
chen Bildung setzt Sicherung an Quantität und Qualität in Be· 
trieb und Schule als gleichberechtigte Partner voraus. 
Neu geordnet werden zur Zeit acht große Berek:he - vor allem 
die Metall· und Elektroberufe -, von denen wiederum 400 000 
Jugendliche betroffen sind. 
Positiv hervorzuheben ist auch die erfolgreiche Arbeit im Be· 
reich der beruflichen Fortbildung. So liegen nun für 90 Prozent 
der Meisterprüfungen im Bereich der Industrie· und Handels· 
kammern moderne Rechtsverordnungen zugrunde, die im we· 
sentlichen durch das BIBB und die im Hauptausschuß vertrete· 
nen Gruppen erarbeitet wurden. 

Die Modellversuche in über 300 Betrieben sind unentbehrliche 
Instrumente, um Möglichkeiten zur Weiterentwicklung der be· '
ruflichen Bildung zu erproben, zumal in einer Zeit, in der neue 
Technologien, verändertes Bildungsverhalten, Änderungen in der 

. Arbeitsorganisation die berufliche Aus- und Weiterbildung stän· 
dig mit neuen ungelösten Qualifikationsproblemen kontron· 
tieren. 
Die vom Bundesinstitut übernommene Aufgabe der Ausbilder· 
förderung orientiert sich am gesetzlichen Auftrag. Es gilt auch 
zukünftig, Seminarkonzepte zu entwickeln und zu erproben mit 
dem Ziel, sie den Trägern in der Ausbilderweiterbildung zur 
Verfügung zu steUen. Die thematischen Schwerpunkte ergeben 
sich aus den im Rahmen der Aufgabenstellung des BIBB entwik· 
kelten bzw. an das Bundesinstitut für Berufsbildung herengetra· 
genen Innovationen. 

Eine gemeinsame Adresse der beruflichen Bildung - wie ich sie 
hier kurz skizziert habe - macht es aber auch notwendig, nicht 
nur zum Teil kontroverse Positionen am Verhandlungstisch aus· 
zutragen, sondern auch im Konsens qualifizierte berufliche Bil­
dung im Hinblick auf Gleichwertigkeit von allgemeiner und be· 
ruflicher Bildung zu fördern und letztlich diese auch durchzu· 
setzen. 

Die zuriickliegende Arbeit des Hauptausschusses des BIBB auf 
der Grundlage des Berufsbildungsförderungsgesetzes läßt sich 
zusammenfassend auch in Ergänzung zur Darstellung an folgen· 
den Beratungsthemen und -ergebnissen verdeutlichen; 

regelmäßige Beratungen des Forschungsprogramms, 

die Neufassung der Richtlinien für die Prüfung und Anerken­
nung berufsbildender Fernlehrgänge, 
Beschluß des Hauptausschusses zur beruflichen Weiterbildung 
von Frauen, 

die regelmäßige Beratung des Berufsbildungsberichtes und Er· 
arbeitung von Entwürfen für Stellungnahmen des Hauptaus· 
schusses, 
die Beschlußfassung zur Gleichwertigkeit von beruflicher und 
allgemeiner Bildung. 
die Beschlußfassung durch Verbesserung der Attraktivität der 
Berufsausbildung im dualen System für Abiturienten unter 
Aufrechterhaltung des offenen Zugangs, 

die regelmäßige Beratung des Jahresprogramms des Bundes· 
instituts zur Ausbilderförderung, 

die beschlossene Medienkonzeption aufgrund der neuen 
Rechtsgru ndlage des Berufsb ildungsfö rderu ngsgesetzes, 

Beschluß zum Verfahren zur Erarbeitung und Abstimmung 
von Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrplänen, 
Empfehlung zur weiteren finanziallen Förderung überbetrieb· 
licher Berufsbildungsstätten, 
die jährliche Vorberatung des Haushaltsentwurfs des BIBB 
sowie der über· und außerplanmäßigen Ausgaben und der 
Vorbereitung der Entlastung des Generalsekretärs, 
Empfehlung zur Förderung überbetrieblicher Ausbildungsstät· 
ten, 
Empfehlung zur Erarbeitung von Ordnungsmitteln. 

Aus dieser Darstellung ergeben sich zwei Feststellungen; 

1) Es kann eine positive Zwischenbilanz gezogen werden. 
2) Zahlreiche Themen sind in der Beratung des Hauptausschus­

ses und seiner Unterausschüsse und bedürfen der weiteren 
zügigen Beratung. 

Bedenkt man die Arbeit dieses Instituts für ca. 1,8 Millionen 
Auszubildende, für die Ausbildungsbetriebe und für die an der 
beruflichen Fortbildung Interessierten, und setzt den Aufwand 
ins Verhältnis zu den zahlreichen Einrichtungen zur Förderung 
und Forschung im HochschUlbereich, so bleibt festzustellen, daß 
es diesen, in ihrer Art einzigen Einrichtungen der beruflichen 
Bildung zuweilen an der notwendigen Unterstützung und Be· 
achtung leider mangelt. Um so mehr war der Besuch des Bundes· 
präsidenten beim Bundesinstitut für Berufsbildung im Herbst 
19B5 zu begrüßen, zumal damit auch die Arbeit der Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen im BIBB und die des Hauptausschusses 
gewürdigt und anerkannt wurde . 

Das BIBB hat in den letzten Jahren nicht nur den Mangel an 
Ausbildungsplätzen beschrieben, sondern auch einen konkreten 
Beitrag zu seiner Behebung geleistet: 1980 wurde mit 11 Aus· 
bildungsplätzen begonnen. Durch entsprechende Beschlüsse des 
Hauptausschusses und das Engagement zahlreicher Mitarbeiter 
ist es gelungen, im Bundesinstitut 45 Ausbildungsplätze bereit· 
zustellen. Gemeinsam mit anderen 8erliner Bundesbehörden,­
Landesbehörden und privaten Einrichtungen, die sich in einem 
"Berliner Modell" genannten Ausbildungsverbund zusammen· 
fanden, werden heute 65 junge Menschen zu Verwaltungsfach· 
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angestellten ausgebildet. Das Modell ist für viele andere AusIJii· 
dungsverbunde beispielhaft geworden. 

Für die zukünftige Arbeit erscheinen mir u. a. besonders wich­
tige Aspekte: 

Die Fortführung und Intensivierung der Grundlagen- und 
Strukturforschung, um richtige Instrumente und politische 
Mittel einzusetzen, damit Verbesserungen erreicht werden, 
ist unverzichtbar; unverzichtbar nicht zuletzt auch im Hin­
blick auf die Strukturveränderungen der Qualifikationen. 

Die weitere Ordnung der beruflichen Bildung und Hilfen für 
die Durchführung, verbunden mit einer Medienentwicklung, 

Hans Sehling 

die den Interessen der Jugendlichen und Betriebe Rechnung 
trägt, 
Die Berufsbildungsplanung für die Aus· und Weiterbildung 
und Finanzierung der beruflichen Bildung ist entscheidend 
zu verbessern, um der Misere der Ausbildungsstellensituation 
und Jugendarbeitslosigkeit wirksam begegnen zu können. 

Letztlich muß die Arbeit des BIBB und die des Hauptausschus· 
ses des Bundesinstituts für Berufsbildung, im Rahmen ihrer 
Funktion, der arbeitenden Jugend zu ihrem Recht auf qualifi­
zierte Bildung und Arbeit verhelfen. Deshalb werden die Ge­
werkschaften und der DGB diese Arbeit auch zukünftig unter· 
stützen, Konflikte fair austragen und um Konsens bemüht sein. 

Auftrag und Stellung der Beauftragten der Länder 

im Hauptausschuß des Bundesinstituts für Berufsbildung 

Die Leistungen der Länder auf dem Gebiet der beruflichen Bil­
dung werden im allgemeinen auf dem Sektor der beruflichen 
Schule gesucht. Zweifellos liegt im beruflichen Schulwesen ein 
Schwerpunkt der Aktivitäten der Länder. Darüber hinaus leisten 
jedoch die Länder seit Jahrzehnten einen wesentlichen Beitrag 
in ideeller und in materieller Hinsicht zur Weiterentwicklung des 
außerschulischen, des betrieblichen und überbetrieblichen Be· 
ru fsb i Idu ngswesen s. 
Dies hat den Bundesgesetzgeber bewogen, bei der Regelung des 
beruflichen Bildungswesens im Berufsbildungsgesetz 1969 und 
dem Berufsbiidungsförderungsgesetz 19B1 die Länder mit in die 
Beratungs·, Entscheidungs· und Vollzugsfunktionen einzubinden. 
So wirken die Beauftragten der Länder mit denen der Arbeit­
geber und der Arbeitnehmer seit 1969 im Bundesausschuß für 
Berufsbildung sowie seit 1976 im Hauptausschuß des Bundes­
institutes für Berufsbildung und in seinen Unterausschüssen - zu­
sätzlich mit denen des Bundes - gemeinsam an der Gestaltung 
der beruflichen Aus- und Weiterbildung. 
Im föderativen Staatsaufbau der Bundesrepublik Deutschland 
besitzen die Länder die Kulturhoheit, Auf das föderative 8il­
dungssystem ist im wesentlichen der hohe Ausbaustand des all­
gemeinen und des beruflichen Schulwesens zurückzuführen. Im 
Bereich der beruflichen Bildung arbeiten die Sozialpartner, der 
Bund und die Länder unter Beachtung ihrer jeweiligen verfas­
stJngsrechtlichen Zuständigkeit zusammen. 
Den Länderbeauftragten im Hauptausschuß fällt dabei die Auf­
gabe zu - bei allem Gebot zu vergleichbaren Lebens- und Wirt­
schaftsverhältnissen - die kU!1\JreUe Vielfalt, wie sie sich auf­
grund der geschichtlichen und landsmannschaftlichen Gegeben­
heiten darstellt, zu wahren, 
Der Länderbank kommt darüber hinaus die Verpflichtung zu, 
bei der Erarbeitung von Regelungen und Empfehlungen, die 
gerade im außerschulischen Berufsbildungssektor vorwiegend 
bundeseinheitlich zu gestalten sind, auf die Stimmigkeit mit den 
vielfältigen Aktivitäten der Länder hinzuwirken. Diese Zielset· 
zungen wurden - wie in den vergangenen Jahren - auch in der 
abgelaufenen Sitzungsperiode von 1982 bis 1984 von allen Be· 
teiligten sehr genau beachtet. 
Das Gesetz hat dem Hauptausschuß vornehmlich zwei Funk, 
tionsbereiche zugewiesen: 

die Aufgaben des vormaligen Bundesausschusses für Berufs­
bildung - vorwiegend Beratungs· und Anhörungsfunktionen 
- und 
die Aufgaben eines Organs des Bundesinstitutes als Nachfol­
geeinrichtung des Bundesinstitutes für Berufsbildungsfor­
schung - erweitert um eine Reihe zusätzlicher Verwaltungs· 
aufgaben. 

Die Arbeit und die Mitarbeit der Länderbeauftragten in beiden 
Aufgabenbereichen unterscheiden sich von der der anderen 
Bänken aufgrund der Zusammensetzungsstruktur der Länder­
gruppe. 
Die Länderbeauftragten haben die Interessen des jeweiligen 
Landes zu vertreten und in die Meinungs- und Willensbildung 
der Länderbank einzubringen. Die unterschiedlichen Intere$sen· 
lagen der Einzelländer erwachsen nicht nur aufgrund der diffe· 
rierenden politischen und berufsbildungspolitischen Ordnungs· 
vorstellu ngen der jeweiligen Landesregierung und der sie tragen· 
den politischen Parteieri, sie werden auch bestimmt durch die 
verschiedenartigen Strukturen in der Wirtschaft, auf dem Ar· 
beitsmarkt, im Bevölkerungsaufbau, durch die Größe des Landes, 
durch die Probleme der Flächen- oder der Stadtstaaten und dar­
über hinaus auch durch die Bewertung aus der Sicht der Fach· 
ressorts, so der Kultus·, Wirtschafts· oder Arbeitsministerien. 

Erschwerend kommt hinzu, daß die von der Sache her notWen­
dige Kontaktpflege unter der räumlichen und zeitlichen Distanz 
leidet, die Länderbeauftragten ihre Vor· und Nachbereitung 
gleichsam im Nebenamt zusätzlich zu ihrem Hauptamt leiiten 
und deshalb beklagen, sich zu wenig mit Details auseinander­
setzen zu können. Gerade bei der zentralen Aufgabenstellung, 
dem Forschungsprogramm, wird bedauert, daß bei jedem Ein­
zelprojekt der Komplex von Beurteilungsgesichtspunkten einen 
erheblichen Zeitaufwand erfordert. 
Der weitgehende Dauerkontakt, der bei anderen Bänken in der 
Regel allein schon durch die regionale Konzentration der dienst­

-lichen Tätigkeiten im Großraum Köln/Bann gegeben sind, kann 
bei den Ländervertretern nicht erreicht werden. Deshalb be­
schränkt $ich die konkrete Vorbereitung der Sitzungsarbeit auf 
die kurze Zeit der Vorgespräche vor den Hauptausschuß·Sitzun· 
gen. 
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Trotz der Schwierigkeiten ist es nach Meinung der länderbeauf­
tragten in der zurückliegenden Sitzungsperiode der Länderbank 
dennoch gelungen, ihre berechtigten Interessen gemeinsam und 
überzeugend zu vertreten. 
In diesem Zusammenhang kann festgestellt werden, daß sich die 
länderbank in den letzten vier Jahren im zunehmenden Maße 
darauf versteht, durch sachorientierte Vermittlungsfunktion 
konstruktiv zur Konsensfindung auch der übrigen Bänke beizu­
tragen. Das gilt namentlich für die Stellungnahmen zum alljähr­
lichen Berufsbildungsbericht, bei der die unterschiedlichen Mei­
nungen der Sozialpartner besonders deutlich werden. 
Diese Feststellungen treffen auch auf die Arbeit in den Unter· 
ausschüssen zu. Besondere Beachtung erfährt dabei der Ständige 
Unterausschuß, der zwischen den Hauptausschuß·Sitzungen 
tagt, berät und entscheidet. Durch die Zusammensetzung aus je 
zwei Vertretern einer Bank ergibt sich ein anderes Stimmverhält· 
nis als im Hauptausschuß. 
Großes fachliches Gewicht kommt aus der Sicht der Länder 
auch dem Länderausschuß zu. Er verantwortet den wesentlichen 
Teil der Abstimmung zwischen schulischer und betrieblicher Be· 
rufsbildung durch die Koordinierung der Ausbildungsordnungen 
und der Rahmenlehrpläne. Es geht hierbei um den Kernbereich 
der beruflichen Ausbildung, um die Verklammerung des dualen 
Systems. 
An dieser Stelle ist auf die in dieser Sinungsperiode intensivere 
Zusammenarbeit der Länderbank mit dem Generalsekretär und 
seinen Mitarbeitern hinzuweisen, Ausdrücklich ist anzumerken, 
daß der Generalsekretär in anzuerkennender Weise bemüht ist, 
die objektiv gegebene Benachteiligung der Länderbeauftragten 
gegenüber denen der übrigen Bänke durch verschiedene Hilfe· 
stellungen - $0 z. B. durch Zusatzinformationen - zu vermin· 
dern. Insg.samt ist festzustellen, daß Vorbereitungsarbeit für die 
Sitzungen in Form von Vorlagen und Handreichungen im Ver· 
gleich zu vorgehenden Sitzungsperioden sich erheblich verbes· 
sert hat. Die umfassende und umsichtige Zuarbeit des Büros 
des Hauptausschu5Ses für den Hauptausschuß und für die Unter· 
ausschüsse verdient in dieRm Zusammenhang anerkennenden 
Dank. 

Zur Arbeit in der SitzunllSP.-iode 1982 bis 1986 
Will man die konkrete Arbeit der Ausschüsse des Bundesinstitu· 
tes von 1982 bis 1986 bewerten, so ist sie insbesondere im Zu· 
sammenhang und auf dem Hintergrund der bildungspolitischen 
Entwicklung der BDer Jahre zu sehen. 
Zum einen klingen die Turbulenzen der 70er Jahre aus. Der 
Bildungsbericht der Bundesregierung 1970, die Markierungs­
punkte, das Kollegmodell des Bildungsrates, der Mängelbericht 
oder die Ausbildungsumlage sind ausdiskutiert, die quantitativen 
Probleme jedoch wälzen sich über die Schwelle der aOer Jahre. 
Die wirtschaftliche!) Rezessionszahlen wirken sich in den öffent· 
lichen Haushalten aus. Die Grenzen der machbaren Weiterent· 
wicklung werden am Beginn des neuen Jahrzehnts in zunehmen· 
dem Maße erkannt. Die Phase der bildungspolitischen Euphorie 
droht in eine Resignation' umzuschlagen. Die Rlformdiskussionen 
beruhigen und versachlichen sich. Die Leistu ngen des dualen Sy· 
sterns werden deutlich und erfahren internationale Anerkennung. 
Die beruflich! Grundbildung im schulischen und betrieblichen 
Sektor bekommt langsam ihre organisatorische Gestalt. Zu· 
nehmend sind Aktivitäten zur Verdeutlichung der Gleichwertig· 
keit der beruflichen und der sogenannten allgemeinen Bildung 
erkennbar. 
Zum anderen nimmt der Hauptausschuß nach einer durch die 
Nichtigkeit des Ausb ildungsp latzförderungsgesetzes erzwungenen 
Unterbrechung von 15 Monaten seine Arbeit wieder auf. 
Die Neuordnung des ArbeitsInstrumentariums nach dem Berufs· 
bHdungsförderungsgesetz gibt jeder Bank die Gelegenheit, ihre 
Erfahrungen aus den vorhergehenden Sitzungsperioden einzu· 
bringen. Die Erarbeitung der Satzung und anderer grundlegender 
formeller und interner Regelungen nimmt deshalb sehr viel Zeit 

in Anspruch. Die Länderbank kann sich dabei mit ihren Vorstel· 
lungen nicht immer durchsetzen, so z. B. nicht mit der zur Ver· 
minderung der Zahl der Unterausschü5Se. 
In den vorhergehenden Perioden des Bundesausschusses und des 
ihn ablösenden Hauptausschusses werden die durch das Berufs· 
bildungsgesetz von 1969 vorgegebenen Organisationsformen 
gru ndlegend ausgestaltet. Darauf kann in der abgelaufenen dritten 
Sitzungsperiode aufgebaut werden, für spektakuläre Neugestal· 
tungen jedoch besteht keine Gelegenheit und keine Notwendig· 
keit. Im Vordergrund steht die Problematik der Ausbildungs· 
stellen. Im Zusammenhang mit den Stellungnahmen zu dem 
jährlichen Berufsbildungsbericht der Bundesregierung zeigen die 
Beiträge aus den Ländern die zum Teil enormen regionalen Ver· 
sorgungsunterschiede auf. Sie ergeben sich aus den abweichenden 
Verhältnissen in Stadt· und Flächenstaaten, der verschiedenar· 
tigen Wirtschaftsstruktur oder dem sich veränderten Bewerber· 
verhalten. 
Die länder agieren und reagieren mit einer Vielfalt von Aktivi· 
täten. Auch hier zeigen sich in der Verschiedenartigkeit der ord· 
nungspolitischen Überlegungen und der daraus abzuleitenden 
Maßnahmen die. Elemente des föderativen Systems. So bietet 
die wiederkehrende Aussprache im Hauptausschuß auch die 
Chance, voneinander zu lernen und miteinander zu konkurrie· 

, ren. Konsens besteht insbesondere darin, die Wirtschaft und die 
Sozialpartner sowie den Bund nicht aus ihrer Pflicht zu entlassen, 
sondern sie subsidiär in ihrer Verantwortung zu unterstützen. 
Im Forschungsbereich, dem zentralen Aufgabengebiet des Insti· 
tutes, kann für die ablaufende Periode festgestellt werden, daß 
alle Beteiligten bemüht waren, die Effizienz zu verbessern. Die 
"Problemaufrisse" über einzelne Forschungsprojekte bewähren 
sich. Sie werden als Neuerung aufgrund eines Hauptausschuß· 
beschlusses zur Verfügung gestellt und verdeutlichen besser Aus· 
gangslage und Vorgehensweise. Wurden früher Forschungspro· 
jekte aus verschiedenen Ursachen des öfteren eingestellt, so ist 
man jetzt bestrebt, gegebenenfalls auch durch Methodenwech· 
sei, die Forschungsarbeit fortzusetzen und zu vertretbaren Ergeb· 
nissen zu führen. Ars Beispiel dafür kann das Fouchungsprojekt 
3.033 "Verfahren zur Überprüfung von Ausbildungsordnungen" 
angeführt werden. 
An der Verbesserung der Übertragbarkeit und Anwendbarkeit 
der Forschungsergebnisse muß weitergearbeitet werden. Als 
Richtlinie der Forschungsarbeit muß künftig noch mehr die 
Fragestellung gelten: "Was bringt das Forschungsergebnis für die 
Praxis der Berufsausbildung, für den AusbildungsbetrIeb oder für 
den Ausbilder vor Ort?" 
Aus der Vielzahl der vom Hauptausschuß beratenen Fragen· 
kreise sollen beispielhaft zwei angesprochen werden: 

Der Beschluß zur "Gleichwertigkeit von beruflicher und all· 
gemeiner Bildung" ist ein weiterer bedeutender Schritt zur 
Verdeutlichung in diesem Problemkreis. Das ausgelöste unter· 
schiedliche Echo in den ländern bezieht sich in erster Linie 
auf die tu differenzierenden Umsetzungsmöglichkeiten. 
In der Frage der "Beruflichen Bildung von Abiturienten im 
dualen System" gibt es - mit Ausnahme von den in zwei 
ländern eingerichteten Berufsakademien - einen breiten 
Konsens: Dem Abiturienten soll wie jedem Schulabsolventen 
grundsätzlich das gesamte Spektrum der anerkannten Ausbil· 
dungsberufe angeboten werden. 

Beide Fragenkreise können beispielhaft als Beratungsgegenstände 
und für die Beratungstätigkeit des Hauptausschusses herausge· 
stellt werden. Es handelt sich in beiden Fällen erstensum Grund· 
saufragen berufsbildungspolitischer Art. Zweitens beschränkt 
man sich auf die Vorgabe eines Zielrahmens, ohne die konkrete 
Ausfüllung im einzelnen vorzubestimmen. 
Gerade von den Länderbeauftragten wird begrüßt, daß beide 
Komplexe in Gegenwart von Frau Bundesminister Dr. Wilms 
diskutiert werden. Die häufige Anwesenheit Dr. Wilms im 
Hauptausschuß iS,t als besonders erfreulich und sachdienlich her· 
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vorzuheben und dient auch der I ntensivierung des Verhältnisses 
der drei übrigen Bänke zum Bund. 
Der Vollständigkeit halber sei noch darauf hinzuweisen, daß in 
der abgelaufenen Sitzungsperiode u. a. Läncleri nteressen bei 
Themen berührt werden, wie z. B. bei 

Fernunterrichtsi i n ien, 

Medienkonzeption, 

Berufsbi!du ngsstatistik, 

Ausbilderförderu ng, 
Ausbildungsregelungen für behinderte Jugendliche 

oder insbesondere bei 

Berechnung von Abstimmungsergeb'nissen von Ausbildungs· 
ordnungen und Rahmenlehrplänen sowie bei der 

Anhörung bei Erlaß von Rechtsverordnungen. 

Ausblick auf künftige Aufgaben 

Im Bildungsbereich gibt es keinen Stillstand. Die Länderbeauf· 
tragten $l!hen schwerpunktmäßig in vielen Sektoren sich wesent· 
lich ändernde Rahmenbedingungen, die in den 90cr Jahren auf 

Franz Coester 

Vier wichtige Jahre für das 

Bundesinstitut für Berufsbildung 

Wenn der Hauptausschuß des Bundesinstituts für Berufsbildung 
am 31. Januar 1986 seinen vierjährigen Berufungszeitraum be· 
endet, kann er insgesamt auf eine positive Periode seiner Arbeit 
zurückblicken, die am Anfang durch einen Neubeginn geprägt 
war. Durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Aus­
bildungsplatzförderungsgesetz vom 10. Dezember 1980 waren 
die Rechtsgrundlagen des Bundesinstituts entfallen; es galten 
wieder die Bestimmungen des Beruhbildungsgesetzes aus dem 
Jahre 1969. Bis zum I nkrafttreten des Berutsbildungsrorderungs· 
gesetzes vom 23. De<:ember 1981, mit dem das Bundesinstitut 
seine heutige Ausprägung und Aufgabenstellung (wieder) erhielt, 
gab es verständlicherwei$l! Unsicherheiten und Irritationen nicht 
nur bei den Mitarbeitern, sondern auch bei den im Hauptaus­
schuß vertretenen Gruppen des Bundesinstituts. 
Die neue Rechtsgrundjage bedeutete für den Hauptausschuß, der 
sich bald danach konstituieren konnte, daß i n  mühsamer Klein· 
arbeit und intensiver Beratung zunächst die notwendigen Regu· 
larien des Bundesinstituts vorbereitet und beschlossen werden 
mußten; dazu zählen vor allem die Satzung (September 1982), 
die Richtlinien tur den Generalsekretär (Februar 1983), die Ge­
schäftsordnung für den Hauptausschuß und seine Unteraus­
schüsse (Dezember 1982), aber auch die Forschungskonzeption 
(Juli 1982), die Medienkonzeption (November 1984) und die 
Fernunterrichtsrichtlinien (November 1984). Es konnte aber 
auch in wichtigen Grundsatz· und Strukturfragen die Beratung 
aufgenommen werden. So konnten Empfehlungen zur Gleich· 
wertigkeit von beruflicher und allgemeiner Bildung, zur beruf· 
lichen Bildung für Abiturienten, zur beruflichen Weiterbildung 
von Frauen und eine Reihe von Musterregelungen für die Be· 
rufsausbildung Behinderter verabschiedet werden. Weiterwurden 
Stellungnahmen zum jährlichen Berufsbildungsbericht, zu Neu· 
ordnungsvorhaben der beruflichen Bildung und - im Wege der 
Anhörung - zu Rechtsverordnungen besonders im 8ereich der 
beruflichen Fortbildung beschlossen und das Forschungspro· 
gramm des Bundesinstituts fortgeschrieben. 

die berufliche Qualifizierung einwirken werden. Ihre Vorstellun· 
gen haben sie in einer eigenen Arbeitsskizze zusammengetragen. 

Sie enthält folgende Themenkomplexe: 

die Technik mit nauen Werkstoffen und nauen Technolollien, 

die Betriebs· und Arbeitsorganisation, 

die demographische Entwicklung und der Arbeitsmarkt, 

die Vorbildung der zu Qualifizierenden, 

die Arbeits· und die Freizeit, 

die internationale Verflechtung, 
die Entwicklungen auf dem Enerlliesektor, beim Umwelt· 
und beim Arbeitsschutz. 

Die Änderungsprozesse in einzelnen Bereichen haben bereits 
eingesetzt, in den anderen werden sie erwartet. 
Die Berufsbildungspolitik muß sich heute schon vorsorglich mit 
den Problemen von morgen auseinandersetzen. Sie werden 
sicherlich Gegenstand der Arbeit in der nächsten Sitzungsperiode 
des Hauptausschusses von 19B6 bis 1990 sein. Die Länderbeauf· 
tragten sind gewi llt, ihren kritisch-konstruktiven Beitrag dazu zu 
leisten. 

Zum Aufgabenrahmen 

Durch das Berufsbildungsförderungsgesetz ist einerseits der 
Aufgabenrahmen des Bundesinstituts für Berufsbildung im Ver· 
gleich zum Ausbildungsplatzförderungsgesetz eingeschränkt 
worden, indem die Aufgaben der Berutsausbifdungsfinanzierung 
entfielen, die Arbeiten auf dem Gebiet der Bildungstechnologie 
auf eine Förderung durch Forschung eingeschränkt und der 
Aufgabenkatalog abschließend im Gesetz geregelt wurden 
(§ 6 BerBiFG). 

Andererseits ist die Beratung der Bundesregierung zu grundsätz· 
lichen Fragen der beruflichen Bildung durch den Hauptausschuß 
(§ 8 Abs. 2 8erBiFG) deutlicher herausgestellt und daneben 
dem Generalsekretär eine Beratungsfunktion der Bundesregie· 
rung (§ 6 Abs. 2 Nr. 3 BerBiFG) eingeräumt worden. Der Auf· 
gabenrahmen des Bundesinstituts benennt von der BerufsbiI· 
dungsforschung, der Betreuung von Modellversuchen und der 
Förderung der Bildungstechnologie durch Forschung über die 
Mitwirkung an der Vorbereitung von Rechtsverordnungen und 
des Berufsbildungsberichts bis zur Förderung überbetrieblicher 
Ausbildungsstätten zentrale Aufgaben, die im Interesse der Wei· 
terentwicklung der beruflichen Bildung in Zusammenarbeit aller 
an der beruflichen Bildung Beteiligten (Arbeitgeber, Arbeitneh· 
mer, Bund und Länder) geleistet werden müssen. 

Im Zusammenhang mit der Beschlußfas:sung über das Forschungs· 
programm und den Haushalt des Bundesinstituts kommt es im 
Hauptausschuß immer wieder zu Debatten über Prioritäten und 
Schwerpunkte. Dabei zeigte sich eine wachsende Bereitschaft 
aller Gruppen, sich an den Erfordernis$l!n der Berufsbildungs· 
praxis zu orientieren und zu einem Ausgleich unterschiedlicher 
Interessen zu kommen. 

An den Projektarbeiten werden Praktiker aus Betrieb und Schule 
sowie Fachleute aus Wissenschaft und Organisationen beteiligt 
und bringen ihren unverzichtbaren Sachverstand in die Durch· 
führung der Arbeiten ein; das trägt gleichzeitig dazu bei, daß die 
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Ergebnisse in der Berufsbildungspraxis angenommen und ange· 
wendet werden. Bereits in früheren Jahren konnte auf der 
Grundlage des "Gemeinsamen Ergebnisprotokolls" aus dem 
Jahre 1972 ein Verfahren entwickelt werden, mit dem die 
gleichzeitige' Erarbeitung, inhaltliche Abstimmung und koordi­
nierte Inkraftsetzung der Ausbildung50rdnungen für die Be­
triebe und der Rahmenlehrpläne für die Berufsschulen erreicht 
worden sind. Für den Bereich des Fernunterrichts ist durch Ge­
setz und Staatsvertrag ein arbeitsteiliges Vorgehen zwischen 
dem Bundesinstitut tür Berufsbildung und der ZentralsteIJe der 
Länder für Fernunterricht erreicht. 
Nach § 6 des Berufsbildungsförderungsgesetzes hat das Institut 
als "bundesu nmittelbares rechtsfähiges Bundesinstitut" Aufgaben 
der Berufsbildung durchzuführen. Der Aufgabenrahmen, wie er 
im Geseu festgelegt ist, wurde in den leuten Jahren mit vielen 
Regelungen und Verfahren ausgefüllt. Das Bunde�institut hat 
damit als Instrument der Berufsbildungspolitik unter Berück· 
sichtigung der gegebenen Zuständigkeiten und unterschiedlichen 
Verantwortungsbereiche eine bedeutende Funktion zur Weiter­
entwicklung der beruflichen Bitdung gewonnen. Die Bundesre­
gierung unterstützt die vielfältigen Tätigkeiten des Bundesinsti­
tuts, sie nimmt die Beratungsfunktion des Instituts in Anspruch, 
sie finanziert im wesentl ichen das Institut (Zuwendung Soll 
3O,B Mio. DM im Jahre 1986). Für die Politik der Bundesregie­
rung sind eine enge Zusammenarbeit mit den anderen im Haupt­
ausschuß vertretenen Gruppen sowie gemeinsam erarbeitete 
Ergebnisse und EmpfehkJngen von großem Nutzen. 

Zur Tätigkeit des Bundesinstituts für Berufsbildung 
Die vom Bundesinstitut in den letzten vier Jahren geleistete 
Arbeit ist im Bericht des Generalsekretärs im einzelnen beschrie­
ben. Im folgenden soll deshalb nur auf einzelne Schwerpunkte 
eingegangen werden. die für die Entwicklung der beruflichen 
Bildung aus der Sicht der Bundesregierung besondere Bedeutung 
haben. 

Das dringendste Problem der letzten Jahre und damit die 
größte Herausforderung an alle an der beruflichen Bildung 
Beteiligten war und ist gegenwärtig immer noch, ein ausrei· 
chendes Ausbildungsplatzangebot für alle nachfragenden 
Jugendlichen zu erreichen. Selbst wenn die Quantitative Auf­
gabe in absehbarer Zeit erfüllt sein wird, bleiben auf nicht 
absehbare Zeit strukturell-qualitative Probleme zu lösen: 
Welche Änderungen und Anpassungen sind in der beruflichen 
Bildung notwendig, damit 
die Berufsbildungsangebote der veränderten Nachfragertruk· 
tur gerecht werden (Vorbildung, Alter, Geschlechtl, 
bei wachsenden Oualifikationsanforderungen des Beschäfti· 
gungssystems die benachteiligten , Jugendlichen einen ange­
messenen und auf dem Arbeitsmarkt verwertbaren Ausbil­
dungsabschluß erhalten, 
besonders lernfähigen und für die mittlere Fach- und Führungs­
ebene dringend benötigten Nachwuchskräfte ein beruflicher 
Aufstieg ermöglicht wird, 
den jungen ausgebildeten Fachkräften der übergang ins Be­
schäftigungssystem und auf Dauerarbeitsplätze erleichtert 
wird, unter Umständen auch durch Ergänzungs- und Nach­
qualifizierung? 

Zur überwindung der Quantitativen Probleme hat der Hauptaus­
schuß im Zusammenhang mit der jährlichen Beratung der Berufs­
bildungsberichte wesentliche Beiträge geleistet. Der heute oft als 
selbstverständlich erscheinende nationale Konsens, daß allen 
schulentlassenen, AUSbildungsplätze nachfragenden Jugendli· 
ehen auch tatsächlich eine Ausbildungschance geboten werden 
soll, selbst wenn eine anschließende Beschäftigung nicht gewähr­
leistet werden kenn, hat nicht zuleUt in der Meinungsbildung 
des Hauptausschusses einen wesentl ichen Ausgangspunkt gehabt. 
Dieser Konsens und seine Konsequenzen für die verschiedenen 
Jugendlichen strahlen jetzt mehr und mehr in die Mitgliedsstaa­
ten der Europäischen Gemeinschaft aus. 

Der Hauptausschuß steht nun vor der großen Aufgabe, seinen 
Rat und seinen Beitrag zur Lösung der strukturell-qualitativen 
Fragen verfügbar zu machen und die Ressourcen des Instituts 
dafür zu nutzen. 

Damit im Zusammenhang steht die Weiterentwicklung der 
Berufsbildungsinhalte, die nicht zuletzt wegen des Einflusses 
neuer Techniken, geänderter Arbeitsorganisation und Ver­
schiebungen in den Berufsstrukturen vorangebracht werden 
muß. Die Neuordnung der Ausbildungsberufe, das Angebot 
an kurzfristig erreichbaren Zusatzqualifikationen für erwach­
sene Erwerbstätige und Arbeitslose, die inhaltliche und insti­
tutionelle Gestaltung der beruflichen Weiterbildung gehören 
ebenso dazu, wie die inhaltliche Abstimmung zwischen Aus-­
und Fortbildung einerseits und die Vermittlung überfachli­
cher personaler und sozialer Kompetenzen andererseits. Bei 
aller Anerkennung bereits geleisteter Vorklärungen, rechtli­
cher Vorgaben und verfassungsmäßiger Sachzwänge muß die 
Meinungsbitdung im Hauptausschuß beschleunigt werden, da­
mit das Bundesinstitut ohne Verzögerung seine Beiträge zur 
dringend notwendigen Modernisierung der Ausbildungsord­
nungen leisten kann. 
Eine SchlüsselrolJe für das Gelingen der sich abzeichnenden 
Veränderungen in der beruflichen Bildung kommt dem Perso· 
nal in der beruflichen Bildung zu, das in der praktischen Bil­
dungsarbeit immer stärker gefordert wird und mit einer ein­
maligen Grundqualifizierung immer weniger auskommt. 
Insoweit sind dem Bundesinstitut durch die Übertragung der 
Funktionen des vormaligen Ausbilderförderungszentrums in 
Essen erweiterte Möglichkeiten und Aufgaben zugewachsen, 
die jeUt konsequent verfolgt werden können. Mit der quan­
titativ zurückgehenden Nachfrage nach Ausbildungsplätzen 
und der Auffächerung der Nachfragestruktur - vom Sonder­
iichüler bis zum Studienabbrecher, vom 15- bis zum 25jähri­
gen - und der damit einhergehenden Entlastung wachsen die 
Chancen und die Notwendigkeit, die pädagogische Grund­
qualifikation der Ausbilder auszubauen. Hinzu kommt die 
Notwend igkeit, eine berufsbegleitende fechliche, did�ktisch· 
methodische und auf bestimmte Personengruppen zielende 
Weiterbildung der Ausbilder zu entwickeln, zu systematisie­
ren und mit inhaltlichen und didaktischen Hilfen zu unter· 
bauen. Zusätzlich sind Anstrengungen zu unternehmen, den 
infolge der wachsenden Bedeutung beruflicher Weiterbildung 
quantitativ und qualitativ entstehenden Bedarf an Weiter­
bildungspersonal befriedigen zu helfen, indem den Betrieben 
und überbetrieblichen Trägern inhaltliche und didaktische 
Hilfen in die Hand gegeben werden, ihre auf dillsem Gebiet 
tätigen Mitarbeiter besser auf ihre Aufgaben vorzubereiten. 
Wichtige Hilfen für die Verbe$S8rung der Berufsbildungspraxis 
stellt das Bundesinstitut auch durch seine Forschungs· und 
Entwicklungsarbeiten auf dem Gebiet der Bildu ngstechnolo­
gie zur Verfügung. Durch die Verabschiedung der Medienkon­
zeption und den Vertrag über die Vervielfältigung und den 
Vertrieb mit einem potenten Verlag ist es gelungen, die sub­
sidiäre Versorgung mit Ausbildungsmitteln und Medien fort­
zusetzen und den gesetzlichen Bedingungen anzupassen. 
Hier sehe ich auch für die Zukunft noch erhebliche Anforde· 
rungen auf das Bundesinstitut zukommen, soweit der Markt 
eine Versorgung der Berufsbildungspraxis nicht sicherstellt. 
Gerade die Entwicklung der Mikroelektronik deutet darauf 
hin, daß sowohl der Bedarf an Medien steigen wird als auch 
neue Möglichkeiten und Notwendigkeiten entstehen werden, 
die neuen Techniken für Lernprozesse in der beruflichen Bil­
dung verstärkt zu nuUen. Zunehmend werden darüber hin­
aus auch "Umsetzungshilfen" für die Berufsbildungsinhalte 
von der Praxis erwartet. 
Durch die Unterstützung bei der . Planung, Errichtung und 
Weiterentw icklu ng überbetr iebl icher Berufsb ildu ngsstätten 
hat das Bundesinstitut in den vergangenen Jahren wichtige 
Aufgaben wahrgenommen. Nachdem das Ausbauziel mit 
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rund 77 000 überbetrieblichen Ausbildungspläuen in abseh· 
barer Zeit erreicht sein wird und infolgedessen die jährlich zu 
bawirtschaftenden Mittel zurückgehen werden, lassen aber 
keineswegs die an das Bundesinstitut gestellten Anforderun· 
gen nach. Das von der Bundesregierung beschlossene Drei· 
jahres·Programm zur Ausstattung übarbetr ieblicher Ausbil­
dungsstätten mit neuan Technologien sowie die verstärkte 
Nutzung für Fortbildungs· und Umschulungszwecke erfordern 
weiterhin die bewährte Mitarbeit des Instituts. 
Ähnliches gilt auch für die Betreuung von Modellversuchen. 
In dem Maße, in dem die berufliche Bildung vor innovato­
rischen Prozessen steht, können mit dem Instrument der 
Modellversuche Erkenntnisse und Erfahrungen in praktischen 
Experimenten gewonnen werden, die zu umsetzungsfähigen 
Angeboten weiterentwickalt werden können, ganz besonders 
für den Großteil der Klein- und Mittelbetriebe. 
Notwendig bleiben allCh die Beiträge des Bundesinstituts zum 
jährlichen Beruhbildungsbericht. Zwar werden die quantita· 
tiv orientierten Teile des Berichts in ihrer Bedeutung zurück­
treten, je mehr Nachfrage nach Ausbildungsplätzen zurück­
geht. Um so wichtiger werden jedoch die strukturellen Aus­
sagen des Berichts für die Berufsbildungspolitik und -praxis 
werden. Der Berufsbildungsbericht hat sich immer mehr zu 
einer Quelle der Information und Orientierung für Politik 
und Praxis entwickelt. Diese Funktion wird sich eher IlOCh 
verstärken; in anderen europäischen Ländern werden Bemü-

Hermann Schmidt 
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hungen unternommen, durch jährliche Berichte die Trans­
parenz der Berufsbildungsentwicklung zu verbessern. 

Schlußbemerkung 
Das Bundesinstitut für Berufsbildung hat in den letzten vier 
Jahren wesentliche Beiträge zur Weiterentwicklung der berufli­
chen Bildung geleistet. Wie meine vorstehenden Ausführungen 
verdeutlichen, werden die an das Bundesinstitut gestellten An· 
forderungen und Erwartungen sicherlich nicht abnehmen. Das 
gilt sowohl für seine Forschungs· und Entwicklungsaufgaben als 
auch für seine Beratungsfunktion gegenüber der Bundesregierung 
und der Berufsbildungsprllxis. Kritik in der Öffentlichkeit, die 
hier und da aufkommt, sollten sich der Hauptausschuß und das 
Institut freimütig und sachbezogen stellen. Die unverzichtbare 
berufsbildungspolitische funktion des Bundesinstituts kann da­
durch nur noch gestärkt werden. 
Frau Bundesminister Dr. Wilms hat seit dem Regierungswechsel 
regelmäßig an Sitzungen des Hlluptausschusses teilgellommen 
und ihr Interesse an der Arbeit des Bundesinstituts vielfältig uno 
terstrichen. Mit der Kommission zur Untersuchung der wissen­
schaftlichen und wirtschaftlichen Effizienz des Bundesinstituts, 
die entsprechend einem Votum des Haushaltsau$SChusses des. 
Deutschen Bundestages eingesetzt wurde, ist die Erwartung ver­
knüpft, die Wirksamkeit der Institutstätigkeit noch weiter zu 
verbessern. 

Amtsperiode des Hauptausschusses 

nach dem Berufsbildungsförderungsgesetz 

aus der Sicht des Generalsekretärs 

Das Beruhbildungsförderungsgesetz wurde vom Deutschen Bun­
destag 1981 nach eingehender Beratung und Anrufung des Ver· 
mittlungsausschusses mit Zustimmung aller Fraktionen verab­
schiedet. Auch der- Bundesrat stimmte dem Errichtungsgesetz 
für das Bundesinstitut für Berufsbildung ohne Einschränkung zu. 
Das BerBiFG trat an die Stelle des früheren Ausbildungsplatz- -
förderungsgesetzes, das vom Bundesverfassungsgericht wegen 
Nichtbeteiligung des Bundesrates 1980 für nichtig erklärt wurde. 
Bei der Anhörung der Vorsitzenden des Hauptausschusses und 
des Präsidenten des Bundesinstituts für Berufsbildungsforschung 
(dessen Rechtsgrundlage war nach dem Bundesverfassungsge­
richtsurteil von 1980 wieder das Berufsbildungsgesetz) durch 
den Bundestagsausschuß für -Bildung und Wissenschaft am 
16. Juni 1981 wurde deutlich, daß die Organe des Instituts 
übereinstimmend der Auffassung waren, 

das Bundesinstitut für Berufsbildung als gemeinsame Adresse 
der an der Berufsbildung Beteiligten zu erhalten und 
den Praxisbezug der Forschungsarbeiten de5 Instituts zu ver· 
stärken. 

Die Regierungsvorlage für das BerBiFG hat vom APIFG die Vor­
schriften mit Ausnahme der Finanzierungsregelung und Teile 
der statistischen Erhebungen übernommen. 
Im Vermittlungsausschuß des Bundestages wurde ,.die Vorlage 
nicht unerheblich verändert: 

1) Die Vorschrift, daß das Bundesinstitut seine Aufgaben "im 
Rahmen der Bildungspolitik dar Bundesregierung wahrneh­
men" sollte, entfiel. 

2) Die Aufgabe "Förderung der Bildungstechnologie" wurde 
präzisiert. Seither hat das Institut "die Bildungstechnologie 
durch Forschung zu fördern"_ 

3) Die Aufgabe, nach allgemeinen Verwaltungsvorschriften des 
zuständigen Bundesministers die Planung, Errichtung und 
Weiterentwicklung überbetrieblicher Berufsbildungsstätten zu 
unterstützen, wurde bis zum 31. Dezember 19B6 befristet. 

4) Die Ermächtigung, nähere Einzelheiten über das Verfahren 
zur Abstimmung von Ausbildungsordnungen mit den Rah· 
menlehrplänen der Länder durch ein Verwaltungsabkommen 
zu regeln, entfiel. 

5) Die Ermächti9ung der Bundesregierung, dem Bundesinstitut 
durch Rechtsverordnung zusätzliche Aufgaben übertragen zu 
können, entfiel ebenfalls. 

Die breite politische Zustimmung zum BerBiFG war eine wich­
tige Voraussetzung für die gedeihliche Zusammenarbeit des 
Instituts mit allen für die berufliche Bildung verantwortlichen 
gesellschaftlichen Gruppen, die sich nach 1981 sehr positiv 
entwickelte. 



38 H. Schmidt; Die er�te Amtsperiode des Hauptausschusses BWP 2/86 

1.  Januar 1982 - T8f"min eines Naobeginn. 
Am 1 .  Januar 1982 trat das Berufsbildungsförderungsgesetz in 
Kraft. Damit war das Bundesinstitut für Berutsbildung wieder 
errichtet und eine Phase der Unsichtrheit für die Mitarbeiter 
beendet. Zwar hatte das Gesetz durch Aufgabenänderungen 
bzw. die zeitliche Begrenzung einer Aufgabe auch neue Unsi­
cherheiten im Institut geschaffen. Aber der Fortbestand einer 
staatlich geförderten Berufsbildungsforschung auf Bundesebene 
war mit dem neuen Gesetz gesichert. 
Oie Wiederaufnahme der Arbeiten durch den Hauptausschuß 
war die zunächst dringlichste Aufgabe, denn die Mitwirkung des 
Hauptausschusses an den Ausbildungsordnungs- und Forschungs­
arbeiten WBr über ein Jahr unterbrochen worden. Beschlüsse 
zum Haushalt und zum Forschungsprogramm mußten gefaßt, 
eine neue Satzung erarbeitet werden. Bai der Genehmigung der 
vom Hauptausschuß einstimmig beschlossenen Satzung wies der 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft darauf hin, daß er 
sich bemühen werde, im Hauptausschuß eine Mehrheit für eine 
Neuregelung des Dienstsitzes zu erhalten. Berlin sollte aUSSChließ· 
lieh Sitz des Instituts, Bann als "AußensteIle" in der Satzung 
verankert wf!1"den. 
Der Hauptausschuß beschloß Richtlinien für die Erledigung der 
Aufgaben des Bundesinstituts durch den Generalsekretär, prä· 
zisierte Aufgabenstellung und Aufgabenverteilung der Organe 
des Instituts und legte Berichts· und Informationspftichten für 
den Generalsekretär fest. Er beitätigte das "Verfahren zur Er· 
arbeitung und Abstimmung von Ausbildungsordnungsentwürfen 
mit den Rahmenlehrplänen df!1" Länder" von 1979 und setzte 
acht nichtständige Unterausschüsse ein, denen festu mrissene 
Aufgaben zugewiesen wurden. 
In den Jahren seit 1981 bildete sich zwischen den Gruppen des 
Hauptausschusses und dem Generalsekretär ein wlIChsendes ge. 
genseitiges Vertrauen heraus, das sich insbesondere in den ein· 
stimmigen Beschlüssen des Hauptausschusses zum Forschungs­
programm ze,igte. Dies ist eine der wesentlichsten Vorausset· 
zungen für eine Berufsbildungsforschung, die in der Praxis Ver· 
besserungen bewirken soll. 

Aufgabenänderung und Haushaltskonsolidierunll 
Der Wegfall der im Ausbildungsplatzförderungsgesetz vorgese· 
henen Finanzierungsregelung und die Haushaltskonsolidierung 
des Bundes führten seit 19BO zum Abbau von insgesamt 22 Stel· 
len im Bundesinstitut (s. Schaubild, oben r .1. Das Haushaltsvo· 
lumen des Bundesinttituts blieb infolge der Kürzungen in der 
ersten Hälfte der SDer Jahnt annähernd glaich (s. Schaubild, 
Mittel. Gleictizeitig nahmen die Aufgaben bei der Erarbeitung 
von AusbUdungsordnungen und der Durchführung von Modell· 
versuchen beträchtlich zu. 

Im Berichuzeitraum wurde die Arbeit an 150 Ausbildungsbe­
rufen aufgenommen oder weitergefiihrt, vornehmlich in den Be· 
rufsfeldern Metall-, Elektro·, Drucktechnik und Chemie sowie 
den kau.fmännischen Berufen in Büro und Einzelhandel. Im Jah· 
resdurchschnitt waren mehr als 500 Sachverständige aus der Be­
rufsbildungspraxis an diesen Arbeiten beteiligt. Kritik am Ver· 
fahren und an der Ordnungsarbeit veranlaßten Hauptausschuß 
und Generalsekretär, Politiker und Ausbildungspraxis eingehen· 
der über die mit der Neuordnung verbundenen Arbeiten zu infor· 
mieren. Bis 1987 sollen die wiChtigsten Neuordnungen abge· 
schlossen sein. 
1985 übernahm das Institut auf Vorschlag des Bundesministers 
rur Bildung und Wissenschaft und mit Zustimmung des Haupt· 
ausschusses die bis zu diesem Zeitpunkt vom Ausbilderförde­
rungszentrum Essen wahrgenommene Aufgabe, Seminarkonzep· 
te für die Weiterbildung von Ausbildern zu entwickeln. 
Mit Rücksicht darauf mußten andere Aufgaben eingeschränkt, 
eine Reihe bereits laufender Forschungsvorhaben verlängert wer· 
den. Für die Medienforschung wurde eine neue Konzeption ent· 
wickelt, die den veränderten ges.etzlichen Auftrag des Instituts, 
"Bildungstechnologie durch Forschung zu fördern", umseUt. 

Gesamtzahl der Mitarbeiter des Bundesiostituts 
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Die$!! Konzeption, die der Forschung in der Bildungstechnologie 
Prioritiit zuweist und die Subsidiarität des Institutshindeins bei 
der Entwicklung von Ausbildungsmitteln unterstreicht, wurde 
vom Hauptausschuß beschlossen und vom Rechnungspriifung5-
ausschuß des Deutschen Bundestages Ils geeignete Grundlage für 
die zukünftige Arbeit des Bundesinstiruts auf diesem Gebiet 
bestätigt. 

' 

Die zeitliche Begrenzung der Fördertätigkeit des Instituts auf 
dem Gebiet der überbetrieblichen Berufsbildungsstätten führte 
zu einer Verunsicherung der Träger, aber auch der Mitarbeiter 
des I nstitUI$. Die Spitzenorganisationen des Handwerks und der 
landwirtschaft wwie die Gewerkschaften forderten nachdrück· 
lieh die weitere Förderung übf!1"betriebJicher Berufsbildungs· 
stätten, weil sie darin einen wesentlichen Beitrag zur Erhaltung 
der Ausbildungsfähigkeit von Klein· und Mittelbetrieben sehen. 
Mittlerweile hat die Bundesregierung eine Novellierung des Be· 
rufsbildungsförderungsgesetzes mit dem Ziel eingeleitet, die 
zeitliche Begrenzung dieser Aufgabe hinauszuschieben. 



BWP 2/86 G. Cramer; Für die Zukunft qualifizieren 39 

Aus der Sicht des 8undesinstituts ist eine Befristung dieser Auf· 
gabe des I nstituts entbehrlich, weil die Unterstützung der Träger 
bei Planung, Errichtung und Weiterentwicklung von überbetrieb· 
lichen Berufsbildungsstätten auch ohne Förderprogramm der 
Bundesregierung durch Forschung und Beratung erfolgt. Aller· 
dings hat die Bundesregierung mit einem neuen Förderprogramm 
deutlich gemacht, daß sie insbesondere mit Rlicksicht auf die 
technische Entwicklung in modern ausgestatteten überbetrieb· 
lichen Berufsbildungsstätten eine wesentliche Hilfe für den 
Technologietransfer in Kleinbetrieben sieht. 

Beratung der Bundesregierung 
Die im Berufsbildungsförderungsgesetl für Hauptausschuß und 
Generalsekretär verankerte Aufgabe, die Bundesregierung zu 
beraten, hatte in den letzten vier Jahren einen nicht geringen 
Anteil an den Aktivitäten des I nstituts. I n der Berichterstattung · 
über die Arbeit des Hauptausschusses ist im einzelnen aufgeführt, 
zu welchen grundsätzlichen Fragen der 8erufsbildungspolitik 
der Hauptausschuß Empfehlungen abgegeben hat. Diese Emp· 
fehlungen sind von Mitarbeitern des Bundesinstituts vorbereitet 
und in den Unterausschüssen eingehend erörtert worden. Der 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit Bezug auf 
diese Beratungsfunktion regelmäßig das Gespräch mit Hauptaus· 
schuß und Generalsekretär gesucht und die bildungspolitischen 
Zielsetzungen der Bundesregierung erläutert. 
Die Beratung der Bundesregierung durch den Generalsekretär 
und seine Mitarbeiter vollzieht sich auf unterschiedliche Weise 
und zu den verschiedensten Anlässen. Der Generalsekretär berät 
den Bundesminister für Bildung und Wissenschaft durch Teil· 
nahme an Dienstbesprechungen des Bundesministers sowie an 
den verschiedenen vom Bundesminister veranstalteten Gollo· 
quien, Fachtagungen und Expertengesprächen. 
Bei der Vorbereitung des Berufsbildungsberichtes und bei der 
Durchführung von Programmen (z. B. Modellversuchsprogram· 
me, 8enachteiligtenprogramm) sind Mitarbeiter des Bundes· 
instituts für das Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft 
beratend tätig. Auch bei der Durchführung von regionalen Akti· 
vitäten zur Verbesserung des Ausbildungsplatzangebots (z. B. 
Ausbildungsplatzkonferenzenl beraten und unterstützen Mitar· 
beiter des Bundesinstituts den BMBW. Auch andere Bundes· 
ministerien, insbesondere BMWi, werden in Fragen der Ausbil· 
dungsordnungspolitik beraten. Die Beratungstätigkeit des Insti· 
tuts gegenüber der Bundesregierung ist in den letzten Jahren 
erweitert und intensiviert worden. 

Berufsbildungsforschung -
die zentrale Aufgabe des Bundesinstituts 
Die Berufsbildungsforschung ist die Hauptaufgabe des Bundes· 
instituts, aus der es seine Kompetenz für die Wahrnehmung der 
übrigen Aufgaben ableitet. In einem Forschungsprogramm, das 
vom Hauptausschuß des Bundesinstituts beschlossen und vom 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft genehmigt wird, 
konkretisieren sich die Forschungsaktivitäten des Instituts. Auf· 
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grund des gesetzlichen Auftrages ist die Berufsbildungsforschung 
des Bundesinstituts auf den nichtschulischen Teil der berufl ichen 
Bildung begrenzt. Mit Genehmigung einzelner Kultusminister 
werden lediglich im Rahmen der Untersuchungen zur Nachfrage 
nach Berufsbildungsplätzen Analysen in Schulen und Berufs· 
schulen durchgeführt. Im übrigen ist die Erforschung der schu· 
lischen Berufsbildung Angelegenneit der Länder. Aber auch in 
der betrieblichen Berufsausbildung deckt das Bundesinstitut 
durch seine Forschungsaktivitäten nur einen Teil des Forschungs· 
feldes ab. Zahlreiche Fragen der betrieblichen Berufspädagogik, 
zur Qualität und zu Kosten der beruflichen Bildung, der Ausbil· 
dung Behinderter, um nur einige Beispiele zu nennen, konnten 
bisher nur in Ansätzen bearbeitet werden. Auch manchen drin· 
genden methodischen Fragen konnte sich das Institut bisher 
nicht in gebührendem Umfang widmen, weil der Nachholbedarf 
an Hilfen für die Durchführung der . Berufsbildurig zu groß war, 
ein umfangreiches statistisch·analytisches Instrumentarium zur 
Berufsbildungsplanung lU entwickeln war, ein großer Bedarf an 
der Überarbeitung alter und Entw�klung neuer Ausbildungs­
ordnungen bestand. Gleichzeitig bedurften zahlreiche aktuelle 
Probleme, z. B. Klärung von Frögen zur beruflichen Grundbil· 
dung, Verbesserung der Situation der Mädchen, der ausländischen 
Jugendlichen und der Behinderten in der beruflichen Bildung, 
die Einführung neuer Technologien in Aus· und Weiterbildung, 
die Nachqualifizierung längerfristig Arbeitsloser, der schnellen 
Bearbeitung. 

Da sich die Erarbeitung von lösungsvorschlägen "am grünen 
Tisch" verbot, nahm das Institut die zahlreichen Angebote von 
Ausbildungsbetrieben dankbar an. In mehreren Modellversuchs· 
programmen des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft 
b�treut das Institut zur Zeit über 80 Modellversuche in mehr als 
600 Betrieben und gewinnt so praktikable Lösungsvorschläge 
zur Bewältigung konkreter Aus· und Weiterbildungsprobleme. 
Berufsbildungsforschung im Bundesinstitut kann sich jedoch 
nicht auf das Tagesgeschäft zur Bewältigung aktueller Probleme 
beschränken. Das Institut ist deshalb im Begriff, "Perspektiven 
für die Berufsbildungsforschung ·des Bundesinstituts" bis 1995 
lU erarbeiten. In diesen Forschungsperspektiven sollen die For· 
schungsfragen näher besen rieben werden, mit denen sich das 
Institut in den nächsten 10 Jahren vorrangig lU befassen beab· 
sichtigt. Die Forschungsperspektiven sind auch ein Angebot an 
andere wissenschaftliche Einrichtungen zu einer engeren Zusam· 
menarbeit mit dem Bundesinstitut. Das Institut kann nur einen 
Teil der Aufgaben in der Berufsbildungsforschung abdecken und 
ist sich der Tatsache bewußt, döß es in zahlreichen Forschungs· 
feldern noch am Anfang steht. 
Wichtige Hinweise und Anregungen für seine künftige Arbeit er· 
hofft sich das Bundesinstitut von der vom Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft eingesetzten "Kommission zur Über· 
prüfung der wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Effizienz 
des Bundesinstituts für Berufsbildung". Die Kommission wird 
im Sommer dieses Jahres ihren Bericht vorlegen, der im Institut 
und im Hauptausschuß aufmerksam geprüft werden wird. 

Zur Neuordnung der industriellen Metall- un,d Elektroberufe 
. 

In den industriellen Metallberufen, deren Neuordnung in diesem 
Jahr zum Abschluß kommen sollte, hat sich die Zahl der Berufs· 
anfänger von 132 000 im Jahr 1 975 auf 158 000 im Jahr 19B4 
erhöht. Für 1985 ist nach den bisher vorliegenden Informationen 
mit einer überdurchschnittlichen Steigerung der neu abgeschlos­
senen Ausbildungsverträge zu rechnen. Die Metallberufe sind 

einer der ganz wenigen Bereiche, in denen das Angebot von 
Ausbildungsplätzen die Nachfrage deutlich übersteigt. Dabei ist 
die Ausbildung in diesem Bereich besonders kostenintensiv, weil 
sie überdurchschnittliche Investitionen verlangt. Alles in allem 
lassen diese Daten erkennen, daß die Kosten der Ausbildung 
auch in "teuren" Ausbildungsberufen kein Ausbildungshinder· 
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nis darJtell.n, WffIn die Qualität der Ausbildung stimmt. Dies sei 
allen FOfderungen nach einer übefbenieblictum .. UmJagefinan­
ziMlng" mit luf den Weg gegeben. Dagegen wäre es naheliegen­
der, bei den qu.1itäuneulralen AusbildungsY'rgUtungen kurzer 
zu treten, um die IinanzieJle Kraft d� Unteml!tunen voll ilUf 
qualitäwteigernde Ausbildungsinvestitionlffi konzenuieren zu 

können. 

Das Ziel: FacharbeiterqlUlifikation 
Oie Zielwtzungen für eine moderne Beruf�usbildun9 ergeben 
sich aus den Rahmenbedingungen der Wirtschaft. Für die deut­
sch. MeUlJinO,Jstrie sind diese RahmlffibedinlJ.lngen durch den 
Zwang zu höherer Produktivität und mehr flexibil ität gekenn­
zeichnet. Auf beiden Faktoren beruht entscheidend ihre zu­
künftige Wettbewerbsfähigkeit. 
Der Zwang der nöh.ren Produktivität erllibt sich aus: 

zunehmenden Invenitionsaufwendungen, 
höheren F.· u. E.·Aufwendungen, 
klirzerem Return on I nvanment, 
härterer Konkurrenz auf dem Weltmarkt 
(Schwellenläl'Kler, Billiglohnländer). 
nohen Lohn· und Lohnnebenkosten, 
kurzer Arbeitsze it. 

Der Zwaog zu mehr Flexibilitiit ergibt sich IIUS: 
kiirzl!l'en Leben$lVklen bei Produkten und Produktionsan· 
lagen, 
schnellem, tiefgreifendem Strukturwandel, 
ständig neuen Werkstoffen, 
neuen Produktior"lsmitteln und ·methoden, 

komplexerer Arbeit$Organisation, 
flexiblem ArbeitMin$8tz 
(Mehrmascnintr'bedienung, Belegufl9$$Chwankungen, Mo· 
dellvielfaltl. 

Entsprechend ergeben sich die Anforderungen �n die Berufs­
ausbildung. 

Verbesserung der Produktivität erfordert: 
- hohe Fachkompetenz, 
_ personale Verhilltensweisen, wie Einsatzbereitschaft, Quali· 

tätsbewußtstln, Belastbarkeit, Au$dauer, Verantwortungsbe· 
wußtsein. 

Erhöhung der Flexibilität erfordert: 
Fähigkeit und Bereiuchaft zum W&Chsel von Tätigkeit und 
Blltrieb, 
persol\lle VemaltenllWeiRln, wie Lamfähigkeit, Kreativität. 
Team' und Kommunikationsfähigkeit, Urteilsfähigkeit, Selb· 
ständlgkeit. 

Die FacharbeiterqUllifikation in den MUIIn Berufen efDibt sien 
als eine Kombination von produktivem Fachköonen und flexi· 
bier Einsatz"".ite. o.mgemäs in zwiK:fllIn den Sozialpartnml 
dM" Meullindustrie vereinbart women, daß der Ausgebildete 
aufllrund diner AUsbildung befähigt sein soll: 

in unterschiedlichen Betrieben und Branchen defl erklrnten 
Beruf a u s  z u ü b e  n sowie - gegebenet1falls nach Aneig· 
nung der fehlenden Ftrtlgkeiten - utverwandte FachIIrbei­
tertiitigkeittn ausführen zu können; 
sich luf neue ArbeitsstrukturIIn, Produktionsmethoden und 
Technologien flexibel lIinstellen zu können mit dem Ziel, die 
berufliche Qualifikltion zu erhaltlln; 
IIn Maßnahmen der Weiterbildung, Fortbildung und Umschu· 
lung teilnehmen zu können, um die berufliche Qualifikation 
und Beweglichkeit zu sichern. 

Klare KonHption für die Neuordnung 

Die Neuordnung schafft ein übersichtliches und klar gegliedertes 
Ordnungskonzept. Die Ausbildung�änge sind hinsichtlich ihrer 

beruflichen Qualifiketlon eindeutig definiert und klar voneinan· 
der abge!J'anzt. Die dadurd! erreichte Transparenz in den Aus­
bildu ngsstrukturen führt auch zu mehr Transparenz auf dem 
ArbeitAnarkt. Dies .... öffnlrt in einer vom Strukttnwilndel ge, 
prägten Wirtschaft einerHits den jungen Fachkräften bessere 
Chancen für eine beruflich. Entwicklung und andererseits den 
Unternmmen beuere Chancen bei der Anwerbung eines qualifi­
zierten Mltarbeiterpotemiars. Verlieren dUrfte die berufliche 
Eruausbildung ihren Charakter a(s Zutassungsberechtfgung für 
einen bestimmttn B8<'ufs$larod oder eine bestimmte Branche. 
Verlangt wird verstärkt einll funktioN I ausgerichtete, aufeinan· 
der abgestimmte und miteiNnder verzahnte Oualifizierung im 
Komplexbereich .,Metantechnologie" nach unterschiedlichen 
Tätigkeitsprofi len. 
Damit lieg! die Nl\lorcinung im Trend der Entwicklung in den 
BDer Jahren. Obwotll d'ie moderne Technik die Vielfalt der Be· 
rufsaufgilben und ·tätigkeiten erweitert hat, verstärkt sich der 
Konzentrationsgrlld in der Besetzung der Ausbildungsberufe. 
Die Hinweodung zur Ausbildung auf sogenannte "Querschnitts· 
berufe", in denen einll fachliche Qualifizierung auf breiter 
Grundlage vermittelt wird, ist unübersehbar. 
Eine moderne Auwildung bedarf ebenso einer klaren vertikalen 
Struktur und Tran$parenz. I n  den neu geordneten Metall· und 
Elektroben.den tr10lgt im ersten Jahr eine breite berufliche 
Grundbildung im dualen System, die d .... Vefmittlung der beruf· 
lichen Grundquallflketionen in den je_Wgen BerufsteIdern 
"Metan" und .. Elektro" dient. Oar/IUf baut eine Fachbildung 
... 1. die dit Ausübung des gewihlten Berufs Mileh Beendigung 
der Berufsausbildung gewährleistet. Eine Au$bildungsdauer von 
3 '/2 Jahr.n sttllt siChet', daß Grundbildung und Fachbildung 
sieh nÖlt Qll9Mseitig im W"9I' nehen, sondern daß Breite und 
Tiefe dtr beruflichtn Au$bildung eine geschlosane Einheit bil­
den kÖMen. 

Modern durdl llMhr Flexibilltit 
Dia neuen Ausbildungsordnungen gewährleisten bei der Durch· 
führung der BerufNIusbildung ein hohes Maß an Flexibil ität und 
Anpassungsfähigkelt. Dies wurde dadurch bewirkt, daß die zu 
vermittelnden Inhalte In Form von "Qualifikationen" festgelegt 
wurden. Diele Qualifikationen beschreiben die Ziele der Ausbil· 
dung und nicht die zu diasen Zielen führenden Wege. Soweit die 
Vermittlung der Qualifikationen nicht an spezielle Verfahren, 
Mllschinen oder Methoden gebunden ist, orientiert sie sich an 
den entsprechenden Fachllrbeitertätigkeiten. Diese "Offenheit" 
in den Ausbildungsordnungen erhöht die Ge$1;altungsfreiheit der 
Unternehmen hinlIchtlich der Entscheidung, an welcher Tätig· 
keit und mit welchen Betriabsmitteln die vorgegebene Qualifi· 
kation zu vermitteln ist. Gleichzeitig wird einer "Veralterung" 
von AudlildUngKlrdnungan durdl den techni$Chen Fortschritt 
entgegengewirkt. 
Die deutsche Matlilirtdustri. steht in einem äußerst harten inter· 
nationalen Wettbewerb. Zur Erhaltung ihrer Konkurrenzfähigkeit 
ist sie darauf angewiesen, den technischen Fortschritt schnell 
und umfMdnd zu nutten. Dies ist eine entscheidende Voreus-
5fltzung zur Sicherung von Bflchäftigung und Arbeitsplätzen. 
Moderne T edmologitn müssen in der Berufsausbildung angemes-
5ef'l berücksichtigt w«den. Für alte Aulbildungsberufe. die in 
berufliche Tätigkeiufeldtr lIinmüooen, in denen moderne Tech· 
nologien (z. B. rechnergestützte Systeme zur Steuerung von 
BearbeitunQ$' UM Fertigungsverfahren) eingesetzt werden mUs· 
sen, sind diese Techniken in den Ausbildungsordnungen auSlU' 
weisef'l. Eine Mlkroelektronik·Ausbildung "auf Verdacht" für 
alle MetaUberufe wird es Jedoch nicht geben. 

Auch Beruftllchule muß "umschichten" 
Für eine zukunfttorlentierte berufliche Ausbildung ist eine enge . 

Zusammenarbeit von Ausbildungsbetrieben und Berufsschulen 
unabdingbar. Die Vermittlung von Grundlagenwissen und 
-kenntnis.sen In den modern.n T.chnologien wird dabei an die 
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Berufsschulen eine besondere Herausforderung stellen. Der tech· 
nische Fortschritt ... erlangt zusätzliche Qualifikationen. Er ver· 
langt aber keineswegs mehr Kenntnisse anstelle von Fertigkeiten, 
sondern eine handlungsorientierte Kombination ... on Fertigkeiten, 
Kenntnissen und Verhaltensweisen. Es geht nicht darum, mehr 
Berufsschule zu Lasten der fachpraktischen Ausbildung im Be· 
trieb einzuführen, sondern die Berufsschule muß - genau wie 
jeder Ausbilciungsbetrieb - ihr Angebot an AusbÜdungsinhalten 
zu Lasten überholter Kenntnisse "umschichten". Ziel ... orstellung 
bei der Neuordnung der industriellen Metall- und Elektroberufe 
sind von seiten der KMK in der beruflichen Grundbildung 
(1 .  Ausbildungsjahr) max. 320 Unterrichtsstunden fachbezoge· 
ner Unterricht. Dies entspricht 8 Unterrichtsstunden je Schul· 
woche (bei 40 Schulwochen pro Jahr)_ Für die allgemeinbilden­
den Fächer sind max. 4 Stunden wöchentlich zusätzlich vorge­
sehen. Für die Fachbildung ab dem 2. Ausbildungsjahr ist mit 
7 bis B Stunden je Schulwoche fachbezogenem Unterricht zu 
rechnen. Hinzu kommen max. 4 Stunden für allgemeinbildende 
Fächer. Dies ist sicherlich ein ambitioniertes Programm ange· 
sichts der Stundendefizite. die heute weite Bereiche des Berufs· 
schulunterrichts kennzeichnen. Die Organisation des Berufs­
schulunterrichts und die Verteilung der Unterrichtsstunden auf 
die einzelnen Berufsschultage richten sich nach den Vorschriften 
der länder. 

Ein Kompromiß 
Ober neue Berufe und Ausbildungsordnungen muß zwischen 
den Sozialpartnern "Konsens" bestehen, sonst hab.en sie keine 
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Chance auf Anerkennung durch den Bundesminister für Wirt­
schaft als dem zuständigen Verordnungsgeber. Konsens zwischen 
Sozialpartnern verlangt Kompromisse. Kompromisse waren auch 
erforderlich, aber es waren - soweit man eine Prognose wegen 
darf - keine Kompromisse zu Lasten der Ausbildungsqualität. 
Es war sicher ein "Durchbruch zur Vernunft", wenn man sich 
die bildungspolitischen Forderungen vergegenwärtigt, die Mitte 
der 70er Jahre aus manchen Elfenbeintürmen erhoben wurden. 
Damals war auf dem Tisch 

die Verschulung des ersten Ausbildungsjahres als BGJls bei 
einer Minimierung der Vermittlung von Fertigkeiten; 
die Forderung nach "entspezialisierten" Grundberufen. Die 
Fähigkeit zur Ausübung einer beruflichen Tätigkeit sollte im 
Rahmen der Weiterbildung erfolgen; 
die schwergewichtige Vermittlung von abstrakt formulierten 
"Schtüsselqualifikationen" (lernen lernen; zusammenarbeiten 
können; Konflikte austragen u. ä.l ohne Bezug zur berufli­
chen Wirklichkeit und unter betonter HintansteIlung fach· 
licher Bezüge; 
die Forderung nach "produktionsungebundener" Ausbildung, 
die Einführung von "Lern-Studios" usw. 

All dies wird es nicht geben. 
Die in diesen Wochen zum Abschluß kommenden Arbeiten an 
der Neuordnung verwirklichen vielmehr eine Auffassung von be­
ruflicher Bildung, in der sich Fachkönnen, Mobilitätsbereitschaft 
und Sozialkompetenz miteinander verbinden und gegenseitig 
ergänzen. 

Bessere Konzepte in der Medienentwicklung 

Die Fortbildung von Medienentwicklern aus 
Ländern der Dritten Wett zwingt zu neuen 
Überlegungen im Bereich der Organisation 
von Medienentwicklung hier 

Lernprozesse sind keine Einbahnstraßen. Daß Unterricht in 
Konzipierungsphase, Organisation und Durchführung auch zu 
mmer neuen Erfahrungen beim Lehrenden führt, dessen Aufgabe 
es ja eigentlich ist, Qualifikationen zu vermitteln, ist nicht neu. 
Gerade das macht die Tätigkeit des Berufspädagogen ja beson­
ders attrakti .... 
Besonders deutlich wird dies, wenn in einem Lernprozeß Ler­
nende und Lehrende mit etwa ähnlicher Fachkompetenz aus 
untersch iedlichen Ländern zUSilmmentreffen. Dies kann aufgrund 
der verschiedenen ku!turellen Voraussetzungen zu interessanten 
Fragestellungen führen. Diese Erkenntnis mußten Kollegen 
machen, die an der Staatlichen Gewerbeschule Fertigungs· und 
Flugzeugtechnik in Hamburg vor die Aufgabe gestellt wurden, 
Berufspädagogen aus Thailand und Malaysia zu "Medienent­
wicklern" fortzubilden, einem Beruf, den es bei uns in der Form 
gar nicht gibt. [ 1 ]  
Das Projekt führte zu interessanten mediendidaktischen Denk­
anstößen, die im folgenden kurzgefaßt wiedergegeben werden. 
Es ist ein Beispiel dafür, daß Entwicklungshilfe, richtig verstan· 
den, nicht nut aus ökonomischer Sicht in beiderseitigem Inter­
esse der beteiligten Partner sinnvoll sein kann. 

Bundesrepublik Deutschland -
Partnlll'" der Entwicklungsländer 
Federführend bei derartigen Projekten in der BundesrepubJik 
Deutschland ist die 1959 von den Fraktionen des Deutschen 
Bundestages zusammen mit 'der Bundesregierung gegründete 
"Deutsche Stiftung für internationale Entwicklung" (DSE). Sie 
hat sich in ihrer Satzung u .  8. die Fortbildung von Führungs· 
kräften und lehrern aus Entwicklungsländern auf dem Gebiet 
der technischen Berufsbildung zur Aufgabe gestellt und förderte 
allein im Jahre 1983 rund 2800 Stipendiaten aus ländern der 
Dritten Welt. [2J 
Der Mangel an qualifizierten Fachkräften wird allgemein als 
entscheidendes Hemmnis auf dem Wege zu einer eigenständigen 
Entwicklung der Partnerländer angesehen. Die Entsendung deut­
scher Fachkräfte in Entwicklungsländer im Rahmen der Tech­
nischen Zusammenarbeit kann allein diesen Mangel nicht behe­
ben. Die Ausbildung und Fortbildung von Fachkräften in den 
Ländern selbst erhalten zunehmendes Gewicht. [3J Der Aufbau 
von entsprechenden Ausbildungsstitten wurde von der Bundes­
republik Deutschland in der Vergengenheit gezielt ... orangetrie-
"" . 
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Nachdem die Ausbildung von Gewerbelehrern in der Dritten 
Welt zunehmend in den Ländern selbst durchgeführt wird, ist 
der Mediensektor zu einem wichtigen Schwerpunkt von Fort­
bildungsmaßnahmen für Lehrer aus Übersee i n  der Bundesrepu­
blik Deutschland geworden. Auf der Suche nach eigenen Wegen 
auch in der Bildungspolitik gehen viele Entwicklungsländer 
mehr und mehr dazu über, Lehr- und Lernmittel selbst herzu­
stellen. Sie richten dazu Medienzentren ein und stellen Fach­
kräfte, in der Regel Gewerbelehrer, :wr Medienentwicklung ab. 
Da die Erfahrung in den Entwicklungsländern auf diesem Gebiet 
nicht sehr groß ist, ist i n  vielen Fällen die Hilfe der Industrie­
länder erwünscht. Auch die Bundesrepublik Deutschland ist 
Adressat entsprechender Anfragen. 

Unterschiede in der Konzeption 
Problematisch ist die Konzipierung eines entsprechenden Fort­
bildungsangebots bei uns deshalb, weil die organisatorischen 
Voraussetzungen für die Medienentwicklung in der Bundesrepu­
blik Deutschland völlig anders sind, als i n  den Heimatländern 
der Stipendiaten. I n  Thailand z. B. hat sich ein vollkommen 
zentralistisches Konzept der Versorgung mit Unterrichtsmedien 
entwickelt. Das "Institute for Technology and Education Devet­
opment" (ITED) besitzt einen sehr großen Personalstamm 
(s. Schaub. 1),  der von Bangkok aus die Versorgung sämtlicher 
Schulen mit Hilfsmitteln für den Unterricht übernimmt. Pädago­
gisch und technisch vorgebildete Fachkräfte entwickeln am Cur­
riculum orientiert Medien in ständiger Rückkopplung mit Ver­
suchsschulen. Die Lehrer sind, auch aufgrund hoher Unterrichts­
belastung, mit der Medienentwicklung kaum befaßt. In Malaysia 
dagegen versucht das "Regional Education Centre for Science 
and Maths" (R ECSAM) in Penang Lehrern in -zehnwöchige[1 
Tra iningskursen Methoden der Medienentwicklung zu vermitteln. 
Die Lehrer sollen befähigt werden, Unterrichtsmaterialien mit 
einfachen Mitteln selbst zu erstellen. [4J 

In der Bundesrepublik Deutschland ist es demgegenüber zur 
Tradition geworden, daß Lehrer einfache Unterrichtsmateriali"en 
selbst entwickeln (Folien, Arbeitsblätter), ein großer Bereich der 
Medienentwicklung jedoch kommerziellen Unternehmen über­
lassen ist. Das betrifft insbesondere den Bereich von Experimen-

talmodellen. Wie man solche für einen handlungsorientierten 
Unterricht unabdingbaren Hilfsmittel entwickelt, ist nicht Ge· 
genstand der Lehrerausbildung. Lediglich besonders engagierte 
Bastler unter den Kollegen hierzulande entwickeln, zumeist 
noch unter Inanspruchnahme ihrer Freizeit, Ideen zur experi­
mentellen Umsetzung von Lerninhalten, die von Lehrmittelan­
bietern sporadisch aufgegriffen werden. Dieses System spiegelt 
sich in der mediendidaktischen Theorie wider, die sich der syste­
matischen Entwicklung von Experimentalmodellen bisher auf· 
grund der bestehenden Arbeitsteilung zwischen Bildungswesen 
und Lehrmittelindustrie kaum angenommen hat. 

Ein Vergleich der Entwicklungskonzeptionen des ITED (Bangkok) 
und der Firma Leybokt-Heraeus (Köln) macht das Problem an­
schaulich: Die Entwicklungskonleptionen der Entsender unserer 
Stipendiaten sind eng am Curriculum und an der Schulpraxis 
orientiert. Bei den Konzeptionen der kommerziellen Medienher­
steller sind Marketinooesichtspunkte viel ausschlaggebender (vgl. 
Schaub. 2, S. 43). 

"Bevor eine Entwicklung gestartet wird", ist zur Entwicklungs­
konzeption der Firma Leybold·Heraeus zu lesen, "ist eine Abklä­
rung der Marktsituation notwendig . . . .  In einem zweiten Teil 
werden dann die Lehrpläne, die Wünsche der Lehrer und die Un­
terrichtsmöglichkeiten untersucht." In einer sogenannten "Frei­
gabe" entscheiden letztlich Vertreter des Vertriebes, der Ent­
wicklung und der Herstellung im Rahmen der Konzeptphase 
aufgrund des voraussichtlichen Absatzes und des in Aussicht 
genommenen Verkaufspreises sodann, ob eine aus didaktischer 
Sicht unter Umständen durchaus gute Idee realisiert "oder ob 
von einer Entwicklung dieses Gerätes abgesehen wird". [5J 
Diese Situation ist im Grunde genommen haarsträubendl Viele 
aus mediendidaktischer Sicht hervorragende Ideen werden bei 
uns nichtverbreitetund realisiert. Nur gewinnträchtige Versuchs­
geräte oder in breitem Umfang absetzbare Einzelteile haben die 
Chance, für die unterrichtliche Verwendung angeboten zu wer­
den, nicht aber einfachste Experimente, die oft sehr wirksam 
und kostenneutral sind. Diese werden iiber den unmittelbaren 
Tätigkeiukreis ihrer Urheber hinaus selten bekannt, weil an 
ihnen nichts zu verdienen ist. 

Schaubild 1 :  Institute for Technology and Education Development (lTED) in Bangkok; Struktur nach Abteilungen und Unterabteilungen 
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Schaubild 2: Gegenüberstellung von Konzeptionen der Medienentwicklung am Beispiel des ITED (Blnllkok� und der Firma Leybold' 
Heraeus (Köln) 
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Der emplrlsch-curricul.r orientierte mediendidaktische Ansatz 
Bezüglich der MedIenentwicklerfortbildung in es angesichts der 
beschriebenen Situation kein Wunder, daß Stipendiaten, die 
deutschen Lehrmittelfirmen als Praktikanten in die Ausbildung 
zugewiesen wurden, immer wieder beklagten, daß sie nur selten 
an die konzeptionellen Probleme der Medienentwicklung Ilef· 
angefiihrt wurden, die tür sie von Bedeutung 5ioo. Sie vermiRten 
auch die Reflexion mediendidaktischlf" Fragestellungen, die für 
kommerzielle Medienentwickler offenbar von gedl"lge'em Rilßg 
sind. 
Ein Fortbildungsengebot für die lflgesprodlene Zielgruppe muR 
sich in Abgrenrong von dem in der Bundewepublik Deutschland 
.... ome.-r$Chend&n marktortentierten Konzept stärker einem pid. 
Il9OflisclH:urricutar orientierten Konzept der Medienantwicklung 
zuwenden, das in vielen Entwicktungsländern reelle Ourdiset· 
ZUogsm09ichkeiten besitzt. 
Dabei ist zu berücksicht�, daß keineswegs ein gemein$ilmes 
Verständnis dl$ Handlungsr.hmens "Unterricht" vorauszusetzen 
ist. I n  den Entsenderliindlf"n unserer Stipendiaten herrscht oft 
mehr noch als bei uns ein Verständnis von Unterricht vor, in 
dem die Aktionsform fast 'uuchließlich lehrerzentriert und die 
Konzeption von einem erklärenden Muster geprägt ist, in dem 
den Schülern eine aus,chließlich rezeptive Rolle zugedacht ist. 
Diese in der heutigen berufspädagogischen Diskussion hierzu· 
lande als "traditionell" (vgl. z. B. Bonz 1981) eingestufte [6] 
Auffassung von UnterriCht gilt In den dortigen Ländern durchaus 
als modern. Sie wird begleitet von relativ hohen Ansprüchen an 
die Effektivität von Unterrichtsmedien für eine zentrale flä· 
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chendeckende Versorgung mit Unterrichtsinhalten; einem An· 
spruch, der bei uns spätestens seit der Medieneuphorie der sieb· 
ziger Jilhre obsolet in, 
Eine Fortbildung im Bertich der Medienentwicklung kann VOll 

daher nur eingebenet sein In eint allgemeine berufspädagogische 
Fortbildung, die zu elleferst eiM Verständigung auf eine gemein· 
same bMufspidalJOQi5Che Koozeption If"mÖQlicht. In der Analyse 
ufld Reflexion der Untlf"richtswir1clidlkeit im Heimatland (7) 
und in der Gegenübersttllung mit scflijlerorientiertem und ent· 
deckenlassend8m Untenicht hier fal ist eine Basis zu erarbeiten, 
II.If deren Grundlage Medienentwick.lung eingebunden in den 
Funktiomzusammenhang des Unterrichts überhaupt erst ver· 
mittelbar ist . 

Berücksichtigt man ferner die negati .... n Erfahrungen, die mit 
der Adaptation vorgefertigter Medien hier, aber auch dort zu 
verzeichnen sind, ergibt sich eine weitlfe entscheidende Voran· 
satzung. Die zu entwickelnden Unterrichtsmateritllien dürfen 
nicht ausschließlich tlufgrund der angestrebten Lernzielti und 
·intwllte und der daraus folgenden Strukturen konzipiert werden. 
Ganz entscheidend ist die Berücksichtigung der Lernverfahren 
und Methoden sowie der Bedingungen des Medieneinsatzes hin­
sichtlich Lerngruppe und sonstiger Voraussetzungen am Lernort. 
Andernfalli erBeben sich erhebliche Schwierigkeiten in der Ver· 
wendung der verbreiteten Materialien in der recht vielgestaltigen, 
keineswegs einheitliChen Unterrichtspraxis. Medienentwicklung 
und Implementierung müssen sich auf dieses Probi!m einstellen. 
Es ist vor diesem Hintergrund nur ein empirisch-curricularer An· 
satz der Medienentwicklung sinnvoll, der weder rein deduktiv 
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nur V(J" der im Curriculum vorgegebmen SilChstruktur 8USIlMt, 
noch ausschließlich nachfrageorientier1 lediglich die Lehrmittel 
weiterentwickelt, die am Markt abselZbar sind. Ausgeh8f1d vom 
Curriculum und der Unterrichtsanalvse zu einem vom CUrricu­
lum vorgegebenen Inhalt können Medien tür konkrete Einsatz­
zwecke und Zielgruppen entwickelt werden. die lufgrund ihrer 
Method.ntransparenz und ausgewiesen.n ZieJgruppenorien· 
tieTUng .inen hohen Grad <In Adaptationsfähigkeit erwarten 
lassen. 

Di. Unterrichtsanalyse erscheint für den Gesamtkontext der Me· 
ditl'llntwicklung (vgl. auch SchofInfeld/N6Iker; 19801 (9) als u no 
ebdlngtNlre Vonlu5Setzung (vgl. Schaub. 31. Sie ermöglM:ht dem 
MKlienentwickler erst einen Einblick in die didaktischen Impli· 
kltiOMn des curricular vorgegebenen Sachthlffi'lu Es sollte 
nicht divan ausgegangen werden, daß ein pädagogisch vorgebil­
deter Medienentwickler die in dieser Hinsicht im Rahmen der 
Medienentwicklung anstehenden Probleme sämtlich vom grünen 
Tisch au. lösen könnte_ In der UnterriChtsanalyse ergeben sich 
IOwohl für die Medienentwicklung interessante Ideen der didak­
lilChen Um5&tzung von Sach- oder Problemwsammenhängen, 
8h aum eine Eins.icht in vorhandel'l8 Mängel der Umsetzung vor 
dem Hintervrund bestimmter Ziel{ll'llppefl und Ofg8nisatooscher 
V04'lUssetzungen. Wie '101' diesem Hintergrund der Unterricht 
durch den EinSlltz von Medien in den ...... sdlledenll!fl Unterrichts­
ph.sen art5Chaulicher werden kartn und durch welche Hilfsmittel 
der Unterricht tlandlungsorientierter Ofganisiert werden kann, 
sind die grundlegenden Zielperspektiven der Auswertung eines 
beobachteten Unterrichts. 

Schaubild 3: Ge",intkontext der Medienll!fltwicklung und Wech-
581wirkungen von Medien und Unterricht; Schema 
nach Nölker/Schoenfaldt 1980 
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Die Wechselwirkungen der Unterrichtsmedien mit den übrigen 
lernpJVehologisch-didekti5Chen Größen des Unterrichts nach 
dem Kontextmodell (vgl. Schaub. 3) bedürfen besonderer Be­
achtung. So ist hins.ichtlich der Wechselwirkung (Al beispiels· 
welse zu analysierll!fl, irtwie-Mrit die Sachstruktur durch die Me· 
diengHtehung verdeutlicht werden kann, wie eine lerngruppert­
adiquete Reduktion des Inhalts durch die Dautellungsform vor· 
genommen werdM kann oder wie ilbstrat<te Inhalte durch ent· 
sprechende Hilfsmittel auf eine für den LernendM erfilhrbare an 
seinen Erfahrungshintergrund anknOpfende Ebene gebracht wer· 
den können. Hinsichtlich der Wechselwirkung von Medien und 
Methoden (B) stellt sich zum Beispiel die Frage, wie Hitfsmittel 
für enzunrebende Unterrichtsformen (r. B. Experiment, Grup­
penunterricht) gestaltet sein müßten, wlliche Medien sich für die 
Vllrbeuen.mg der Unterrichtsdurchführung in den ver5chiedenen 

ArtikulltionSS1ufen eigner. UM. Auf d� Ebene der Wechselwir­
kung zwischen Medien und Lerngruj)pe sowie sonstigen Voraus· 
setzungen (C) ergeben sich u. 8. Fragen TlCICh der für die Ziel­
gruppe geeigneten Codi�ungsform, der Informationsdichte und 
dem Abstraktionsgrad der Medien sowie der personellen und 
technischen Ressourcen am lItrnort. 

Von diesen überlegungen ausgehend können zielgerichtet Medien 
entwickelt und im Prototyp reaHsiert werden. Die realisierten 
Alternativen sind unter InanspnJchnahme des parallel dazu ent­
wiC!<elten Begleitmaterials im Unterricht enup�eoder Ziel­
gruppen zu erproben, um daraus resultierend eventuell Verbes­
serungen oder aber in jedM'l Fall Hirtweise auf Adaptationsmäg. 
lichkeiten für weitere Zialwuppm und EinIlItzzwecke zu erar· 
beiten (vgl. Schaub. 4, S. 45J. 

Für die Implementierung wäre es Im Grund genommen ideal, 
wenn die Medienagenturen, Seminare und Trainingskurse auf 
tegionaler Ebene anbieten können. Diese Veranstaltungen soll­
ten Lehrern die Möglichkeit bieten. ein mediendidaktisches 
Verständnis zu entwickeln, einen überblick über vorhandene 
Unterrichtsmittel zu gewinnen, neuentwickelte Medien und ihre 
Einsatzmöglichkeiten kennenzulernen und die versdl� 
Memoden des Mediemtin5iltus in untersdliedlicheo Unterrichts· 
situationen einzuüben_ Dabei sollte auch auf Methodert des Leh· 
rerverll;iltertStrlinings, wie z_ B. das Microtuching. zuriidl:�rif· 
fen werden. 

Man muß jedoch davon ausgel'len, daß nur ein geringer Anteil von 
Lehrern in Entwicklungslindeorn die Möglichkeit zur Teilnahme 
an derilrtigen Maßnahmen haben dürfte. Deshalb mutl das zu 
einem Lehrmittel entwickelte Begleitmaterial entsprechende 
methodische Hinweise enth<llten. 

Rückwirkurtgert auf die 
MedleTMlTltwicklung in der Bundeut?Ublik Deutschland 

Der hier rtur $Ihr verkürzt dargIStelIte Artsatz rur einert Gesamt· 
rahmen der Medienentwickll.lng zeigt Irt seiner Methodik sehr 
$tarke Parallelen zu dem anfangs bereits diskutierten fntwick· 
lungtikonzept des ITED !Bangkok) und dirfte von daher auf 
jtdli!f1 Fall für die spätere Arbeit der Stipendiilten vor Ort prakti­
kabel sein. Durch die besondere Beachtung der berufspädagogi­
schen und didaktischen Einflußgrößen, die hier ja sogar zum 
Ausgangspunkt der Kon�eption werden, ergibt sich jedoch ein 
Innovatorischer Aspekt. Berilckslchtlgt man, daß auf diese Art 
gezielt entwickelte Medien und Begleitmaterialien darüber hin_ 
aus audl eine Breitenwirkung bezüglich der Weiterentwicklung 
von Unterrictltsmethodik und Handlunqsorientierung besitzen, 
50fern sie in breitem Maße eingesetzt werden, so ergibt sich ein 
heher Stellenwert in der Bedeutung der Ert�heidurtg für eirtlTl 
solchen Ansatz. 

Ebenso bedeutll!fld, �weifellos abar wesentliCh schwieriger, wäre 
die Fortentwicklung von Medienentwicklungskonzeptionen abar 
auCh bei uns. AnQ!!sichts horrender Summen Geldes, die Jahr für 
Jahr für Lehr __ und Lernmittel verwendet werden, muß die Frage 
erleubt sein, ob es nicht effektivere Formen der Medienentwick­
kmg gibt, als die bei uns vorherrschende. Offentliehe Institutio­
nen müs58n nicht ausschließlich Abnehmer und Verwalter von 
Unterrichtsm�ien sein, die unter kommerzieller Regi! entwickelt 
werden. Daß eine Medienentwicklung unter Beteiligung öffent· 
IIcher Institutionen funktionieren kann und sowohl unter finan· 
ziellen Ils auch unter didaktischen Gesichtspunkten effektivet 
sein könnte, zeiglin uns unsere Panner�ndet' im Bereich der 
internlHonalen Zusammenarbeit. Das Bundesinstirut ffrr Berun· 
bildung bietet dafür z. B. ein Modell. Qbgleich dieses Institut ja 
durch G8$etz, Medienkonzeption und Beuth-Vertrag auch per­
manent in dem Widerspruch von marktorientierter Entwicklung 
einerseits und didaktischen sowie methodischen Ansprüchen an 
eine gehaltvolle Medienentwicklung endererseits verwickelt ist. 
überlegungen in diese Richtung sollten nicht Tabu sein, auch 
wenn wirtschaftliche Interessen einzelner Industriezweige da· 
durch empfindlich betroffen wären. 



Billldesinstitut 
für Berufsbildung Nr. 2 - April 1986 

tatsachen · hinweise · ergebnisse · materialien · anregungen 
Aus der Berufsbildungsplanung 
nicht mehr wegzuderiken: Deutlich verlangsamter 
10 Jahre Anstieg der tariflichen 
Be�sbildungs- Ausbildungsvergütungen 
berIcht 1983 und 1984 fielen die von den Tarupartnem vereinbarten Er­

Runde Zahlen sind meist Anlaß 
tür eine Rückbesinnung. Eine 
rückblickende Betrachtung und 
Bilanzierung der Ergebnisse der 
letzten zehn Jahre verdient auch 
der Berufsbildungsbericht. 

Mit dem Ausbildungsplatzför­
derungsgesetz vom September 
1976 ist eine gesetzliche Grund­
lage tür die Berutsbildungspla­
nung geschaffen worden. Das 
Aufgabenfeid der Planung ist in 
§ 5 Abs. 2 umrissen: 
"Die Berufsbildungsplanung 
hat insbesondere dazu beigetra­
gen, daß die Ausbildungsstätten 
nach Art, Zahl, Größe und 
Standort ein qualitativ und 
quantitativ ausreichendes An­
gebot an beruflichen Bildungs­
plätzen geWährleisten und daß 
sie unter Berücksichtigung der 
voraussehbaren Nachfrage und 
des langfristig zu erwartenden 
Bedarfs an Ausbildungsplätzen 
möglichst günstig genutzt wer­
den. " 

Die genannten Inhalte der 
Berulsbildungsplanung sind 
auch von dem Rechtsnachfolger 
des Ausbildungsplatzförde­
rungsgesetzes, vom Berufsbil­
dungsförderungsgesetz über­
nommen worden. Ein zentrales 
Planungsinstrument der Bun-

höhungen der Ausbildungsvergiitungen nur etwa halb so hoch aus wie 
in den sechs davor liegenden Jahren: 1983 wurden die Ausbildungs­
vergütungen im Durchschnitt um 3 %, 1984 sogar nur noch um 2,6 % 
angehoben. Die durchschnittliche Vergütung eines Auszubildenden 
lag 1984 bei 600 DM. In den Jahren 1977 bis 1982 lagen die Slei­
gerungsraten dagegen noch jeweils deutlich über 5 %. Sie schwankten 
zwischen 5,6 % im Jahr 1982 und 7,2 % im Jahr 1978. 

Dies geht aus einer Zeitreihen­
untersuchung tariflicher Ausbil­
dungsvergütungen für die Jahre 
1976 bis 1984 hervor, die jetzt 
in Heft 82 der Schriftenreihe 
"Berichte zur beruflichen Bil­
dung" des Bundesinstituts für 
Berufsbildung veröffentlicht 
wurde. Die Untersuchung basiert 
auf einer Auswertung des beim 
Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnu ng geführten Tarifre­
gisters. Übereine Zuordnungvon 
Tarifverträgen zu Ausbildungsbe­
rufen werden im Bundesinstitut 
regelmäßig die durchschnittli­
chen Ausbildungsvergütungen 
für rd. 170 stark besetzte Ausbil­
dungsberufe ermittelt. In diesen 
Berufen waren in den letzten Jah­
ren jeweils mehr als 90 % aller 
Ausbildungsverhältnisse zu ver­
zeichnen. 

Die vorliegende Untersuchung 
ergab, daß die durchschnittlichen 
Ausbildungsvergütungen pro 
Monat von 396 DM im Jahr 1976 
aul602 DMimjahr 1984 angeho-

ben wurden. Dies bedeutet eine 
nominale Gesamtsteigerung von 
52%. 

Bei der Unterscheidung nach den 
Wirtschaftsbereichen und nach 
den einzelnen Ausbildungsberu­
fen treten allerdings erhebliche 
Abweichungen auf. Die höchsten 
Ausbildungsvergütungen wur­
den in den vergangenen Jahren im 
Durchschnitt immer in Industrie 

Erhöhungen 
der tariflichen 

Ausbildungs­
vergütungen 

-in % -

aus: "Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis, BWP" II/I 



thema: berufsbildung 
desregierung ist der jährliche 
Berufsbildungsbericht. Berufs­
bildungsplanung in einem 
System von Freiheit der Berufs­
wahl und marktwirtschaftlicher 
Steuerung des Ausbildungsge­
schehens hat die Aufgabe, durch 
"ein umfassendes und diffe­
renziertes Informationssystem 
Entwicklungstendenzen und 
mögliche Konflikte auf dem 
Berufsbildungs- und Arbeits­
markt zu verdeuOichen, Strate­
gien gegen unerwünschte Ent­
wicklungen zu erstellen und sie 
mit Hilfe eines Kommun;­
kationsnetzes in verhaltens­
ändernde Impulse/Aktionen 
umzusetzen"l). Das Kommuni­
kationsnetz in Form eines 
Systems von Ausschüssen ist 
bereits durch das BeTu/sbit­
dungsgesetz (1969) geschaffen 
worden. 

Es ist durch den Instanzenweg 
des Berufsbildungsberichtes 
(Beratung im Hauptausschuß 
des Bundesinstituts für Berufs­
bildung, Entscheidung durch 
die Bundesregierung, Diskus­
sion im Deutschen Bundestag) 
erweitert worden. 

Mit der �inführung einer amtli­
chen Berufsausbildungsstati­
stik und eines "Schnellmelde­
systems" über Angebot und 
Nachfrage von Ausbildungsstel­
len im Jahre 1976 (beide Vor­
schriften gelten auch nach dem 
Berufsbildungsförderungsge­
setz) sind die Grundlagenfürein 
InfoTf!lationssystem geschaffen 
worden. Die Informationen 
gehen in den jährlichen Berufs­
bildungsbericht ein, der sich zu 
einem Standardwerk der Berufs­
bildungsplaner in den Ministe­
rien, den Spitzenorganisationen 
von Arbeitgebern und Gewerk­
schaften, den zuständigen Stel­
len und Arbeitsämtern sowie der 

1) Alex, L.: Berufsbildungsplanung und 
Berulsbildungslorschung in: Berufs­
bildung in Wissenschaft und Praxis 
1982, Heft 6, S. 5. 
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Politik entwickelt hat. "A ufgabe 
eines in diesem Sinne die 
Gesamtentwicklung darstellen­
den Hauptbuch .. der berufli­
chen Bildung soll es sein, den 
Deutschen Bundestag, die Ver­
antwortlichen und Zuständigen 
(Bund, Länder und Gemein­
den), die an der Berufsbildung 
unmittelbar Beteiligten und die 
Öffentlichkeit umfassend zu 
informieren, ihnen die Situation 
und die Tendenzen in diesem 
Teil des Bildungssystems tran­
sparent zu. machen und somit 
einen Beitrag zur besseren 
Entscheidungsfindung zu lei­
sten"2). 

Informationsfunktion des Be­
Tufsbildungsbenchtes, verbun­
den mit dem Instanzenweg sei­
ner Beratung, charakterisieren 
den im wesentlichen auf Infor. 
mationsverbreitung und "Anlei­
tung zum Handeln" angelegten 
Planungsprozeß. 

Der Bundesministerfür Bildung 
und Wissenschaft legt bis zum 
1. März eines jeden Jahres den 
Bericht der Bundesregierung 
vor. Vorausgegangen sind mona­
telange intensive Vorarbeiten 
und Beratungen im Ministerium 
und im Bundesinstitut für 
Berufsbildung. 

Der erste Bericht von 1977 ent­
hielt wegen der zu kurzen zur 
Verfügung stehenden Vorberei­
tungszeit lediglich die zur Beur­
teilung der Ausbildungslage 
notwendigen Angaben und 
einige wenige strukturelle Infor� 
mationen zur Ausbildung und 
Erwerbstätigkeit. 

Im Berufsbildungsbericht 1978 
wurden die strukturellen Infor­
mationen erweitert. Neben 
neueren Daten zur Beschiilti-
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2) Berufliche Bildung in der Bundes­
republik Deutschland - 1977 - Hrsg. 
Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft S. 36. 

und Handel erreicht; sie stiegen 
von 1976 bis 1984 um 53 010 auf 
669 DM pro Monat an. 
Relativ hoch lagen auch jeweils 
die Ausbildungsvergütungen im 
Öffentlichen Dienst; sie wurden 
allerdings mit 45 % - auf 615 DM 
im Jahr 1984 - prozentual am 
geringsten erhöht. Vergleichs­
weise stark wurden die Ausbil­
dungsvergütungen in der Land­
wirtschaft und in den freien Beru­
fen angehoben: Sie stiegen um 
jeweils 58 % auf durchschnittlich 
576 DM bzw. 549 DM im Jahre 
1984an. Im Handwerkbetrugder 
Zuwachs von 1976 bis 1984 50 o/� 
monatlich 525 DM wurden hier 
den Lehrlingen durchschnittlich 
im Jahre 1984 gezahlt. 
Im Jahr 1984 bewegten sich für 
82 % der Auszubildenden die 
Vergütungen zwischen 450 DM 
und 700 DM, für 13 % lagen sie 
höher und für 5 % der Lehrlinge 
niedriger. 1976 waren die Ver­
gütungen noch deutlich stärker 
konzentriert: 85 % der Auszubil­
denden erhielten Beträge zwi­
schen 300 DM und 500 DM, 9 %  
bekamen mehr und 6 % weniger. 
Die höchsten Ausbildungs­
vergütungen wurden in allen 
untersuchten Jahren im Bergbau 
erreicht; sie betrugen 1984 
durchschnittlich 1.034 DM beim 
Beruf Bergmechaniker und 
982 DM beim Berg- und Maschi­
nenmann. Am Ende der Ver­
gütungsskala rangierten immer 
die Friseurlehrlinge und die ange­
henden Damenschneider, ihnen 
wurden 1984 durchschnittlich 
332 DMbzw. 196 DMpro Monat 
gezahlt. 
Die Veröffentlichung "Entwick­
lung der Ausbildungsvergütun­
gen von 1976 bis 1984" von 
Ursula Beicht und Susanne 
Wiederhold ist als Heft 82 der 
Reihe "Berichte zur beruflichen 
Bildung" erschienen und beim 
Bundesinstitutfür Berufsbildung. 
Referat Presse- und Veröffent­
lichungswesen, Fehrbelliner 
Platz 3, 1000 Berlin 3 1 ,  gegen 
eine Schutzgebühr zu beziehen. 

BtlWie 
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Häufiger Berufswechsel 
nach der Ausbildung 
Der übergang von der Ausbildung in den Beruf ist für viele Jugend� 
liehe mit einem Berufswechsel, häufig auch mit der Aufnahme einer 
weiteren Ausbildungverbunden. In manchen Ausbildungsberufenist 
die Zahl dererfolgreichen Prüfungsteilnehmerdreimal so hoch wie die 
Zahl derer, die als junge Fachkräfte in diesem Beruf eine Beschäfti­
gung gefunden haben. 

Insgesamt gab es im Jahre 1984 
1,9 Millionen beschäftigte junge 
Fachkräfte unter 25 Jahren. Die­
sen stehen 2,7 Millionen erfolg­
reiche Prüfungsteilnehmer des 
dualen Systems gegenüber, so 
daß sich eine Beschäftigungs­
quote von 68 % ergibt. Die übri­
gen leisten Wehrdienst, haben 
eine weitere Ausbildung auf­
genommen, sind arbeitslos oder 

nicht erwerbstätig, insbesondere 
als Hausfrauen. 

Die Verbleibquote ist oft sehr 
niedrig, da viele Ausgebildete in 
verwandte Berufsfelder abwan­
dern. So sind z. B. Kraftfahr­
zeugmechaniker in 45 anderen 
Berufen tätig, insbesondere als 
Kraftfahrer. Im Beruf selbst sind 
nur 49.000 Fachkräfte unter 

Berufe mit geringen Verbleibquoten 
- in Tausend -

mechaniker 

Speditions­
kaufmann 

Tankwart 

Friseurin 

Zeichnerin 

Apotheken­
helferin 

Gärtnerin 

_ Beschäftigte 
junge Fach­
kräfte unter 
25 Jahren 

_ Erfolgreiche 
Prüfungs­
teilnehmer 
der letzten 
5 Jahre 

25 Jahren beschäftigt; 145.000 
haben in den letzten fünf Jahren 
die Prüfung bestanden. 

Größere Schwierigkeiten gibt es 
bei Ausbildungsberufen mit 
einem eng angelegten Berufsbild 
wie Bäcker, Technischer Zeich­
ner und Tankwart. Auch in diesen 
Berufen liegt die Verbleibquote 
unter 45 %. 

Insgesamt sehen sich etwa 15 % 
der Ausgebildeten nach der Prü­
fung mit der Schwierigkeit kon­
frontiert, die Ausbildung in einem 
häufig gewählten, überlaufenen 
Beruf verwerten zu müssen, was 
für viele einen Berufswechsel, 
auch die Aufnahme von Hilfstä­
tigkeiten, mit sich bringt. 

Durchschnittliche Beschäfti­
gungschancen haben Metall- und 
Elektroberufe und auch die Bau­
berufe. Trotz nachlassender Bau­
konjunktur werden junge Fach­
kräfte offensichtlich in diesem 
Bereich noch gesucht. 

Bei den Frauen haben Friseurin­
nen, Gärtnerinnen und Apothe­
kenhelferinnen geringe Verbleib­
quoten. Relativgünstigschneiden 
die Bürofachkräfte ab, wobei hier 
jedoch die Aufnahme von Teil­
zeitarbeit eine Rolle spielen 
dürfte. Auch die Bankkauffrauen 
haben gute Chancen; 90 % sind 
in ihrem erlernten Beruf tätig. 

Es gibt auch nach wie vor Mangel­
berufe, für die zu wenig ausgebil­
det wurde und die Fachkräfte aus 
anderen Bereichen aufnehmen, 
häufig nach Absolvieren einer 
Zusatzausbildung. Zu diesen 
gehören Berufe im Bereich Che­
mie, Kunststoff, Datenverarbei­
tung und einige häufig als wenig 
attraktiv eingeschätzte Berufe 
wie Galvaniseur, Sägewerkerund 
Metallschleifer. Bei letzterem 
werden dreimal soviele junge 
Fachkräfte beschäftigt wie aus­
gebildet wurden. 

Wer 
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Ausgangslage und Perspektive! 

Modellversuchsreihe 
,,Neue Technologien in der 
beruflichen Bildung" 
1. Zum allgemeinen Verständnis 

von Modellversuchen 
Der spezifische Charakter dieser 
Modellaktivitäten wird wesent­
lich durch ihre institutionelle und 
methodische Verankerung im 
Umfeld bestimmt. 
So ist die dem Bundesinstitut für 
Berufsbildung zugewiesene Auf­
gabe "Betreuung von Modell­
versuchen" Bestandteil der Akti­
vitäten, die sich unmittelbar auf 
eine Verbesserung der Berufsbil­
dungspraxis beziehen. 

2. Was kennzeichnet Modellver-
suche? 

lYpisch ist die Verankerung 
neuentwickelter Qual ifiz ierun gs­
maßnahmen (Inhalte, Methoden, 
Vermittlungskonzepte ) in der

. 

bt Berlin: 

Erster Europäischer 
Weiter­
bildungskongreß 
Der Berliner Senat veranstaltet 
gemeinsam mit dem Europäi· 
sehen Zentrum für Berufsbildung 
(CEDEPOP), .der Europäischen 
Wirtschaftshochschule Paris und 
dem BundesinstitutfÜf Berufsbii­
dung vom 09.-10. Oktober 1986 
den ersten Europäischen Weiter· 
bildungskongreß in Berlin. 

Der Kongreß steht unter dem 
Motto "Weiterbildung in Euro· 
pa - Chancen für Innovation und 
Beschäftigung" und befaßt sich 
mit den Weiterbildungsangebo· 
ten der BG· Staaten. Der Kongreß 
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Berufsbildungspraxis, und zwar 
von der Entwicklung über die 
Erprobung bis hin zum berufli­
chen Alltagshandeln. Mit dieser 
unmittelbaren Einbeziehung von 
Betrieben und Bildungsinstitu­
tionen wird eine praxisgerechte 
Bedarfsanalyse und Prioritäten­
setzung angestrebt. Zugleich ent­
wickelt sich damit ein solides 
Fundament für eine breite Akzep­
tanz von Neuentwicklungen. 
Modellversuche sind nur dann 
erfolgreich, wenn die in ihnen 
erzielten Erkenntnisse für eine 
Vielzahl von Betrieben bei der 
Weiterentwicklung ihrer Aus­
und Weiterbildung hilfreich sind. 

Dies bedingt, daß bewährte Ele­
mente aus Modellversuchen,z. B. 
Lehrgänge, Vermittlungskon-

dient Bildungspolitikern und Bil­
dungsforschern sowie Fachleu­
ten und Praktikern aus dem Wei� 
terbildungsbereich als Forum für 
einen Informations- und Erfah­
rungsaustausch. 

Im Rahmen des Kongresses, der 
von Podiumsgesprächen mit Bil­
dungspolitikern der Europäi­
schen Gemeinschaft umrahmt 
wird, finden fünf Workshops 
statt. Unter dem Thema: 

Weiterbildung als Mittel der 
Organisations- und Personal· 
entwicklungsplanung in mitt� 
leren Betrieben 

wird einer dieser Workshopsvom 
Bundesinstitut für Berufsbildung 
gestaltet. 

Nähere Informationen entneh­
men Sie bitte dem beiliegenden 
Prospekt. 

zepte, Organisationskonzepte 
permanent und nicht erst nach 
Abschluß des Versuchs an alle 
Interessierten weitergegeben 
werden. 

3. Warum wurde diese Modell-
versuchsreihe gestaltet? 

Ausgangspunkt ist die Erkennt­
nis, daß Technikinnovationen 
und neuentwickelte Formen der 
Arbeitsorganisation ohne ausrei­
chende Qualifizierung der Mit­
arbeiter erfolglos bleiben. 

Die gegenwärtige Situation ist 
aber geprägt durch eine Dynamik 
der Technik mit einer unscharf 
konturierten Zukunftsperspek­
tive, die eine Herauskristallisie­
rung systematischen praktischen 
Erfahrungswissensverunsichern. 
Damit fehlt dietraditionelle Basis 
für eine Identifikation langfristig 
verwertbarer Qualifikationen. 
Bei einer solchen Ausgangslage 
können vorzeigbare neue Praxis­
beispiele und praktische Hand­
lungsmodelle eine große Hilfe für 
die Weiterentwicklung der 
Berufsbildung sein. Um zu einem 
Bündel gut begründeter Anre­
gungen und hilfreicher Anstöße 
zu gelangen, entschied sich der 
Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft für eine Reihe von 
25 Modellversuchen und stellte 
20 Millionen DM zur Verfügung. 
Das überwältigende Echo auf die 
Ende 1983 bekanntgegebene 
Reihe verdeutlicht den prakti­
schen Handlungsbedarf in der 
ausbildenden Wirtschaft. Ca. 500 
betriebliche Anfragen führten zu 
100 ausgearbeiteten Konzepten, 
die in einem Auswahlverfahren 
auf 25 Projekte verdichtet wur­
den. 

4. Zu den Eckdaten der Reihe 
Die Modellversuchsreihe ist 
schwerpunktmäßig im Jahre 
1985 angelaufen. (Die Laufzeit 
eines Modellversuchs beträgt ca. 
4 Jahre.) Als Technikschwer­
punkte haben sich dabei heraus­
gebildet: 
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Kaufmännische Führungskräfte in Klein- und Mittelbetrieben 

Veränderung der Qualifika­
Qonsanforderungen 
durch neue Technologien 
L Skizzierung des Hintergrundes 
Das BIBB hat im Rahmen des 
Forschungsprojekts "Fortbil­
dungsordnungen in der kauf­
männischen Weiterbildung" ein 
funktionsorientiertes und ein 
wirtschaftszweigorientiertes 
Fortbildungsrnodell erarbeitet. 
Diese Modelle heißen z. Z. 
"Fachkraft Rechnungswesen/ 
Finanzierung" und "Industrie­
fachwirt I Iod U striefachwirtin " 
und sind in folgenden Schritten 
entwickelt worden: 
Erarbeitung 
• eines Funktionsbildes 
• eines Aufgabenkatalogs 
• der Lerninhalte 
• einer Prüfungsordnung. 
Die Erarbeitung dieser Fortbil­
dungen ist von einem beratenden 
Fachausschuß begleitet worden, 
der sich aus Vertretern und Ver­
treterinnen der Sozialpartner, 
der Länder und des Bundes 
zusammensetzt. 

Nun sollen beide Modelleerprobt 
werden, indem je sechs Lehr­
gänge - über die Bundesrepublik 
verteilt - eingerichtet und durch­
geführt werden. 
Wichtige innovative Elemente 
bei der Konzeption der Fortbil­
dung zum Industriefachwirtlzur 
Industriefachwirtin waren 
11 die im Funktionsbild aus­
drückliche Festlegung auf eine 
Führungsaufgabe, nämlich qie 
kaufmännische leitung eines 
Klein-oder Mittelbetriebes 

• dk Einbeziehung der Ausbil­
dereignungsverordnung in den 
Abschluß 
• der Einstieg in eine fächer­
übergreifende Prüfung und 

• die Art und Weise, in der neue 
Technologien in diese Fortbil­
dung einbezogen werden sollen. 
Am Beispiel Industriefachwirtl 
Industriefachwirtin soll hier dar­
gestellt werden, wie die neuen 
Technologien die Qualifikations­
anforderungen für kaufmän­
nische Führungskräfte in Klein­
und Mittelbetrieben verändern. 

2. Bedeutung neuer Tech­
nologien für kaufmän­
nische Führungskräfte 

Im Laufe der Arbeit wurde die 
Bedeutung der neuen Technolo­
gien gerade für diesen Adressa­
tenkreis immer deutlicher. Die 
wichtigsten Gründe, warum 
kaufmännische Führungskräfte 
im Bereich neuer Technologien 
qualifiziert werden müssen, sind 
• die Gestaltbarkeit von tech­
nisch-organisatorischem Wan­
del, verbunden mit der Schlüssel­
rolle dieser Adressaten für die 
Gestaltung von Arbeitsplätzen, 
Arbeitsinhalten, Arbeitsstruktu­
ren, Qualifikationsniveaus 
• ihre Initiatorenrolle für tech­
nisch-organisatorischen Wandel 
in Klein- und Mittelbetrieben 
(Feststellung des betriebsspezifi­
schen Innovationsbedarfs und 
Entwicklung eines betriebsspezi­
fischen Anforderungsprofils ) 
• ihre Verantwortung für die 
Qualifizierung (Ermittlung des 
Qualifizierungsbedarfs und Pla­
nung des Qualifizierungsprozes­
ses) 

• der häufig fehlende Zugang zu
' 

neuen Technologien in der Aus­
bildung dieser Adressaten und 
das Tempo des technischen Wan­
dels 

• die Bedeutung der informa­
tionstechnologischen Entwick­
lung für Führungsfunktionen 
("strategic planning" erlaubt 
neben operation ellen und Kon­
trollfunktionen die strategische 
Planung der betrieblichen 
Gesamtheit ) 
• der erschwerte Zugang zu 
Informationen für Klein- und 
Mittelbetriebe. 

Notwendige Lernziele für diese 
Adressaten, damit sie ihre Lei­
tungsfunktion wahrnehmen kön­
nen, sind u. E. 

• Abbau von Berührungsäng­
sten 
• zur Be�chreibung betriebsspe­
zifischer Aufgaben und betriebs­
spezifischen Innovationsbedarfs 
befähigen 
• Blick für Zusammenhänge 
schärfen (Information als neuer 
Produktionsfaktor ) 
• Methoden der Informations­
analyse kennenlernen 
• zum Planen und Organisieren 
des Investitionsentscheidungs­
prozesses befähigen 
• zum Planen und Organisieren 
des Qualifizierungsprozesses 
befähigen 
• zur herstellerunabhängigen 
Auswahl befähigen 
• zu vernünftiger Informations­
politik befähigen (Akzeptanz­
und Motivationsproblem) 
• neue Kooperations-und Orga­
nisationsmodelle kennen und 
anwenden können (Werkstatt-, 
Qualitäts-, Systemzirkel) 
• Kenntnis marktüblicher Soft­
ware. 

3. Folgen für die Fortbildung 
Für die Fortbildung zum Indu­
striefachwirt/zur Industriefach­
wirtin wurden - von allen durch 
die Beratung im Fachausschußan 
der Arbeit Beteiligten wie Vertre­
terinnen und Vertreter der 
Arbeitnehmer, der Arbeitgeber, 
des Bundes und der Länder -
daraus drei Konsequenzen gezo­
gen: 
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Es wurden bei den Lerninhalten 
in allen Funktionsbereichen 
informationstechnologische An· 
knüpfungspunkte formuliert, 
z. B. 

• in der Materialwirtschaft 
- Instrumente zur Steuerung 
des Material- und Informa­
tionsflusses (EDV) 
- Lagerarten und Technisie­
rungsmöglichkeiten 
- Zusammenhang von Lager­
organisation und Lagertech­
nik 

• in der Produktion 
- Methoden und Hilfsmittel 
der Fertigungsplanung 

• im Rechnungswesen 

- Aufbereitung von statisti­
schen Daten 
- Darstellungsmethoden der 
Statistik 

• in Investition und Finanzie­
rung 

- computerunterstützte Ver­
fahren für diesen Bereich 

- Prognoseverfahren für In­
vestitionsplanung und Investi­
tionsrechnung 
- Simulationstechniken für 
Investitionsplanung und love­
stitionsrechnung 
- simultane Planung des 
gesamten Investitionspro­
gramms (Capital Budgeting) 
- Fallbeispiele : Aufstellen 
verschiedener Finanzierungs­
pläne 

- Technik der Kontrolle der 
Zahlungs-und Kreditfähigkeit 

• im PersonaJwesen 
- Durchführen einer Lohn­
und Gehaltsabrechnung 
- Personalstatistik 

• in der Betrieblichen Organisa­
tion 
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- Darstellungsmöglichkeiten 
in der Ablauforganisation 
- Beispiel einer betrieblichen 
Reorganisationsmaßnahme : 
Zusammenwirken der betrieb­
lichen Funktionen unter Ein-

beziehung der außerbetriebli­
chen Rahmenbedingungen. 

Dieser integrative Ansatz hat 
nicht nur Folgen für das Lernen, 
das so aufgaben- und damit 
erwachsenengerechter ist, son­
dern auch für die Unterrichtsor­
ganisation, die die notwendige 
Hardware verfügbar machen 
muß, wie auch für die Qualifika­
tion und Vorbereitung sowie 
Zusammenarbeit der Dozenten 
und Dozentinnen. 
Neben diesem integrativen 
Ansatz wurden aber auch infor­
mationstechnologische Lernin­
halte formuliert, um klar zu 
machen, welches die Mindestin­
halte sind, die für die beschrie­
bene Funktion umzuformen und 
nutzbar zu machen sind. Die 
EDV-Lerninhalte haben also den 
Charakter einer Checkliste. 
• Hardware 

Zentraleinheit 
- Peripherie 
- Eingabegeräte, Datenerfas-
sungsgeräte 
- Ausgabegeräte 
- Dialoggeräte 

• Datenfernverarbeitung/ 
Datenfernübertragung 

Kanäle 
Terminals und Netzwerk 
On-line-Terminal 
Off-line-Terminal 
Netzwerkarchitektur 

• Anwender-Software 
- Grundbegriffe der Pro­
grammierung 
- Algorithmen und Pro­
gramme 
- Problemanalyse 
- Datenflußplan, Strukto-
gramme, Programmablauf­
plan 
- Übersetzung und 

·
Test 

- Dokumentation, Arbeits-
abläufe, Pflege der Programme 
- Betriebssysteme 

• Informationsverarbeitende 
Prozesse in Unternehmungen 
und Verwaltung 

- kaufmännische Tätigkei­
ten, Arbeitsabläufe und 
betriebswirtschaftliche funk­
tionen als informationsver­
arbeitende, automatisierbare 
Prozesse 
- Beschreibung informa­
tionsverarbeitender Prozesse 
im Betrieb mittels Methoden, 
Verfahren und Darstellungs­
formen 

• Datenorganisation/Daten­
banksysteme 

- logische und physikalische 
betriebliche Datenstrukturen 
und deren Zusammenhänge 
- Organisations- · und 
Zugriffsformen für Dateien 
- Aufgaben der Datenver­
waltung 

Organisation 
Zugriff 
Datensicherung (tech-
nisch, organisatorisch) 

Datenschutz (rechtlich) 

• Auswirkungen des Einsatzes 
der Informationstechnologie auf 
Wirtschaft und Gesellschaft 

- betriebliche und gesamt­
wirtschaftliche Bedeutung des 
Hardware- und Software-Ein­
satzes 
- die besondere Schutzwür­
digkeit personenbezogener 
Daten sowie die hierfür gesetz­
lich vorgeschriebenen Maß­
nahmen 
- Veränderungen der Anfor­
derungen an die individuelle 
und berufliche Qualifikation 
durch den Einsatz von Rech­
nern 

Es wird auch bei der Formulie­
rungder Lemziele, die mit Exper­
ten und Expertinnen der Träger 
gemeinsam geschehen soll, 
darauf ankommen, den DV­
Bezug als Unterrichtsprinzip zu 
verwirklichen und so dem inte­
grativen Ansatz bei den einzelnen 
Lernzielen so weit wie möglich 
zum Durchbruch zu verhelfen. 

p 
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• Bürotechnik mit integrierter 
Daten- und Textverarbeitung 
• Industrielle Steuerungs- und 
Fertigungstechnik 
• Computerunterstützte Kon­
struktion. 
In diesem Rahmen wurde bei der 
Gestaltung ein möglichst aus­
gewogenes Verhältnis von Aus­
bildung und Weiterbildung ange­
strebt. 1m Sinne der Modellver­
suchsphilosophie wurde bereits 
bei der Entwicklung der Ver­
suchsaktivitäten großer Wert 
gelegt auf die Konzipierung von 
Verbreitungs- und Übertragungs­
aktivitäten. (In diesem Sinne sind 
etwa Kooperationen von Groß­
betrieben mit Klein- und Mittel­
betrieben zu verstehen, aber auch 
die Kooperationen von Betrieben 
mit Kammern und Verbänden.) 

Aus den einzelnen Versuchen 
werden als Ergebnisse erwartet 
z. s.: 
• Lehrgangsmaterialien 

' . Ausbildungsmittel 
• methodische Anregungen 
• Organisationsmuster 
• Vorschläge für die Neugestal­
tung bzw. die Umsetzung von , 
Aus- und Fortbildungsordnun­
gen. 

Solche in Modellversuchen 
bewährte Elemente werden per­
manent und nicht erst nach 
Abschluß der Reihe an alle Inte­
ressierten weitergegeben. 

Das Bundesinstitut übernimmt 
die fachliche Gesamtauswertung 
der Reihe. Erkenntnisleitend sind 
hierbei die im folgenden skizzier­
ten zentralen übergreifenden 
Fragestellungen : 

• Langfristig verwertbare fach­
liche und überfachliche Qualifi­
kationen 

• Neue technikbedingte Koope­
rationsformen (Schnittstellen) 
zwischen Berufs- und Arbeitsbe­
reichen 

thema: berufsblldung 
• Veränderungen von Lernmög­
lichkeiten am Arbeitsplatz beim 
Einsatz neuer Techniken 

• Technikorientierte Weiterbil­
dungsangebote für Mittel- und 
Kleinbetriebe (bedarfsgerechte 
Organisation und Vermittlungs- , 
konzepte). 

Insgesamt signalisiert die Diskus­
sion im Zusammenhang mit den 
"Neuen Techniken" eine Trend­
wende in der BerufsbHdung. Weg . 
von den sattsam bekannten, aber 
immer noch nicht gelösten quan­
titativen Problemen, der Auf­
bruch zu einer neuen Qualität der 
Berufsbildung. Ho 

Nur 51% der 20- bis unter 
25jährigen erwerbstätig 
Im Jahre 1984 umfaßte die 
Gruppe der 20 - 25jährigen 
5,2 Millionen Personen. Ewas 
mehr als die Hälfte (51,1 %) war 
erwerbstätig, ein Viertel befand 
sich noch in Ausbildung. 
Ein Vergleich mit dem Jahr 1970 
zeigt erhebliche strukturelle Ver­
änderungen. Damals. zählte die 
Altersgruppe 3,8 Millionen Per­
sonen, davon waren 77,6 % 
erwerbstätig und ca. 10 % noch in 
Ausbildung. 
Der altersspezifische Anteil der 
Ungelernten ist auf weniger als 
20 0J0 geschrumpft, ein deutlicher 
Rückgang gegenüber früher, als 

noch jeder dritte Erwerbstätige 
dieser Altersgruppe ohne Ausbil­
dung war. 
Trotz des verbesserten Ausbil­
dungsstandes sind erhebliche 
Arbeitsmarktprobleme zu erwar­
ten. Es sind in dieser Altersgruppe 
ca. 600.000 Arbeitslose zu versor­
gen, 1,3 Millionen befinden sich 
in einer Ausbildung und 300.000 
absolvieren ihren Wehr- oder 
Zivildienst. 
51 OJoerwerbstätig, das heißt auch, 
daß von den 20 - 25jährigen 49 % 
noch nicht über einen gesicher­
ten Arbeitsplatz verfügen. . 

WefiCß 

Verbleibmodell der 20- bis unter 25jährigen '84 
- in Ofo -

In Ausbildung 
Studenten 

Schulbesuch 

Arbeitslose 
mit Berufs-

iI 

ohne Berufs­
I 

Wehr-/Zivildienst­
leistende 

Daten zum Schaubild entnommen aus R. Werner, T. ClauB: 

Erwerbstätige 

mit Berufs­
ausbildung 

Sonstige 
(Akademiker, I 

Beamte. 

Die Beschäftigungslage der Jugendlichen mit und ohne Berufsausbildung, Berlin 1986 
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gung von Ausgebildeten wurde 
erstmals eine umfassende regio­
nale Darstellung der Ausbil­
dungsstellensituation aufge­
nommen, die in den Folgejahren 
noch erweitert wurde. Das 
gleiche gilt tür die Behandlung 
besonderer Personengruppen 
wie z. B. Behinderte in der beruf­
lichen Bildung. Für den Berufs­
bildungsbericht 1979 wurde 
schließlich das im wesentlichen 
bis heute gültige Konzept der 
Berichterstattung entwickelt. 

Im Teil I des Berufsbildungsbe­
richtes zieht der Bundesminister 
tür Bildung und Wissenschaft 
Bilanz über die Ausbildungs­
stellensituation und gibt seine 
berufsbildungspolitischen Vor­
stellungen und beabsichtigten 
Maßnahmen bekannt. 

Der Teil II um/aßt das "Haupt­
buch" der beruflichen Bildung. 
Die Themen erstrecken sich 
neben den bereits erwähnten 
Teilen auf die inhaltliche 
Gestaltung der Berufsausbil­
dung, die berufliche Weiter­
bildung, Personal, Kosten und 
Förderung der beruflichen Bil­
dung. 

Der Berufsbildungsbericht ist 
heute .eine nicht mehr wegzu­
denkende lnformations- und 
Dokumentationsquelle der 
beruflichen Bildung geworden, 
der auch politisch nicht immer 
genehme Vorgänge wie z. B. die 
wachsenden Übergangspro­
bleme von Ausbildungsabsol­
venten an der Schwelle _zur 
Beschäftigung im jüngsten 
Bericht behandelt. Er ist eine 
unerläßliche Grundlage zur Ver­
sachlichung einer oft recht kon­
trovers geführten Diskussion 
über Lage und Weiterentwick­
lung der Berufsbildung. Das 
"Journal" ist ein "Hauptbuch" 
geworden. 

Alex 

11/8 

Das Ergebnis der jüngsten Umfrage: 

Kein Zuwachs beim Berufs­
grundbildungsjahr 
�bwohl immer

.
noch Probleme bei der Anrechnung dieses Jahres auf 

dIe Berufsausbildung auftreten, beginnt nahezu jeder fünfte 8erufs­
anfänger seine Berufsausbildung mit einem Berufsgrundbildungs­
jahr (BGJ). Gegenüber dem vorangegangenen Jahrsank der Anteil der 
Berufsgrundschüler an den Ausbildungsbeginnem im Schuljahr 
1984/85 allerdings von 19,7 % auf 18,5 %. bt absoluten Zahlen sind 
dies 101.800 gegenüber zuvor 103.600 ;davon 85.000 in einem schuli­
schen und 16.800 im sogenannten kooperativen BG}. also in einem 
Berufsgrundbildungsjahr in Schule und Betrieb. 

Dies ist das Ergebnis der jüngsten 
Umfrage des Bundesinstituts für 
Berufsbildung (BIBB) bei den 
Kultusministern der Länder. 

Der leichte Rückgang um 1.800 
Teilnehmer am BGJ ist vor allem 
auf eine Schulgesetzänderung in 
Berlin zurückzuführen; mit ihr 
wurde der Adressatenkreis des 
schulischen BGJ eingeschränkt 
und der des Berufsvorbereitungs­
jahrs ausgeweitet. 

Aber auch im kooperativen BGJ 
gab es einen Rückgang, und zwar 
in dem konjunkturell besonders 
stark beeinträchtigten Berufsfeld 
&utechnik (Abnahme um fast 
8 % auf jetzt 6.725 Teilnehmer). 
Dieses Berufsfeld macht, neben 
dem Berufsfeld Metalltechnik, 
den größten Teil des kooperati­
ven BGJ aus (zusammen 85 % 
aller Teilnehmer). 

Im abgelaufenen Schuljahr war 
jedoch nicht nur ein Rückgang 
der Beteiligung am BG) zu ver­
zeichnen. So gab es allein in Nie­
dersachsen - dieses Bundesland 
stellt fast 3 0  % aller BGJ-Teilneh­
mer - einen Zuwachs von fast 700 
im Berufsfeld Wirtschaft und Ver­
waltung;in Nordrhein-Westfalen 
ein Plus von nahezu 800, vor 
allem im Berufsfeld Ernährung 
und Hauswirtschaft. Die relativ 
größte Zunahme - um rund 
30 0J0 - weist das Berufsfeld Tex­
tiltechnik und Bekleidung auf: 

Die Zahl der Teilnehmer wuchs 
um mehr als 600 auf 2.400 Teil­
nehmer (in beiden Formen des 
BG/). 

Der Anteil der BGJ-Teilnehmer 
an der Gesamtheit der Berufsan­
fänger differiert sehr in den ein­
zelnen Ländern. Im Schuljahr 
1983/84 bewegte er sich zwi­
schen weniger als 10 %in Baden­
Württemberg - allerdings ohne 
Berücksichtigung der ü berdurch­
schnittlich zahlreichen Berufs­
fachschulen - und gut 38 % in 
Niedersachsen. Für das Schuljahr 
1984/85 liegen Zahlen noch 
nicht vor. 

Erstmals informiert das Faltblatt 
zum BGJ auch über Ergebnisse 
von Modellversuchen. So hat das 
Land Niedersachsen mit Unter­
stützung des Bundes das Gebiet 
Ostfriesland /Emsland zu einer 
Modellregion ausgebaut, in der 
das BGJbereits in 6 Berufsfeldern 
als Pflichtschuljahr, d. h. mit nä­
chendeckender Kapazität, 
durchgeführt wird. 

Das Faltblatt "Das BGJ im Schul­
jahr 1984/85" kann kostenlos 
beim Bundesinstitut für Berufs­
bildung, Referat Presse- und Ver­
öffentlichungswesen, Fehrbelli­
ner Platz 3, 1000 Berlin 31, ange­
fordert werden. 

SchmiH 
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Schaubild 4: Fortbildung von Medienentwicklern auf der Basis eines empirisch-curricular orientierten Konzepts der Medienentwicklung 
(Ham�urgt.!r Ansatz) 

em pi risch-curricular 
orientierte 
Medienentwicklung 

Themenfindung Einsatz und 
Evaluation 

\� Unterridltsanalyse Produktion � 
\h Konzept- und � DetailBntwicklung 

Wo r k s h o p '  G l i e d e r u n g  I n h a l t e  P r o j e k t v e r l a u f  , , 

Anwendung von Ent- Entwicklung von Adaptation und Ein· Realisierung der Einsauerprobung 
scheidungskriterien Beobachtungs· übung von Entwick· Lösungsalternativen ; und -optimierung; 
der Inhaltsauswahl; kriterien; lungsmethoden; 
exemplarisches Lernen; Medien in verschie- Konstruktionsmethodik; Erprobung und Wei· EinsaUanaly$B; 
didaktische Reduktion; denen Unterrichts- Kreativitätstechniken; terentwicklung ent- Begleitmaterialien; 
HandlunQSorientierung; phasen/Sozialformen; Teamarbeit; sprech. Techniken Evaluationskriterien 
Projektplanung projektbezogene Entwicklung alterna- Material beschaffung, Evaluation der ent-

Unterrichtsanalyse tiver Projektlösungen Fertigung, Erprobung wickelten Medien 

S e m i n a r '  b e g l e i t e n d e  I n h a l t e 

Diskussion organisa- Diskussion medien-
toriseher Grundlagen didaktischer Aspekte 
der Medienentwicklung der Medienentwicklung 

Anmerkungen 

[1 [ B�t�iligt am Projekt: Rain .. Hinz, Ingolf Kyburg. KI�us Lucas. 
Dr. Andrus Mielck. Hardy Middendorf, Susama Neukirch, Dr. 
Erhard Rathenberg. 

[2] Vgl.: BMZ (Hr.g.l: Jour��listenhlndbuch. Entwicklungspolitik 1984; 
Bann 1984;S. 1B7. 

[3] Vgl.: BMZ IHrsg.l: Politik dar Partr"r. Bann 1983;S. 1021. 

[4) Oll Daf$telhmg blfuht auf Angaben an d�n Institutln beschäftigter 
MedilnBntwickler: Kin Seong Wang (Penang/Mallysl.l, Kanit 
Cnaloyjuny" {Bangkok{Thailand). 

[5) Vgl.: Gauf: Entwicklung naturwissenschaftlich-teChnischer Lehrmit· 
tel {unveröffentlichtes Manuskript). KÖln 1 5.9.1983. 

Günter Kutscha I Jörg Stender 

Sprachförderung Erkundung von Insti-
tutionen im Zusammenhang 
der Medienentwicklung 

[6] Vgl.: Banz, B.: M'thoden und Medien im fachkundlich"" Unterricht 
IUr Ma.chinlnbaubarufe. In: Banz, Bernhard und Antoniul Lipsrneier 
{Hrsg.): B�iträgl'! Zur Fachdidaktik Maschinlnmu. Stuttgart 19B1. 

[7] Vgl.:.Rathenberg, E.: Berulsbildung in d�r Dritt�n Welt - Hilfe Zur 
Selbsthilf,. Entwicklung lin .. Ausbildunglkonzeptes für di� Jugend 
im ländlicl.,,,,, Ruanda, ori�ntilrt am Grundb.darl und angapaßter 
TeChnik. Fr.nkluft 1985. 

(8] Vgl.: Middandorf, H.: Wie VI'lranschauliche ich berullichl Lernin­
halt�. In: DSE!ZGB (Hrsg.J: Berufspiidegogik für Partn«Jindltr. Mo­
dul Nr. 5; Mannheim 1985. Aathlnberg, E.lMielck, A.: Wie Intwik­
bit man Medien für die beruflidle Bildung? In: DSE{ZGB (Hrsg.): 
Berufspädagogiklür P"rtn .. liinder, Modul Nr. 15; Mannheim 1986. 

[9) Vgl.: Nölker. H .• und Schoenfllldt, E.: Barufsbildung: Unterricht. 
Curriculum, Planung. GrafeMu 1980. 

Kommunale Berufsbildungsberichte 

Institutionalisierung und Konzeptentwicklung 

am Beispiel des Duisburger Modells 

1 Vorbemerkungen und Hintergrund 
Ergänzend zum Berufsbildungsbericht des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft sind in den vergangenen Jahren von 
einzelnen Bundesländern. kommunalen Gebietskörpel"$chaften 
und sonstigen Einrichtungen regionale Berufsbildungsberichte 
erstellt und veröffentlicht worden. Diese Entwicklung ist aus 

Sicht der Berufsbildungsforschung prinzipiell zu begrüßen, weil 
mit den Regionalstudien empirisch gehaltvolle Materillien be­
reitgestellt werden. die im Vergleich zu Globa[berichten ein 
differenzierteres Bild - etwa über die Entwick[ung der Ausbil­
dungsversorgung - ermöglichen. Bei der Durchsicht der Regio­
nalberichte fällt jedoch auf, daß sie nach Berichtszweck, Aufbau 
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und Datengrundlage höchst uneinheitlich angelegt und für inter­
regionale Vergleiche derzeit nicht unmittelbar geeignet sind. 
Nun ist es sicherlich ein Vorzug regionaler Berufibildungsberichte, 
Themenauswahl, statistische Analysekonzepte und Darstellungs­
formen relativ genau auf die Problem lagen und den I nforma­
tionsbedarf kleinräumiger Gebiete abstimmen zu können. Man 
sollte diesen Vorzug nicht ohne Not unter dem Anspruch inter­
regionaler Vergleichbarkeit preisgeben, was weder wünschenswert 
noch notwendig wäre. Aber wer dafür eintritt, daß regionale 
Berufsbiklungsberichte nicht nur provinziell dem Zufallsprinzip 
überlassen bleiben, 'sondern als verbindlicher Bestandteil kom­
munaler Beobachtungs- und Informationssysteme flächendek­
kend verankert werden sollten, muß sich mit den dafür erforder­
lichen Voraussetzungen auseinandersetzen. Sie betreffen insbe­
sondere die Problematik institutionell stabiler Organisationsfor­
men der kommunalen Berichterstattung sowie die Frage nach 
ergiebigen und für Vergleichszwecke tauglichen Analysekonzep­
ten. Hierzu wollen wir mit Bezugnahme auf das "Duisburger 
Modell" einige Überlegungen und Arbeitsergebnisse zur Diskus­
sion stellen. Zwei Berufsbildungsberichte der Stadt Duisburg 
sind bereits veröffentlicht worden, und der dritte wird derzeit 
vorbereitet. [1]  
Wie kam es dazu? Angesichts der insgesamt schwierigen Versor­
gungslage und mangels zuverlässiger Informationen über Aus· 
maß und Struktur des Versorgungsdefizits hatten der städtische 
Jugendwoh Ifah rtsausschuß und der Ratsau sschuß "Arbeitsgruppe 
Jugendarbeitslosigkeit" im Jahr 1983 beschlossen, der Ober· 
stadtdirektor möge den Auftrag erteilen, einen Berufsbildungs­
bericht für die Stadt Duisburg zu erstellen. Die Konzeptentwick­
lung sowie die 5tatistische Auswertu ng und fachliche Interpreta­
tion der Daten für den Berufsbildungsbericht wurden dem Fach· 
gebiet Berufspädagogik/Berufsbildungsforschung an der Univer­
sität Duisburg anvertraut. Wir übernahmen diese Aufgabe im 
Rahmen des öffentlichen Forschungsauftrags der Universität 
Duisburg [2], nachdem die für Berufsb ildung zuständigen Stellen 
(Industrie- und Handelskammer, Handwerkskammer u. a.) und 
andere wichtige Institutionen, Organisationen und Einrichtungen 
(z. B. Arbeitsamt, Freie Träger und Gewerkschaften, EG·Modell· 
versuch "Beratung und Förderung Jugendlicher zum Abbau der 
Jugendarbeitslosigkeit - Modellregion Duisburg") ihre Koopera­
tion (Bereitstellung und Erfassung von Daten, Expertengespräche 
u. a.) zugesichert hatten. Trotz oder gerade wegen dieser günsti· 
gen Voraussetzungen - Verhandlungen kosten Zeit! - konnten 
wir unsere organisatorischen und konzeptionellen Vorstellungen 
im "ersten Durchgang" allenfalls ansatzweise realisieren. [3] Daß 
nicht alles im ersten Schritt per_fekt gelingt, gehört mit zu den 
Implementationsbedingungen bei der Erstellung regionaler Be­
rufsbildungsberichte! Der zweite Bericht ermutigt uns zu der 
Annahme, daß Organisationsform und Analysekonzept (I nput­
Output·Matrix) als "Modell" ausbaufähig und auf andere Regio­
nen übertragbar sind . .  1 n den folgenden Abschnitten sollen beide 
Problemkomplexe kommunaler Berufsbildungsberichte ange· 
sprochen und durch Hinweise auf besonders bemerkenswerte 
Analyseergebnisse abgerundet werden. 

2 Grund$litze d"r kommunalen Berichterstattung und 
in$1:itutioneller Bedingungsrahmen 

Der "BerutsbildUflgsbericht Duisburg 1985" ist der Öffentlich­
keit mit einer weitreichenden Perspektive vorgestellt worden: 
"Die Stadt Duisburg", so heißt es im Vorwort des Oberstadt· 
direktors, "will mit dem vorliegenden Bericht zu einer konstruk­
tiven kommunalen Informationspolitik auf dem Gebiet der be­
ruflichen Bildung beitragen. Zwar lassen sich die Probleme der 
Ausbi ldungsversorgung und Berufsnot Jugendlicher auf kommu­
naler Ebene allein nicht zureichend analysieren, geschweige 
denn lösen; gleichwohl muß die bildungspolitische Diskussion 
auch und insbesondere "vor Ort" geführt werden und durch zu­
verlässige I nformationsgrundlagen abgesichert sein. Dafür reichen 
einmalige Bestandsaufnahmen oder Berichte in mehrjährigen 
Zeitabständen nicht aus. Die von der Stadt Duisburg angestrebte 

Berufsbildungsberichterstattung ist auf Kontinuität angelegt, 
weil nur so eine ständige Verbesserung des statistischen Instru· 
mentariums und Datenmaterials sowie dessen Interpretation 
erreicht werden kann." Ausgehend von dieser Feststellung ver­
dienen nach unserer Auffassung folgende Grundsätze und deo 
ren Problematik besondere BeaChtung: 

Einen Beitrag zur "konstruktiven kommunalen Informations­
politik" können regionale Berufsbildungsberichte nur leisten, 
wenn sie brauchbar für die politische Diskussion "vor Ort" 
sind, also einen raumbedeutsamen Orientierungs·, Entschei· 
dungs· und Prognosewert haben und auf zuverlässigen Infor­
mationsgrundlagen basieren. So selbstverständlich diese For· 
derung zu sein scheint, so schwer ist sie offenbar einzulösen. 
Wer die Diskussionen anläßlich der Veröffentlichung regio­
naler Berufsbildungsberichte aufmerksam verfolgt, gewinnt 
den Eindruck, daß politische Diskussionen über Probleme der 
beruflichen Bildung nach Veröffentlichung regionaler Berichte 
eher polemisch 1'115 sachlich geführt werden. Der Grund liegt 
i n  der Regel darin, daß die bisherigen Regionalberichte sich -
analog zum Berufsbildungsbericht des Bundes - meistens auf 
wenige Globalindikatoren (z. B. Bilanzsalden) konzentrieren 
und für weiterreichende Analysen nicht über eine zuverlässige 
Datengrundlage verfügen. Die wichtigste Voraussetzung, die 
ein regionaler Berufsbildungsbericht unter dem Aspekt der 
Versachl ichung bildungspol itischerDiskussionen erfüllen müß· 
te, sollte deshalb die Zuverlässigkeit von Daten in Verbindung 
mit deren Vollständigkeit sein. Vollständigkeit kann freilich 
nur im Rahmen eines Konzepts angestrebt werden, das eine 
systematische Verknüpfung bzw. Verflechtung verfügbarer 
Daten ermöglicht. Genau dies wird mit der I nput·Output­
Matrix angestrebt. Als konzeptionelles Kernstück des Berufs· 
bildungsberichts Duisburg erfolgt durch sie die planmäßige 
Koordination der Daten wie auch deren Auswertung (vgl. 
hierzu Teil 3). 
Zuverlässigkeit und systematische Vollständigkeit von Oaten 
erfordern die Kontinuität der Berichterstattung. Dieser 
Grundsatz ist unseres Wissens in keiner Region, in der Be­
rufsbildungsberichte erstellt W\Jrden, realisiert worden. Die 
Ursache dafür liegt offenbar in der unzulänglichen Institu­
tionalisierung der regionalen Berichterstattung, Die meisten 
Regionalstudien sind als Einzelberichte von interessengebun­

denen Organisationen oder als Auftragsarbeiten von wissen· 
schaftlichen Einrichtungen erstellt worden. Als Herausforde­
rung an politische Entscheidungsinstanzen haben sie ihren 
guten Sinn. Allerdings ers�tzan sie keine kontinuierliche Be­
richterstattung im Rahmen eines kommunalen Beobachtungs· 
und Beratungssystems. Für bildungsplanerische und -politische 
Zwecke ist dem institutionellen Bedingungsrahmen ebenso 
große Bedeutung beizumessen wie dem Konzept zur inhaltli· 
chen Gestaltung des Berufsbildungsberichts. In Duisburg 
wurde deshalb großer Wert darauf gelegt, daß der Berufsbil· 
dungsbe·richt in der kommunalen Selbstverwaltung institutio­
nell verankert ist. Da eine gesetz liche Grundlage für die Er· 
stellung regionaler Berufsbildungsberichte fehlt, erfolgt die 
Beauftragung dafür auf der Grundlage von Beschlüssen der 
zuständigen Ratsausschüsse durch den Oberstadtdirektor. In 
diesem Verfahren sichert die politische Zuständigkeit der 
kommunalen Selbstverwaltung Kontinuität; zugleich wird 
mit der Beauftragung einer wissenschaftlichen Einrichtung 
ein hohes Maß an Unabhängigkeit in der BerichtersteIlung 
gewährleistet. 
Das Duisburger Modell basiert noch �uf einem dritten Pfeiler: 
der freiwilligen Kooperation aller mit Fragen der Berufsbil­
dung befaßten Institutionen und Organisationen. Soll freiwil· 
lige Kooperation auch effizient sein, so ist gut organisierte 
Koordination unverzichtbar. I n  dieser Absicht ist in Duisburg 
während der letzten Jahre ein regionales Verbundsystem der 
Jugendberufshilfe aufgebaut worden, dessen Bedeutung für 
die I nstitutionalisierung der, Berufsbildungsberichterstattung 
nicht hoch genug eingeschätzt werden kann. Als wichtigste 
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Koordinierungsinstanzen gehören zu diesem Verbundsystem 
der Ratsausschuß "Arbeitsgruppe Jugendarbeitslosigkeit" 
und der "Koordinierungskreis Jugendarbeitslosigkeit". Der 
Ratsausschuß setzt sich zusammen aus den Fraktionsvertre­
tern der Parteien sowie aus Fachleuten für Fragen der beruf­
lichen Bildung und Jugendarbeitslosigkeit (z. B. Vertreter der 
Kammern, des Arbeitsamts, der großen Ausbildungsbetriebe, 
der F'reien Träger, Gewerkschaften, Schulen und Verwaltung). 
Seine wesentliche Aufgabe ist die Vorbereitung von Ratsbe­
schlüssen, beispielsweise in Zusammenhang mit der Lesung 
des Beruhbildung$berichts. Der "Koordinierungskreis Jugend­
arbeitslosigkeit" setzt sich als Expertenkreis ähnlich zusam­
men wie der Ratsausschuß "Arbeitsgruppe Jugendarbeits­
losigkeit"; anders als dieser jedoch ist er für die Beratung der 
Verwaltung zuständig_ So wird der Entwurf des Berufsbil­
dungsberichts erst nach Abschluß der Sachdiskussion im 
Koordinierungskreis (etwa über konzeptionelle Grundsatz­
fragen oder stat istische Deta ils) lIon der Stadtverwaltung 
(Koordinierungsstelle Jugendarbeitslosigkeit beim Jugend­
amt) als Mitteilungsllorlage an die zuständigen Ratsausschüsse 
weitergeleitet. Dieses Verfahren hat sich bewährt: Es erleich­
tert bei der Erstellung des Berufsbildungsberichts die Koope­
ration mit Experten, sichert ein Höchstmaß an fachlicher 
Kompetenz und trägt dazu bei, daß sich bildungspolitische 
Diskussionen in den dazu legitimierten Instanzen auf inhalt­
liche Fragen sowie auf die Diskussion von Problemlösungs­
konzepten konzentrieren, statt sich mit statistischen Fliegen­
beinzählereien zu belasten. 0 ie Funktionalität dieses Systems 
verlangt seinen "Preis": nämlich daß. der Berufsbildungsbe­
richt sich auf das beschränkt, was wissenschaftlich vertretbar 
ist. Ob dazu auch Handlungsempfehlungen gehören, ist um­
stritten und wissenschaftlich wohl kaum zu entscheiden. [4] 
Das Konzept für den Berufsblldungsbericht Duisburg schließt 
diese Möglichkeit nicht aus. Die Input-Output-Analyse als 
Kernstück des Konzepts zielt auf eine problemorientierte 
Analyse quantitativer Zusammenhänge ab und versucht da­
mit Entscheidungen und Maßnahmeplanungen anzuregen, 
die letztlich politisch verantwortet werden müssen. 

3 Das Konzept der Input-Output-Matrix 
Bei der Input-Output-Matrix handelt es sich äußerlich um eine 
Darstellungsform, die auf der einen Seite alle Schulabgänger, 

Einpendler und das Altnachfragerpotential des Berichtsjahres 
ausweist und diesen auf der anderen Seite alle in Bildungsgängen 
versorgten Jugendlichen gegenüberstellt. Durch spezielle Sonder­
auswertungen bei den "zuständigen Stellen

"
, im Schulverwe!­

tungsamt sowie bei den Trägern ausbildungsfördernder Maßnah­
men der Stadt Duisburg war es dabei möglich, die Herkunfts­
und die Verbleibseite nicht nur bilanzartig gegenüberzustellen, 
sondern sie miteinander durch die Angabe der jeweiligen über­
gangsströme beziehungsweise übergangsquoten zu verknüpfen. 
Insofern stellt die Input-Output-Matrix ein methodisch weiter­
entwickeltes Konzept zur Berufsbildungsbilanz des Bundes­
instituts für Berufsbildung dar. 
Die Matrix enthält in ihrer Kopf5palte (ligl. Matrix 1984) die ab­
gebenden und in ihrer Kopfzeile die aufnehmenden Pole des Bil­
dungssystems. Für jeden der "liefernden" Pole wird zeilenweise 
der Verbleib der Jugendlichen in den verschiedenen Bildungs­
gängen absolut oder prozentual nachgewiesen. Dies bedeutet, 
daß die einzelnen Matrixfelder die Übergangsquoten beziehungs­
weise Obergangsströme irgendwo zwischen zwei Polen ausweisen. 
Beispielswei5e mündeten von allen Absolventen des Berufsvor­
bereiturigsjahres in Duisburg (vgl. Zeile 6 der Matrix) 7;2 Pro­
zent in eine betriebliche Ausbildungsstelle dieser Region; 
6,8 Prozent wechselten in das Berufsgrundschuljahr und 1,5 
Prozent in die Berufsfachschule; 0,4 Prozent erhielten eine Aus­
bildungsstelle in einer anderen Region. Hingegen verblieben 
insgesamt 18,3 Prozent der gesamten Abgängergruppe im be­
rutsvorbereitenden Bereich_ Durch Differenzenbildung ergibt 
sich, daß ungefähr zwei Drittel der BVJ-Absolventen das Bil­
dungssystem verlassen haben. Dabei kann es sich - wie bei den 
übrigen bildungsgangspezifischen EinzelsaIden - um ausbli­
dungslose Jugendliche handeln, die ausbildungsfähig und aus­
bildungswillig sind, aber auch um Jugendliche, die nicht eine 
qualifizierte Ausbildung wünschen oder für sie nicht geeignet 
sind, sowie um Jugendliche, die in ein Beschäftigungsverhält­
nis eingetreten sind, ohne über eine abgeschlossene Berufsaus­
bildung zu verfügen. [5] Alle diese Jugendlichen tragen nach­
gewiesenermaßen ein besonders hohes Beschäftigungsrisiko_ 
Durch Summation der EinzelsaIden wird der Gesamtsaldo der 
Jugendlichen errechnet, die ohne abgeschlossene Berufsausbil­
dung das Bildungssystem verlassen. Dieser Gesamtsaldo ist im 
wesentlichen [6] mit dem Bilanzsaldo der Berufsbildungsbilanz 
zu vergleichen. 

Input-Output-Matrix 1984 INSGESAMT (Übergangsquoten in %) 

A", Maß- Herkunft Saldo 

� OS BGJ BFS FOS GyOb BW1) Stud.1)  pend- BVJ JOA nah- Saldo absolut absolut 
Herkunft ler2) men3) m w m w 

(OS) 

5S4) 100 5,6 3,2 0 0 0 - - 6,1 32,9 11,9 12,6 27,7 323 233 104 50 
HS!GS 100 38,5 7,0 10,8 1,3 2,0 - - 2,6 1 1 ,0 10,9 1,4 14,5 2365 2164 299 356 
RS 100 43,7 2,2 17,8 4,6 10,6 - - 5,6 0,5 0,1 0 14,9 474 626 40 124 
Gy 100 26,3 0,1 4,3 1,6 0,9 . 21,3 25,7 4,B 0,1 0 0,1 14,8 1029 1009 38 264 
BVJ 100 7,2 6,B 1,5 0 0 - - 0,4 1,9 10,5 5,9 65,8 333 343 2 1 1  234 
BGJ 100 23,6 0 B,3 0 0 - - 1,3 0 1,0 0,7 65,1 114  187 62 134 
BFS5) 100 42,2 5,0 B,l 4,7 0 0,4 - 6,B 0,9 0 1,9 30,0 184 493 30 173 
FOSS) 100 23,3 1,0 0 0 0,6 16,0 39,3 2,5 0 0 1,B 15,3 104 59 24 1 

Altnach-
frager- 100 41ß - 1,5 0,2 0,2 - - 4,0 0 - 5,9 46,4 1339 1863 411 1076 
potential6) 
Ein- 100 1 00  756 406 pendler7) 

- - - - - - - - - - - - -

Summe 100 39,8 3,3 6,3 1 ,1 1,6 3,2 4,1 3,5 4,9 4,4 2,6 25,2 7021 7383 1219 2412 

Abzüglich der Zahl der Beamtenanwärter und Jugendlichen in Schulen des 20,3 861 2060 
Gesundheitswesens (358 m/352 w) ergeben sich folgende Salden8): 
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Erliuterungen zur M.trix: 
Aus PIIUgriindin wird hier nur die Gesamtmol.ix mit den ÜbergangsQ U 0 t I! n wiedergegeben. Die Abtolutzahlen in der rechten NebentabelieerlTlÖglichen 
einen Einblick in die Größenordnung der Übe'l/IIngss1röme und Saldln ("drop out" ). Im Berufsbildung$bericht Ouisburg lind die e"uprechenden Matrizen 
mit den AbtolutZ8hlen enthalten, und zwar differenziert nach m.lnnlichen (m) UM Wl!iblichen (w) Jugendlich,,". Die o. g. Abkürzungen verweisen auf IChu­
lische und eußerschulische Bildungsgängl!. So bo'lSllgt die Quote 5.6 in der enten Zeile: 5.6 Prozmt eller Absolventln der Sonderscl1ule ISS) gingen in .ine 
Berul'$aulbildunll des dual.n Systems (OS). Bezüglich der mit Indu spezifizierten Positionen gelten folgende Annahmen: 
1) Geschätzt auf der Grundlage d .... Schulabgängerbefragung. 
2) GesChätzt auf der Grundlage der Pendlerstatistik des Instituts fllr Arbeitsmarkt· und Serufsforsch ung und korrigiert mittels der Strukturlahlln für dia im 

Rahmln der SondSfauswertung der Kemmerstatinikln reglstriertln Einpendlar. 
3) Ausgewill$en werden n�r Juglndlicha, dia im Rahmen dir Sonderauswertung der MaBnahmenstatistik registriert wurden und 

- nicht die S ..... ufsschule betuchen sowie 
- nicht liter als 25 Jahra alt sind. 

4) Dil Angabln zum V.rblaib beinhaltln auch Tailnlhmer in MIIßnahman für Sahindanelinschließlich Ausbildung nach §'i 25. 48 BSiG (Grundlage: An­
gllben da Arbeitsamts Duisburg). Die geschlechtssplzlfischa Verteilung der Teilnehmer dil .. r Maßnahmen mußte geschätzt werden auf oor Grundlage 
!MS Antlils weiblicher Jugendlicher an den Sonderschulab$Olvanten. 

5j Sei den Abgängern wurden nur jene eU&gewieftln, die über keine abgeschlossene Serufsausbildun" verfügen. Bai dan Fachoberschulan handelt es sich <:la­
bei um eine vorläufige SChätzung. 

6} Dia AltnachfragerberKhnung erfolgtl auf der Grundlage dar Monets-Bewerberstatistik d ..... Bundesanstalt für Arbeit für Duisburg im April 1985. Hier 
wurdl in$gll$llmt ein Altnachfrageranteil an Sewerbern von (llI. 26 Prozent registriert. Dementsprechend wurde unterstam, daß naben allen SChulabgän­
gern 1984 26 Prozent Altnachfrager zu berilcksicl1tigan sind. Der in den Obersichten und Tabellan aU9wieseni Altnachf'agllranteil liegt niedriger, da 
- di, nicl1t in der Bewerberstatistik enthaltenen potantiellen Studienanfiinger und Bundeswehrpflichtigen bei der Berechnung von den Abgängerzahlen 

nI liubtrahilll"en waren und 
- sich bei geschlfChtnpezlfischer 8erechnung ain insgesamt glll"ioger .. Altnachfragerantail ergab, weil in der Bewerbersunistik weibliche Jugendlichl mit 

ihren üblll"durchschnittlichan Altnachfragerquotln überrepri .. ntiert sind. 
-

Du angewandte Schitzworfahran ist vom BundMinstitut für 8erufsbildung durch Stichprobenerhebungen validiert worden. Für Duisburg ergibt Sich 
folQlndl Gegenrechnung: 
- Tellnahmer an ausbildunysfördlrndln und blrufsvorblrlitlnden Maßnahmen sowie 

übri� Jugendlicha in der Teilzeit·BlII"ufuchull in JUngllrbeitlll"kllnen 1983 
(Da keine Deten für 1983 vlrfiigbar - Schätzung mit der Teilnlhmerzahl von 1984) 

- 9VJ·Abglnger ohnl 8nscl1li11ßende Ausbildung 1983 
�. 

". 
1 .000 

550 
- SGJ.Abgiingar ohne anschließende Ausbildung 1983 

- Abbrecher im Dualen System (SChiitzung luf der Grundlage der aUsbildungs-
bereichsspezifi$Chen NRW·Dltln für 1982) 

- Bundeswehr-fZivildianstabsolventlln 1983 (geschitzt durch Zahl der 
anllprecl1endan Neuzugiinge 1984/85) 

- Zu{lingl in dia 2. AusbildunljSS"tufa 1984 

". 

". 

". 
". 

HO 

'"0 

460 

200 

3.160 

Darüber hinaus sind Altnachfragar aus 1 982 zu berücksichtigen. In der Bewerb ... ntatistik der 8undesanstalt für Arbeit für Duisburg im April 1985 wur­
dln 1 1 ,0 Prozent AltnacMrlger lul dlm Jahr 1983 und früher lusgewi�sen. 
Sei der Berechnung !Mr Einmündungan in lina betriablichl Ausbildung wurde d�r Altnachfragerantail um 5 Prozentpunkll reduziert, da nach Ergabnis· 
sen liner Analyse dar SundesanlUllt für Arbeit tür 1981 in GroBstidten der Anteil der Altnachfrager bei dln EinlT1Ündungen um 5 Prozentpunkte nied­
riger lag III bai dln Bewerbern insgesamt. Diese Annahmlltützt auch dil Entwicklung dir Altnachfrlgll'quotl bli dln Einl]lÜlldungln in d ... r 8ewerb�r­
statistik zwilchen Januar 1985 und April 1985: 

Anteil dir Altnlchfrager bei den Einmiindungen in ... ine betrieblichi Ausbildung: 
JanUllr 1985: 58 Proz�nt 
Fabrulr 1985: 49 Prozent 
März 1985: 

April 1985: 

35 Prozent 
26 Prozent 

Die ungünstigeren Einmiindungschancen dürft ... n durch die spezifische Kli ... nt ... 1 di ..... r Gruppe (Jugendliche ohne Hauptschulabschluß. BVJ- und Sonder­
IChuleblol�nten und Ausländer) zu �rkljren sein. 

7) Oft Zl!h'l der Einpendler weicht ab von dlm Ergebninen dlll" Sondarauswenungen. da OOS Einpendlervolumen In dir Input-Output-Analyse hochgerech­
net wurde auf die GllSamtzahl der NeuablChliille. 

8) Schätzung dei Sundesinstituts für Serufsbildung. Die geschllchtsspazifischa Vertlilung müßtl auf dtor Grundlagl des Miidchlnanteils bei den Abgängern 
aus dan Haupt·, Gesamt· und Rnlschulen lowil Gymnulan vorgenommen werden. 

Der Ansau, der in der Ökonomie schon eine lange Tradition 
hat, wurde konzeptionell von STONE [7J eingeführt. In der Bun­
desrepublik Deutschland nahm das Konzept der Input·Output­
Matrix im Rahmen der bildunQsstatistischen Reformdiskussion 
zu Beginn der 70er Jahre zentralen Stellenwert ,in. FENGE R [8] 
und WAGENFOHR [91 sahen in ihr - ebenso wie später 
HEGELHEIMER [10] - ein "bildungsstatistisches Fernziel". 
Indes scheiterte eine empirische Reali$8tion dieses Konzeptes 
bisher an der Lückenhaftigkeit des veröffentlichten Zahlenma­
terials. (111  Dies ist um so bedauerlicher. als die notwendigen 
Informationen durchaus erhoben, nicht aber ausgewertet und 
weitergeleitet werden. Nach Angaben des Statistischen Bundes­
amtes [12J werden die Daten der Kammern von den jeweiligen 
Spittenverbänden vorab konzentriert und zur anschließenden 
Verarbeitung weitergeleitet. Die durch dieses Verfahren erstell-

ten Statistiken enthalten dementsprechend lediglich summa­
rische Angaben zu den in § 5 (1)  Berufsbildungsförderungs­
gesetz genannten Bereichen. Dies bedeutet aber einen Verzicht 
auf relevante und für eine rationale Bildungspolitik und ·planung 
sowie für eine empirisch fundierte Berufsbildungsforschung 
dringend erforderliche Informationen, da nicht mehr - wie 
HUBER (13) zu Recht forderte - das Datengerüst nach allen 
denkbaren Gesichtspunkten gruppiert und berechnet werden 
kann. Sinnvoller erscheint eine datensatzorientierte - aus Da­
tenschutzgfÜnden anonymi5ierte - Abspeicherung aller relevan­
ten, bei den zuständigen Stellen, Schulen und Trägern ausbil­
dungsfördernder Maßnahmen verfügbaren Daten in computer­
gestützten Informationssystemen. [141 In Ouisburg ist anläßlich 
der Erstellung des Berufsbildungsberichts Duisburg der Aufbau 
eines solchen regionalen Berufsbildungsinformatio05systems 
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gelungen. [15] Auf der Grundlage einer Individualstatistik war 
es möglich, bildungsstatistische Informationen so zu ordnen und 
zu verknüpfen, daß der Aufbllu einer nach verschiedenen Krite­
rien differenzierbaren Input-Output-Matrix möglich wurde. Da­
mit stellt dieses Indikatorensystem einen zentralen' Bestandteil 
des Duisburger Berunbildungsinformationssystems dar und 
bildet zugleich die Basis für ein geplantes regionales Frühwarn­
system. 

Der Ansatz gewinnt derzeit insofern an Bedeutung, als bei zu­
nehmender Ausdifferenzierung ausbildungsfördernder sowie 
arbeits- und 8usbildungsmarktentlastender Maßnahmen die 
tatsächlichen und zu erwartenden Versorgu ngslagen immer un­
durchlichtiger und darauf bezogene bildungspolitische Entschei­
dungen fragwürdiger werden. Informationen über den Bildungs­
weg der Jugendlichen zwischen dem Zeitpunkt des Abgangs aus 
allgemeinbildenden Schulen und dem Eintritt in eine betriebliche 
Ausbildung sind mithin für BildungsfOr$chung und -politik un­
verzichtbar. [16] In der Feststellung und Analyse dieser realisier­
ten Übergangsströme zwischen den einzelnen Bildungsgängen 
der Sekundarstufe I 1  ist die zentrale Zielsetzung der Input-out­
put-Matrix zu sehen_ Indem typische "Bildungskarrieren" auf· 
gezeigt werden, können .. Warteschleifen" im Bildungswesen 
transparent und einer Beurteilung dadurch zugänglich gemacht 
werden, daß angegeben wird, welche dieser Bildungskarrieren in 
der "Sackgasse" einer Jungarbeitertätigkeit oder gar der Arbeits­
oder Ausbildungslo,igkeit münden. [17J Damit erlaubt der An­
satz, die Gruppe der Jugendlichen, die das Bildungssystem ohne 
eine abgeschlossene Berufsausbildung verlassen, nicht nur - wie 
etwa in der Berunbildungsbilanz des Bundesinstituts für Berun­
bildung - global zu quantifizieren, sondern zugleich auch struk­
turell zu erfanen. Dies ermöglicht eine bessere Interpretation 
des Gesamtsaldos der "Unversorgten" und macht ihn für bil· 
dungspolitische Entscheidungen fruchtbar. 

Bei der Berechnung der Übergangsquoten waren Schätzungen 
unumgänglich. Die dabei angewandten Verfahren können hier 
nicht ausführlich thematisiert werden; hierzu sei auf die Fußno­
ten zur Matrix 1984 verwiesen. Im folgenden sollen nur zwei 
grundsätzliche Probleme erwähnt werden: Das für die Input­
Output-Matrix zentrale Merkmal der genannten Sonderauswer­
tungen der Zugangsstatistiken war das Merkmal der "zuletzt be­
suchten Schule", das die Grundlage für die VerkllÜpfung mit der 
Abgängerstatistik bildete. Um aus diesem Merkmal Rückschlüsse 
auf die Obergangutröme ziehen zu können. mußten insbesondere 
Korrekturen bezüglich Altnachfrager und Pendler vorgenommen 
werden, Altnachfragerkorrekturen wurden nicht nur - in ana­
loger Anwendung des vom Bundesinstitut für Berufsbildung 
konzipierten [18] und für Duisburg durch eine Gegenrechnung 
validierten Schätzverfahrens - auf der Abgängerseite, sondern 
auch auf der Zugengsseite durchgeführt. Zentrale Grundlage für 
die zuleUt angesprochene Schätzung W8T dabei zum einen die 
Berufsberatungsstatistik des Arbeitsamts Duisburg [19] bezie· 
hungsweise des Instituts für Arbeitsmarkt· und Berufsforschung 
flAB) sowie zum anderen die Kammemstatistik. die für die Her­
ausrechnung der Zugänge in die zweite Ausbildungsstufe heran­
gezogen wurden. (20) Die zuletztgenannten Statistiken bildeten 
auch die Basis für eine Pendlerkorrektur. Bei der Analyse der 
Neuabschlüsse im dualen System ergab sich. daß mehr als jeder 
filnfte Ausbildungsvertrag mit einem Einpendler abgeschlO$$en 
worden ist. Dieser Anteil lag rund 2,5fach höher als in der Be­
runberetungsstatistik. Eine entsprechende Untererfassungwurde 
auch für die Auspendlerstatistik des lAB unterstellt. [21] 

Oie in der Input·Output·Matrix 1984 errechneten Übergangs­
ströme geben erste Anhaltspunkte zur Beurteilung der gegen· 
seitigen Verflechtungen im regionalen Bildungssystem. Damit 
können strukturbedingte Desiderate aufgezeigt und regionsorien­
tierte bildungspolitilChe Entscheidungen fundiert werden, Eine 
weitere Reduzierung des Fehlerspielraums bei der Errechnung 
der Übergangs· und Abgangsquoten setzt irn:!es noch die Lösung 
weiterer statistischer Probleme voraus. Sie betreffen insbesondere 

die Schätzung der Pendlerströme in Schulen sowie die Quantifi· 
zierung und Strukturierung der Gruppe der Jugendlichen, die in 
eine Beamtenlaufbahn eintreten oder in eine Schule des Gesund­
heitswesens wechseln. Hierzu werden zur Zeit Umfragen bei den 
jeweils zuständigen Instanzen durchgeführt. Außerdem ist für 
das Frühjahr 1986 vom Amt für Statistik und Stadtforschung 
der Stadt Dui$l)urg eine Stichprobenerhebung bei Duisburger 
Jugendlichen geplant, die auch Informationen bezüglich- der 
Schätzgrößen der Input-output-Matrix liefern solL 

4 Ergebnisse und Perspektiven 

Als zentrale Ergebnisse des Berufsbildungsberichts Duisburg 1985 
sind festzuhalten: 

Nicht alle Jugendlichen hatten n�ch Geschlecht, Staatsange· 
hörigkeit. schulischer Herkunft oder erworbenen Schulab­
schlüssen die gleiche Chance. eine Berufsausbildung zu erhal· 
ten. Den Realschul- und Berufsfachschulabsolventen bieten 
sich im Durchschnitt besonders g(instige Ausbildungschancen. 
Und zunehmend münden auch Absolventen des Gymnasiums 
in die Berufsausbildung ein. Demgegenüber befanden sich Ab· 
solventen aus dem BV J und dem BGJ - also gerade aus jenen 
Bildungsgängen, denen eine besondere AuSgleichs· und För· 
derungsfunktion zukommt - in einer auffallend schlechten 
Versorgungslage: Obwohl fast drei Fünftel aller BVJ-Schüler 
und drei Viertel der BGJ·SchÜler ihren Wunsch nach einer 
Berufsausbildung bekundeten, mündeten 1984 nicht einmal 
ein Zehntel aller BVJ-Absolventen und nur knapp ein Viertel 
der BGJ-Absolventen in ein Berufsausbildungsvemältnis ein. 
Die Ausbildungssituation der Mädchen ist besonders ungün­
stig, I hr Anteil an den NeuabschJüssen ,betrug 41,6 Prozent. 
Dabei standen ihnen weniger Ausbildungsberufe zur Wahl als 
Jungen, und sie wurden überdies iiberwiegend nur in zweijäh­
rigen Ausbildungsberufen ausgebildet. 
Oie besondere Problemjage weiblicher Jugendlicher kommt 
spiegelbildlich in der Gruppe derjenigen Jugendlichen zum 
Ausdruck. die das Bildungssystem ohne Berufsausbildung ver­
lassen haben: Von den 3000 Jugendlichen dieser Gruppe 
waren 70 Prozent Mädchen. überrepräsentiert in dieser 
Klientel waren darüber hinaus insbesondere Jugendliche aus 
dem BVJ, aus dem BGJ und aus dem Altnachfragerpotential. 

Die dargestellten Ergebnisse und die bislang noch nicht ausge­
werteten Daten bedürlen einer weitergehenden Analvse, zum 
Beispiel in berufsstruktureller Hinsicht. Dabei sollten die bisher 
angewandten Instrumentarien und Analysekonzepte fortent­
wickelt und längerfristig in ein umfassendes Indikatorensystem 
zur laufenden Stadtbeobachtung [221 und für Zwecke der Aus­
bildu ngsmarktprognose ("Frühwarnsystem") implementiert wer-
"'". 

Anmerkungen 

[11  Vgl.: Stadt Dui$boJrg (Hg.I: Saruhbildung.bericht Dui.burg 1984, 
Dui.burg 1984; Stadt Dulsburg (Hg.): Berul.bildungsbetieht Dul.· 
burg 1985, Oui.l>..-" 1985. 

121 Hierzu wird im Faehgebiet a.rufsQid�iIcJB ... uflblldungsfor. 
sehung der Univenitiit-G_mthoeh$Chull Ouisburg ein vom Mini· 
ster für WiWlnllCh.ft und FQr$Chung diS undes Nordrhein-Welt· 
Illen gefÖord .... te. Fonchun9$Proiekt dur�hgeführt ITitel: .. Ausbil· 
dung.versorgung in der Problemregion Duisburg _ Aufbeu und 
Anwendung eins computergeslÜtzten Berufsbildungs-Informa· 
tionssVltems"). 
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[3] Vgl.: KlItSCha, G.lStender ,J,: Beruhbildungsbericlll Duisburg 1984 
- Anoan zur Entwicklung ej� regionalen Berufsblldungsinfor­
mationssyste ...... In: Serufsbildung in Wissenschaft und Praxis, 
14. Jg. (1985), Haft 1, S. 6 ff. 

[4] Ein. besonders reizvolle, aber nicht ul'lprobl"mltiSChl Form der 
Verkrlüpfung von qUIßtitati __ Anelv_ und kommunalpOliliscl>en 
Handlungsempfahlungen enthalt der ,,8erubbildungsberichl für 
dia LIIndelheupuadt München - Ausbildungsjahr 1984/85" ler· 
Slelh durch die Arbeit$gflmeinscheft für Angewandte Sozialfor­
scllung GmbH und die For$chun�uppe Berulspid8QOgik Geissi ... , 
K. A., 11 .•. 1. Ähnlich auch: Apel, G.: Vi.rt ... · S.richt en den 
SoInat (ber dringliche Probleme auf dem Ausbildungsnellenmarkt 
in Hembur"§I, Hemburg 1985. 

[5] v.r_rt lind di •• Abgaogsquoten zum einen durch die fehlenden 
Strukturangaben ZU den Beam�nenwirtllrn und zu dIn Schulen 
im G.nundheitl_n lowie zum In"'en durch den WIInderungl' 
Mldo in der Flegion. Oilse beiden PrObleme dürftin beltimmend 
Min lür die Seiden bei den Schulebgiin�n allo-mllinblldendlr 
Schulen. Zur Intllrpreu.tion der Ein:Nl!lIlden i.t darum die Mttri .. 
um liM Reihe nechrichtlio:her Grö�n erlJlinzt -.rden. 

16] Abweichungen lind insbesondere luf lollllflde Punkte zurückzu· 
führen: 

Berüeklichtigung zUS8Ulichtr berul.vorbereitender Maßnah. 
-, 
HlraulI"echnung von Schulabgiingern, dil berlitl über elr>e Ib' 

!JII$cl>IOSSInI BllrufMUlbildung I18rtügtn. 
oenauere Erlassung der Schulzugino-. Hier Wlren regional 911' 

nauere InformItionen I18rfiigbf.r all die iberregionllen Statilt;· 
kenlUlweilin. 
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]8] Vgl.: Feoger, H., U.'.: Bildungsstltistlk in der 8undell'epublik 
Ol'Utlchland. In: MittlllunOlln aus der Arbeitsmarkt· und Beruh· 
forschung 3 (1970) 1 ,  S. 63. 
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AUS DER ARBEIT DES HAUPTAUSSCHUSSES DES BIBB 

DM HauptMlillChuß des BundasinltitulS tur Berufsbildung hat in 
teinef Sittung Im 9. und 10. Dezember 1985 in DüstMdorf zur 
weit.ren Fört!.,unl überbltrl�ichM Batuhbildungutittan fol· 
�nde Empf.tllur\g an die Bundesrlgierunl bftchla�n: 
1 )  Mehr als 600 überbetri.olich. Biffilfsbildungsstitten mit über 

75 000 Werknat1plätz.n (Stand: Ende 1965) bilden eine tur 
die Aus- und Weiterbildung In Klein· und Mittelbetrieben un­
verzichtbare Infrlmuktur. Durch die erhebliche finanzielle 
Unterstützung des Bundes, der länder und der Bundesanstalt 
für Arbeit ist des Ausbauziel von 77 100 überbetrieblichen 
Berufsbildungsplätzen nahezu erreicht. 

2) Die überbttriebliche" Berufsbildungutätten leisten durch ein 
hohes Maß en Flexibilität einen wichtigen Beitrag zur Lösung 
von Problemen im Bereich der Aus- und Weiterbildung. Durch 
ihren Einsatz werden die Qualität der Ausbildung - vor all&m 
auch durch die Anwendung neuer Technologien - gesteigert, 
die AusbildungSbereItschaft und ·fähigkeit von Klein- und 
Mittelbetrieben erhöht und auch Jugendlichen ohne Ausbil­
dungsplatz Ausbildungschancen durch Angebote von Ausbil­
dungsgängen eröffnet Maßnahmen der Berufsvorbereitung, 
der beruflichtn FCJrtbi ldung (insbesondere auch in neuen 
Tedmologim) und d&r. Umschuluf19 kennzeichnen die Ent­
wicklung.der überbetrltblichen BerufsbildunQSstätten zu um­
fassenden Bildufl9$2entren vor allem für Klein· und Mittelbe· 
triebe. Der Hauptauuchuß unterstreicht die Notwendigkeit. 
diese multifunktionalen NutzungsmöGlichkeiten det" Stätten 
daiJIrhaft zu _hllten und für künftige AnfOrderungen an die 
berufliche Bildung kon5eqlJent weiterzuentwickeln. 

3) Im Intlnme einer zeitgemäßen Berufsausbildung miissen die 
Q/!$Chaffenen Klpazltäten ständig auf einem den Anforderun· 
gen in der betritbliehen PfllC.ls ent$pfltchenden hohen berufs· 
pädagogischen und techni5Chen Niveau gehalten werden. Dazu 
ist es auch erfCJrderlich, eine fachgerechte und werterhaltende 
Bauunterhalwng zu gewährleisten. Der Hauptausschuß er­
blickt ein dringendes Erfordernis in der Erhaltung moderner 
überbetriebliCher Berufsbiklungsstätten, die angesichts der 
techni$Ch.n Entwicklung f(jr die Aus- und Weiterbildun� in 
Klein- und Minelbetrieben von besonderer Bedeutung blei­
ben werden. 

4) Erhaltung und Nutzung funktiCJnstüchtiger überbetrieblicher 
Berufsbildungsstätten verursachon hohe Kosten, die von den 
Trägern der Stätten nicht ausschließlich aus eigener Kraft 
fimmziert werden kÖnnm. Es müßte auch sichergestellt wer­
dln, daß dort, wo die VerS()rgung mit uberbetrieblichen Be­
rufsbildunwmitten noch nicht in ausreichendem MaBe ver­
wirklicht worden ist, be'stehen(!er Nachholbedarf abgebaut 
werden kann. Der H.uptausschuß hält es daher fUr notwen­
dig, erforderliche InvH1itiCJMn und anfallende laufende Ko­
sten fUr die DurchfiOhrung der vielfältigen 8ildungsmaßnah· 
mm in einem ausgewogenen Verhältnis dauerhaft mit öffent· 
lichen Mitteln zu fÖrd&rn. 

5) Der Hauptausschuß be<oIriißt die von der BundeSfegierung im 
HauWaltJgeRuantW\Jrf 1 986 vOt"geRhene Neuorientierung 
des Sctlwerpunktpl'"ogramms zur Förderung iberbetrieblicher 
Berufsbildungsstitten. Die Absicht, die Modernisierung uber­
betrieblicher Beruhbildungsstätten über die Ausstattung mit 
neuen Technologien gezielt finanziell zu fördern, wertet der 
Hauptau5lchuB als einen ersten Schritt zur Unterstützung der 
Bemühungen der Träger, deren FunktionstüChtigkeit zu erhal­
ten. Der Hauptausschuß appelliert jedoch an die Bundesre· 
gierung, über Zuschüsse zur Ausstattungsernauerung hinaus 
auch notwendige Umbauten und Modernlsierungen der Stät­
ten auf Dauer mit in ihre finanzielle Förderung elnzube· 
ziehen. 

0... HIU�lIChuß des BuN;llSinrtituts für BerufsbHdunl hat in 
.inet Sitrung am 31. J'I'IUM" 1986 zum EnbWrf da Benlfsbil­
dungsbefictJm 19B6 SteIluni �ommen: 

1) Das Ausbildungsplatzangebot im dualen System betrug im 
Jahre 1985 7 1 9 100 Plätze, womit nach den ständigen 
Steigerungen der letzten Jahre - entgegon den ursprung­
lichen Erwlrtungen - ein leichter Rück.oang eingetreten ist. 
GleiChzeitig ist aber auch die Ausbildungsnachfrage !ft'!gen· 
über dem 30.09.1 984 um rund 8000 auf 756 000 gesunken. 
Mit 691 100 Verträgen ist auen die Zahl der neu abgeschlos· 
senen Ausblldungsvortrige um 8600 gegenüber der Bilanz 
des Vorjahres zurückgegangen. Die Zahl der noch nicht b&­
setzten Ausbildung5Stelien ist mit 22 000 um rund 1000 
gegenüber dem Vorjahreutand gestiegen. 

2) Während oi, Ende des Berufsberatungsjahres 1984 SB 400 
Jugendliche nicht vermittelt werden konnten, waren es zum 
30.09. 1 985 rund 58 900. Weitere 39 000 Jugendliche -
und damit 3600 mehr als im Vorj.hr - bliebeobei der Suche 
nach einem betrieblichan Ausbildungsplatz zunächst OhM 
Erfolg und mußten eina Lösung auBerhalb des dualen Sy­
stems annehmen. 
Der Ma09lI an Ausbildungsplätzen war bei den kllUfmin­
nis..:tt-verwaltendttfl Berufen im Verhältnis zur Nachfrage be­
sonders ausgeprägt. Hier konnte die Nachfragejunger Frauen 
bei weitem nicht befriedigt werden, mit der Folge, daß zwei 
Drittel der nicht vermittalten Bewerber Mädchen sind. 

3) Bundesweit erreichte du Angebot an Ausbildungsplätzen 
95 Prozent der Nachfraga, bei beträchtlicher regionale� 
Differenzierung. Dabei ist w berücksichtigen, daß Bund 
und Länder mit erneblich&n öffentlichen Mitteln zusätz· 
liche Ausblldungspläue geschaffen haben. In Bremefl, Harn­
burg und Niedefliachsen blieb der Versorgungsgrad unter 
90 Prolent, in 8aden·WürttemtJerg und Bayern erreichte er 
im Landesdurchschnin 100 Prozent. 
Bei der Zahl d.r IbgoschlCJ$Sonon Ausbildungsverträge ergab 
sich für die Bereiche Industrie/Handel und Öffentlicher 
Dienst - nach großeren StelgerungSl""ilten in den vergangenen 
Jahren - nochmals ein kleiner Anstieg. Bei Handwerk und 
Landwirtschaft setzte sich die Steigerung der Vorjahre nicht 
mehr fort; diese Bereiche verzeienneten erstmah einen deut· 
lichen Rückging. Bei den Freien Berufen trat ein leichter 
Rückgang ein. 

4) TrCJtz ,bnehrnende!" $chulabgängerzahlen ist die Nachfrage 
nur geringfügig gewnken. Die Ursachen hierfür liegen IlICh 
wie VOI insbesondere in der Situation des Arbeitsmarktes 
und den Änderungen im Bildungsverhalten der Jugendlichefl 
genentl, d" sich durch ein. qualifizierte Berufsausbildung 
bessere Chancen auf dem Arbeitsmarkt verspred"ten. Oie 
anhaltend hoha Nilchfrage, derm Gipfel ZWi!JI uberscnritttrl, 
in, ergibt sich lUch aus der großefI Zahl der Jugendlichen, 
die - mangtls betrieblicher Ausbildungsplätze - im An· 
schluß In Indere Maßnahmen auf defl Ausbildungsstel1m· 
markt dringen. D!5 weiteran dringen immer mehr Abitu· 
rienten in die duale Berufnusbildung, um nach Beendigung 
ihrer B.rufsausblldung mit zunehmtrlder Tendenz im Be­
KhäftigungSlystem auf Dauer w verbleiben. Di& Gruppe 
der Jugendl"ichan aus früheren Schulentlaßjahren, die Aus­
bildungspläue nachfragt (Altnachfrager), wächst. So war&n 
Im September 1985 29,5 Prozent (194 5B7) der über die 
Berufsberatung nachfragenden Jugendlichen Schulabgänger 
aus allgemeinbildenden oder berufsbildenden Schulen aus 
früheren Schul.ntlaßJahren. 
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5) Weiterhin ist die Situation auf dem Ausbildungsstellenmarkt 
von erheblichen regionalen Unterschieden und strukturellen 
Schwierigkeiten in Teilbereichen geprägt, die sich in einem 
zunehmenden Auseinanderfallen von Angebot und Nach­
frage darstellen. 

6) Der Hauptausschuß dankt allen an der Bereitstellung von 
Ausbildungspläuen Beteiligten für ihre anerkennenswerten 
Leistungen bei der Sicherung der beruflichen Zukunft der 
jungen Generation. 

7) Für das Vermittlungsjahr 1986 rechnet die Bundesregierung 
mit einer Gesamtnachfrage von 740 000 Ausbildungspläuen. 
In der anhaltend hohen Nachfrage spiegelt sich eine zuneh­
mende Entkoppelung von Schulabgängerzahlen einerseits 
und Nachfrage nach betrieblichen Ausbildungspläuen an­
dererseits_ Oie Ausbildungsanstrengungen aller an der beruf­
lichen Bildung Beteiligten müssen daher in quantitativer 
Hinsicht gesteigert werden; in struktureller und qualitativer 

-Hinsicht ist eine Verbesserung erforderlich. Dies gilt insbe­
sondere auch für staatlich finanzierte Maßnahmen. 
Der Hauptausschuß fordert alle ausbildungsfähigen, insbe· 
sondere die nicht oder nicht ausreichend ausbildenden Be­
triebe, Praxen und Verweltungen auf, ihren gesellschaftspo· 
litischen Verpflichtungen nachzukommen, deren Erfüllung 
auch zur SichersteIlung des zukünftigen Fachkräftenach­
wuchses notwendig ist. 
Der Hauptausschuß fordert dazu auf, alle freien Ausbildungs­
plätze den Arbeitsämtern zu melden. Kammern, Verbände 
und Gewerkschaften sollten die in der Vergangenheit erfolg· 
reichen Maßnahmen zur Gewinnung neuer Ausbildungs­
plä�e ve!stärkt fort�tzen. 
Der Hauptausschuß ist der Auffassung, daß die Anstrengun­
gen in Gebieten mit Angebots defiziten verstärkt und quali­
fizierte Ausbildungsplätze in ausreichender Zahl besonders 
für Mädchen genutzt werden müssen. 

8) Damit die zunehmenden Schwierigkeiten der Jugendlichen 
beim Übergang von der Berufsausbildung im Erwerbsleben 
sich nicht verschärfen, ist insbesondere eine Steigerung des 
Angebots für solche Berufe notwendig, die eine breite Ver· 
wertbarkeit am Arbeitsmarkt ermöglichen. 

9) Der Hauptausschuß ruft die Betriebe auf, Frauen mit abge­
schlossener Ausbildung in gewerblich-technischen Berufen 
vermehrt zu beschäftigen, damit die Entscheidung der Mäd­
chen für größere berufliche Flexibilität sich nicht in das Ge­
genteil verkehrt. Wichtig ist darüber hinaus, daß Familien­
und Arbeitsmarktpolitik diese Bemühungen unterstützen. 
Der Hauptausschuß ruft gleichzeitig insbesondere die wach­
sende Zahl von männlichen und weiblichen Jugendlichen 
mit höheren schulischen Abschlüssen auf, nicht nur kauf­
männische und dienstleistungsorientierte Ausbildungsberufe 
nachzufragen, sondern das Angebot in gewerblich-techni­
schen Berufen zu nutzen. 

10) In den zurückliegenden Jahren sind zahlreiche Ausbildungs­
plätze mit finanzieller Unterstützung der öffentlichen Hand 
geschaffen worden. Über den Umfang dieser Plätze sollte im 
nächsten Berufsbildungsbericht eine ausführliche Darstellung 
erfolgen. 
Der Hauptausschuß ist der Ansicht, daß diese Hilfen fortge­
setzt werden müssen, dabei aber zu konzentrieren sind auf 
Regionen mit besonderen Angebotsdefiziten und Zielgfup­
pen mit besonderen Problemen auf dem Ausbildungsstellen­
markt unter Beachtung der jeweiligen region81en struktur­
und arbeitsmarktpolitischen Gegebenheiten. Dazu bedarf es 
auch einer rechtzeitigen Abstimmung der Maßnahmen des 
Bundes mit den Ländern. 

Minderheitsvotum dar Gruppe der Beauftragten der Arbeitneh­
mer zum Berufsbildungsbericht 1986 
A u s b i l d u n g s ·  u n d  A r b e i t s c h a n c e n  d e r  
J u g e n d  n a c h  w i e  v o r  n i c h t  a u s r e i c h e n d  

1 Daten des Berufsbildungsberichtas 
widerlegen Darstellung der Bundesregierung 

Der Berufsbildungsbericht 1986 belegt, daß, wie von den Ge­
werkschaften vorhergesagt, keine Verbesserung der Ausbildungs­
platzsituation eingetreten ist. Trotz zusätzli cher finanzieller För­
derung durch die Bundesländer und entgegen allen Behauptungen 
von Bundesregierung und Wirtschaft konnte erneut nicht allen 
Jugendlichen ein Ausbildungsplatz angeboten werden. Die Bun­
desregierung beschönigt alljährlich die AusbildungssteIlensitua­
tion. Aber selbst die Daten des Berufsbildungsberichtes und der 
Bundesanstalt für Arbeit widerlegen ihre Darstellung. Bereits 
1983 wurde das Kanzlerversprechen, ,jeder erhält einen Ausbil­
dungsplatz', nicht erfüllt. Ein erheblicher Teil der damals Un­
versorgten tritt heute noch als Nachfrager nach Ausbildungsplät­
zen auf. 
Das Grundgesetz garantiert die Berufswah!freiheit. Dazu ist ein 
Angebot an Ausbildungsplätzen erforderlich, das erheblich über 
der Nachfrage liegt. Während das Ausbiklungsplatzförderungsge­
setz von 1976 noch ein Überangebot von 1 2,5 Prozent forderte, 
bewertet heute die Bundesregierung ein Unterangebot von 
5 Prozent bereits als bildungspolitischen Erfolg. Das Ergebnis 
wäre noch schlechter, wenn die Bundesregierung nach dem Be­
rufsbildungsförderungsgesetz verfahren würde. Dieses Gesetz 
schreibt vor, daß zur Nachfrage alle Ausbildungsplausuchenden 
zu zählen sind; demgegenüber rechnet die Bundesregierung die 
Jugendlichen nicht zur Nachfrage, die mangels betrieblicher 
Ausbildungsplätze auf andere Maßnahmen (berufsvorbereitende 

. Maßnahmen, allgemeinbildende und berufliche Schulen usw.) 
ausweichen mußten, aber ihren Vermittlungswunsch ausdrück· 
lich aufrechterhielten. 
SUtt dessen verfolgt die Bundesregierung eine andere Strategie: 
Das Bericht$jahr wird seitens der Bundesregierung nur bei den 
unversorgten Jugendlichen von 1 2  auf 1 5  Monate unzulässiger­
weise verlängert, indem ausschließlich die nach dem 30.09. 
nachvermittelten Jugendlichen gezählt werden, nicht aber die 
Jugendlichen, die in der Probezeit ihren Ausbildungsplatz ver· 
loren haben. So standen 1984 den ca. 22 000 Nachvermittelten 
rund 26 000 zusätzliche unversorgte Nachfrager gegenüber. Die 
Nachvermittlung verbesserte entgegen den Ausführungen der 
Bundesregierung demnach die Gesamtsituation nicht. Auch die 
Arbeitnehmergruppe ist · für kontinuierliche Vermittlung, diese 
darf aber nicht für statistische Beschönigungszwecke mißbraucht 
werden. Die Arbeitnehmergruppe bedauert die Entwicklung des 
Ausbildungsangebotes. Oie Bundesregierung begründet den 
Rückgang der Neuabschlüsse mit dem Rückgang der Nachfrage. 
Diese Argumentation ist falsch, zumal die Zahl der Bewerber, 
die keinen Ausbildungsplatz erhielten, gestiegen ist. 
Die Arbeitnehmergruppe hat auf die steigenden Widersprüche 
zwischen Ausbildung und Beschäftigung hingewiesen. Vor allem 
in Berufen, in denen vielfach ohne großen Aufwand ausgebildet 
wird und die zu schlechten Beschäftigungsaussichten nech der · 
Ausbildung führen, ist das Ausbildungsplatzangebot überpropor­
tional gestiegen. 
Die Wirtschaft hat das Ziel, eine-qualifizierte Ausbildung für alle 
Jugendlichen zu sichern, nicht erreicht. Oie unzureichenden 
Maßnahmen der Bundesregierung in den vergangenen Jahren 
führten nicht zur Verbesserung der Ausbildungssituation der Ju­
gendlichen. 

2 Ausbildungmeilensituation hat sich nicht gebessert 
Das Verhältnis VOn Angebot und Nachfrage hat sich gegenüber 
den Vorjahren nicht verbessert. So wurden selbst nach der Zähl­
weise der Bundesregierung für je 100 Nachfrager an Ausbildungs­
plätzen 
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in 1980 
in 1981 
in 1982 
angeboten. 

104 
102 

98 

in 1983 
in 1984 
in 1985 

96 
95 
95 

719 1 1 0  Ausbildungsplätze wurden 1985 angeboten, 7676 weni­
ger als im Vorjahr. 755 994 Jugendliche suchten 1985 eine Aus­
bildungsstelle, 8084 weniger als im Vorjahr. 
697 089 Ausbildungsverträge wurden 1985 abgeschlossen, 8563 
oder 1;2 Prozent weniger als im Vorjahr. 
Die regionalen Unterschiede haben zugenommen und auch 1985 
waren nahezu 100.000 Jugendliche ohne Ausbildungsplatz bei 
den Arbeitsämtern registriert, wobei sich diese Gruppe in den 
letzten Jahren ständig vergrößert hat (gemäß Statistik der 8un­
desanstalt für Arbeit): 

Bewerber erhielten 
keinen Ausbildungs­

platz am 30.09. 

in 1983 
in 1984 
in 1985 

47 400 
58 426 
58 90S 

Zusätzliche Bewerber 
die auch ihren Vermitt­
lungswunsch ausdrück­
lich aufrechterhielten 

29800 
36 104 
39615 

Summe 

77 200 
94530 
98520 

Der Anteil der jungen Frauen an den unversorgten Ausbildungs­
platzbewerbern ist auf 66 Prozent gestiegen. 
Des weiteren dringen immer mehr Abiturienten in die duale Be­
rufsausbildung. Dies führt dazu, daß der Anteil der Arbeitneh­
merkinder an Studenten abnimmt. Die wachsende Zahl von Abi· 
turienten im dualen System verschlechtert gleichzeitig die Chan­
ehen der anderen Jugendlichen. So weist die Gruppe der Abitu­
rienten als Nachfrager nach betrieblichen Ausbildungspläuen 
gemäß BA·Statistik folgende Entwicklung auf: 
in 1983 67 699 
in 1 984 
in 1985 

87 243 
94359 

Gründe hierfür sind u. a.: 

die verschlechterte materielle Basis der Studienanfänger, ins· 
besondere durch Verschlechterung des BAföG, 
die sich verschlechternden Berufsaussichten in einigen aka­
demischen Bereichen, 
die Hoffnung, sich durch eine Doppelqualifikation individu­
ell bessere Beschäftigungschancen zu verschaffen. 

Die Gruppe der Jugendlichen aus früheren Schulentlaßjahren, 
die Ausbildungsplätze nachfragt (Altnachfrager). wächst. So 
waren im September 1985 29,5 Prozent (194 587) der über die 
Berufsberatung nachfragenden Jugendlichen Schulabgänger aus 
allgemeinbildenden oder berufsbildenden Schulen aus früheren 
Schulentlaßjahren. Aus diesem Grund wird auch in den nächsten 
Jahren die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen trotz sinkender 
Schulabgängerzahlen nicht im entsprechenden Maß zurückgehen. 

3 Wachsende Widersprüche 
zwischen Ausbildung und Beschäftigung 

In einer Phase, in der die erwo.rbenen Qualifikationen am Ar­
beitsplatz angewendet und vertieft werden müssen, bekommen 
junge Ausgebildete dazu keine Gelegenheit: Sie finden im erlern­
ten Beruf keine Beschäftigung, müssen den Betrieb wechseln 
oder haben überhaupt keine Chance, ihre Arbeitskraft einzuset­
zen. Nur etwa die Hälfte der Ausgebildeten wird innerhalb der 
ersten sechs Monate nach Abschluß der Ausbildung im erlern· 
ten Beruf unbefristet weiterbeschäftigt. Das zeigt eine reprä­
sentative Erhebung des Bundesinstituts für Berufsbildung bei 
1 0 000 Absolventen einer Berufsausbildung im dualen System 
sechs Monate nach der Abschlußprüfung. 
Die Bl8B-Studie zeigt, daß von den Absolventen der Metall- und 
Elektro- sowie kaufmännischen und verwaltenden Berufe kurz 

nach der Ausbildung jeder Zehnte arbeitslos ist. Bei den einzel­
nen Berufen haben Kfz-Mechaniker und Verkäufer(innen) be· 
sonders schlechte Chancen. Von ihnen sind 1 7  bzw. 18 Prozent 
bereits ein halbes Jahr nach der Ausbildung erwerbslos. 
Bei den Schlossern zeigt sich nach der Ausbildung einersei'.s ein 
hohes Maß an Flexibilität: Fast die Hälfte der Ausgebildeten.­
ist mit einer anderen als der dem Beruf entsprechenden Tätig­
keit beSChäftigt. Andererseits spiegelt dieser Tatbestand auch 
die Umstrukturierung des Facharbeitereinsatzes gerade in Groß­
betrieben - wo immer weniger die Chance auf einen Einsatz 
entsprechend der Ausbildung besteht - wider. 
Es besteht also kein Mangel an Facharbeitern, sondern ein Man· 
gel an qualifizierten Arbeitsplätzen entsprechend der Ausbil· 
dung. 
Im Handwerk ist die Zahl der AusbiJdungsplätze in den leuten 
Jahren erheblich gestiegen. Jeder sechste Beschäftigte ist dort 
mittlerweile ein Auszubildender. 
Betriebe haben Auszubildende teilweise an Stelle von Voller· 
werbsarbeitskräften eingesetzt. Nahezu zwei Drittel der zusätz­
lichen Ausbildungsplätze im Handwerk, die in den vergangenen 
Jahren bereitgestellt wurden, konzentrieren sich auf das Nah­
rungsmittelhandwerk, Bekleidungshandwerk sowie die Friseure. 
Noch immer wird versucht, Nachwuchssicherung der Industrie 
durch Ausbildung im Handwerk zu organisieren. Doch diese 
Form der Arbeitsteilung funktioniert nicht mehr: Gebraucht 
werden nämlich Facharbeiter mit Kenntnissen in eNC, CAD, 
CAM, Pneumatik, Hydraulik, Digital, Sensor-5teuerungstech­
nik und anderen Spezialkenntnissen. Diese Qualifikationen wer­
den jedoch im Handwerk bei weitem weniger als in der Industrie 
vermittelt. 
Fehlqualifizierung und Quatifikationsverlust der Ausgebildeten 
sind die Konsequenz. 

4 Notwendiger Qualitätsverbes$ertJng 
muß verstärkt Rechnung getragen werden 

Statt die Qualität der beruflichen Bildung zu verbessern, hat die 
Bundesregierung mit Änderung des Jugendarbeitsschuugeseues 
und erneuter Änderung der Ausbilder-Eignungsverordnung auch 
Qualitätsverschlechterungen selbst herbeigeführt. Diese aus­
schließlich auf Quantität ausgerichtete Politik muß wieder ver· 
stärkt zugunsten der Qualität der beruflichen Bildung eine Än­
derung erfahren. 
Dies gilt insbesondere für die 

Neuordnung der Ausbildungsberufe, 
Eignung der Ausbikiungsstätten, 
Förderung ·Überbetrieblicher Maßnahmen und Ausbildungs­
stätten, 
Aus· und Fortbildung der Ausbilder und Ausbildungsberater, 
Durchführung der Grundsätze für die Beratung und Über­
wachung der Ausbildungsstätten durch Ausbildungsberater 
einschließlich der Methoden und Mittel, 
Verbesserung der Berufsberatung, 
Verbesserung des Prüfungswesens, 
Förderung benachteil igter, insbesondere behinderter Perso- ' 
nen, um auch diese qualifiziert auszubilden, 
Einhaltung und Verbesserung der Schutzvorschriften in der 
beruflichen 8ildung. 

5 Wachsende Bedeutung der Weiterbildung 
erfordert ak�ive Politik der Bundesregierung 

In öffentlichen Äußerungen wird von der Bundesregierung die 
wachsende Bedeutung in der Weiterbildung zwar immer stärker 
herausgestellt. Sie trägt dem aber weder in der Darstellung im 
Berufsbildungsbericht noch bei der Entwicklung der Weiterbil­
dung ausreichend Rechnung. Weiterbildung dient dem Erhalt 
und der Sicherung der Qualifikation und hat auch, bezogen auf 
den einzelnen, eine gegen Arbeitslosigkeit vorbeugende Funk· 
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tion w erfüllen. Dies ist in der Förderpolitik in den letzten Jah­
ren zu wenig beachtet worden. Eine den Interessen der Arbeit­
nehmer entsprechende Politik sollte sich dagegen von den Vor­
stellungen leiten lassen: 

Berufliche Weiterbildung darf nicht nur wm ,Repareturbe­
trieb' einer unzureichenden Erstausbildung werden. 
Es reicht nicht aus, die Vielfalt der Trägerschaft von Weiter­
bildungsmaßnahmen zu Garanten einer ,marktgerechten' und 
,nachtrageorientierten' Weiterbildung zu machen und sich um 
Transparenz des Weiterbildungsangebots zu bemühen. Jeder 
Teilnehmer an beruflicher Weiterbildung muß vielmehr die 
Sicherheit haben, daß erworbene Abschlüsse auch allgemein 
anerkannt werden. Dies setzt eine aktive Gestaltung des Wei· 
terbildungsangebots und Regelungspolitik des Bundes voraus. 
Um unseriösen Weiterbildungsträgern keine Chance zu geben, 
ist ein Anmeldeverfahren für die Weiterbildungsträger zu 
schaffen. 

6 DGB·Bilanz 1985 - 325 700 JUQendliche ohne Ausbildung 
Berufsbildungsbilanz 1985 für das Bundesgebiet und Berlin (gerundet) 

Wie viele (Jugendliche) haben einen Anspruch auf berufliche 
Qualifizierung? 

, Bedarf aus Ifd. Abgängerjahrgang 1 402 300 
1.1 ohne Hochschulreife 7442001) 

Stud ienberechtigte 2902001) 
1.2 aus Berufsfachschulen 189 5001) 

aus Berufsgrundbildungsjahr 86 8001) 
aus 8erufsvorbereitungsjahr 401001) 
aus Förderlehrgängen der BA 51 5002) 
davon: . F-G-V-Lehr· 

gänge 17 900 
J·Lehrgänge 33 600 

2 Bedarf aus früheren Jahren 365 8003) 
davon: aus dem Vorjahr 219500 

aus früheren Jahren 146 300 
(darunter: bei der BA gemeldet 194 6(0) 

Gesamtbedarf 1 768 100 

1) Quelle: SnotistiJ<;he. Bund_mt 

2) Quelle: B�nd8Sllnstalt für Arblit 

Berufliche Weiterbildung muß bei Arbeitslosen und in Arbeit 
befindlichen Arbeitnehmern als eine der Arbeit vergleichbare 
leistung des einzelnen anerkannt und bewertet werden. Dem 
muß durch eine ausreichende Förderung Rechnung getragen 
werden. 

Für Weiterbildungsmaßnahmen ist eine stärkere Überprüfung 
der Qualität erforderlich. ,Wirtschaftlichkeit' und ,Sparsam· 
keit' dürfen keine tmtscheidenden Prüfkriterien für Weiter· 
bildungsangebote sein. Es müssen vielmehr Qualitätsstandards 
für die Weiterbildungsmaßnahmen weiterentwickelt und vor 
allem eingesetzt werden. Die Weiterbildung zu anerkannten 
Abschlüssen in Berufen mit guten Arbeitsmarktchancen ist zu 
verstärken. 

Im Rahmen der Berufsbildungsstatistik ist eine WeiterbiI· 
dungsstatistik zu schaffen. 

Wie viele (Jugendliche) konnten dielen Anspruch realisieren? 

1 Studienanfänger 211 8004) 
2 Übergänger ins allgemeinbildende 

Schulwesen 48 6005) 

3 Vollqualifizierende Ausbildung 783900 
3.1 Beamtenanwärter1) und Gesundheits· 

schük!r im 1. Jahr6) 86 800 

3.2 neu abgeschlossene Verträge im 
dualen System 697 100 

4 nicht vollqualifizierende Ausbildung 398 100 

4.1 teilqualifizierende Ausbildung 

Berungru ndbi Idungsjahr 
Berufsfachschulen im 1. Jahr 

4.2 sonstige schulische Maßnahmen 
4.3 Maßnahmen der Arbeitsverwaltung 

davon: F-G·V·Lehr· 
gänge 
J·Lehrgänge 

5 derzeit ohne Ausbildung 

Gesamtbedarf 

1 6 000 
36 000 

87 0001) 
2223001) 

368007) 
52 1007) 

325700 

1 768 100 

3) 1985 Wlren 664 700 Blwerber bei der Bund ..... nstalt für Arbeit l/lmeldet, ohne Studienanfiinger und ohne Beamt,,"anwär�r, aber einschließlich der 1/1. 
meldeten Unversorgten waren rund 1 244500 ru versorgen: dal bedeutet eine Einsch8ltquo� von 0.532. Die., Einschiitquote dient eil Hochrechnungs· 
laklO' für die gemeldete Allnachfr.ge 1194 600/0,532 - 365 800) 

41 Bruttostudierquote laut HIS, 13 Prozent des Enlllßjahrgengel 1 983 der Studienberechtigten 

5) 1983 waren 34,6 Prozent der Sct1üler in Fachoberschulen im 1 .  Schuljahr; 1984 gab e. 139 stl7 hchoberschüler, 34,7 Prozent davon ergibt 48 575 
6) Angabe des St;;Jtistischen Bund ..... mtes für 1984 
'I 

F 

Trendschiitlung 

FÖfde,lehrgang 

G - Grundlehrgllng 

E r l ä u t e r u n g e n  z u r  B i l a n z :  

v - Vorbereitungslehrgang 

J - Jugendlichen·Lehrgang 

Seit Jahren wird die Zahl der Jugendlichen aus früheren Schul· 
entlaßjahren CAltnachfrager') im Berufsbildungsbericht unzu­
reichend dargestellt. Die Arbeitnehmergruppe hat sich hingegen 
immer darum bemüht, diese hohe Personenzahl realistisch dar· 
zustellen. Die Altnachfrage, wie sie in den früheren Berufsbil­
dungsbilanzen der Gewerkschaften vorgenommen wurde, war 
bisher allerdings in stärkerem Maße auf Schätzungen angewiesen. 

Mit den Daten über das Berufsberatungsjahr 1984/19B5 liegt 
erstmals seit 1982 wieder eine Angabe über die gemeldete Alt· 
nachfrage vor. 194600 Altnachfrager waren in diesem Jahr bei 
den Arbeitsämtern gemeldet. Damit hat sich die Befürchtung 
über das Ausmaß der Mangelsituation in den vergangenen Jah· 
ren - so wie sie die Gewerkschaften in den Berufibildungsbi· 
lanzen Jahr für Jahr dokumentiert haben - auch in der Berufs· 
beratungsstatistik bestätigt. Eine Verdoppelung in nur drei 
Jahren spricht für sich selbst. 
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Aber auch diese Zahlen spiegeln nur einen Teil der beruflichen 
Nichtqualifizierten in früheren Jahren wider. Nicht alle Alt· 
nachfrager melden sich beim Arbeitsamt. Im Berufsbildungs· 
bericht 19B1 ist der Versuch unternommen worden, die Jugend· 
lichen ohne Berufsausbildung eines Jahrgangs nachzuvollziehen. 
Ein Ergebnis war, daß rund 1 1 2 600 Jugendliche eines durch· 
schnittlichen Altersjahrgangs endgültig ohne abgeschlossene Be· 
rufsausbildung bleiben. Diese Rechnung bezieht sich auf das 
Jahr 1979. Für 1985 sind 1 1 6 800 Altbewerber bei der Bundes· 
anstalt gemeldet, die 1984 die allgemeinen oder beruflichen 
Schulen verlassen hatten und unversorgt geblieben sind. Die 
Rechnung im Berufsbildungsbericht 1981 markiert damit of· 
fensichtlich die unterste Grenze der Nichtversorgung. Selbst 
wenn diese unterste Grenze auch für die weiteren Jahre ange· 
nommen wird. ergibt die Auhummierung eine Vorstellung über 
die Größenordnung des Versorgungsruckstaus. Aus den fünf 
Jahren zwischen 19aO und 1984 sind 563000 junge Menschen 
ohne abgeschlossene 8erufsausbildung verblieben. Unter der 
bildungspolitischen Zielsetzung, allen einen qualifizierten Aus­
bildungsplatz anzubieten, müßte diese Gruppe neben dem 
Schulentlaßjahrgang 1985 mit Ausbildungsplätzen versorgt 
werden. 
Es ist nicht davon auszugehen, daß auch heute noch alle Unvar· 
9CHgtin der letzten fünf Jahre Plätze im System der beruflichen 
Erstausbildung beanspruchen. Für einen beachtlichen Teil dürfte 
nur eine Nachqualifizierung im Rahmen der ,Weiterbildung' in 
Frage kommen. Deshalb wird in der Bilanz nur ein Teil ausd ieser 
Gruppe IIrs Altnachfrager rechnerisch mit einbezogen. Bei dieser 
Rechnung wird unterstellt, daß die Altnachfrager das gleiche 
Meldeverhalten (Einschaltung der Arbeitsämter) aufweist wie 
die Gruppe der Nachfrager aus dem Illufenden Schulentlaßjahr. 
Auch mit einem solchen Verfahren wird nur ein Teil der Altnach· 
frager, 11150 nur ein Teil der in der Vergangenheit nichtqualifi­
zierten jungen Menschen erfaßt. 
Die dargestellte Berufsbildungsbilanz 1985 belegt, daß 325 700 
Jugendliche ohne Ausbildung geblieben sind. 

1 Mangelnde Berufsbildunpplanung: Berufsbildungsplanung 
bleibt hinter gesettlichem Auftrag zurück 

Eine verantwortliche Berufsbildungspolitik ist auf eine mittel· 
fristige Prognose von Angebot und Nachfrage angewiesen, um 
den Ausbildungsproblemen rechtzeitig begegnen zu können. Das 

Berutsbildungsförderungsgesetz verlangt bessere statistische 
Grundlagen. Diese müssen erhoben werden. 
Der Berufsbildungsbericht der Bundesregierung entspricht nicht 
den gesetzlichen Bestimmungen. § 3 Abs. 1 des Berufsbildungs· 
förderungsgesetzes schreibt unter anderem vor, daß in dem Be· 
richt die voraussichtliche Weiterentwicklung des Ausbildungs· 
platzangebotes der kommenden Jahre darzustel len ist. Ist die 
Sicherung eines ausgewogenen Angebotes gefährdet, sind in dem 
Bericht für die Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze Vor· 
schläge aufzunehmen. 
Der Berufsbildungsbericht enthält keine konkrete Darstellung 
der voraussichtlichen Entwi€klung des Ausbildungsplatzangebo­
tes in den kommenden Jahren und enthält keine konkreten Vor­
schläge für die Behebung der schwerwiegenden Mängel, obwohl 
alle an der beruflichen Bildung Beteiligten übereinstimmend da­
von ausgehen, daß auch in den kommenden Jahren die qualita­
tiven und quantitativen Mängel des Bildungswesenseinschfießlich 
und insbesondere in der beruflichen Bildung anhalten werden, 
wenn nicht von staatlicher Seite vorausschauend und planvoll 
gehandelt wird. 

8 Prognose 1986 - ohne Handeln 241 100 Jugendliche 
ohne ausreichllndll berufliche Ausbildung 

Die Arbeitnehmergruppe legt erneut eine Prognose zu einer 
"Berufsbildungsbilanz 1986" vor. Diese Prognose geht auf der 
Nachfrageseite von den Hochrechnungen der Kultusminister· 
Konferllnz und anderer verfülParer Daten aus und übemimmt 
im übrigen die Ist·Zahlen für das Jahr 1985 (5. Tab., unten). 
Sollte sich der Trend fortsetzen, ist zu befürchten, daß die Zahl 
der abgeschlossenen Ausbildungsverträge weiter rückläufig ist. 
Gleichzeitig wird von einer weiteren Steigerung der sogenannten 
,Altnachfrager' ausgegangen. 
Unter AuswertUng aller zur Verfügung stehender Daten ergibt 
sich, daß 1986 ca. 241 000 Jugendliche ohne ausreichende Be­
rufsperspektiven bleiben, wenn nicht zusätzliche qualifizierte 
Ausbildungsangebote an diese Jugendlichen gerichtet werden. 

9 Gewerkschaftliche Forderungen 
Ziel gewerkschaftlicher Berufsbildungspolitik ist eine zukunfts­
bezogene, den inhaltlichen und sozialen Anfprderungen des 
technisch·organisatorischen Wandels entsprechende Berufsaus· 

Berufsbildungsprognose 1 986 für das Bundesgebiet und Berlin (gerundet) 

Wie viele (JUI/Ilndliche) haben einen Anspruch auf berufliche 
Qualifizierung? 

Bedarf aus Ifd. Abgängerjahrgang 
1 . 1  ohne Hochschulreife 659 4001) 

Hochschu Iberechtigte 2872001) 
1 .2 aus Berufsfachschulen lB9 0002) 

aus Berufsgrundbildungsjahr 87 0002) 
aus Berufsvorbereitungsjahr 36 8002) 
aus Förderlehrgängen der BA 52 0002) 

2 Bedllrf aus früheren Jahren 3700002) 

Gesamtbedarf 1 6Bl 400 

1 )  Progn0$8 des Statistisclten BundlHllrn., 
2) Tr8lldscltltzung 
3) BruttollUdierquote laut HIS � vgl. Berufsbil�ngsbilanz 

4) AUI BerufsbildYngsbilanzen 1985 übernommen 

Wie viele (Jugendliche) konnten diesen Anspruch realisieren? 

1 Studienanfänger 209 7003) 
2 Übergänger ins allgemeinbildende Schulwesen 48 6004) 
3 Vollqualifizierende Ausbildung 
3.1 Beamtenanwärter und Gesundheitsschüler 

1 .  Jahr 86 8004) 
3.2 neu abgeschlossene Verträge im dualen System 697 1004) 
4 Nicht vollqualifizierende Ausbildung 
4.1 teilqualifizierende Ausbildung 

(BGJ, Berufsfachschulen im , .  Jahr) 309 3004) 
4.2 sonstige schulische Maßnahmen 36 8004) 
4.3 sonstige Maßnahmen der Arbeitsverwaltung 52 0004) 
5 Voraussichtlich ohne Ausbildung 241 100 

Gesamtbedarf 1 681 400 
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bildung fiir arre Jugendlichen. Berufliche Bildung muß arbeits­
platz·, betriebs' und branchenübergreifende Inhalte vermitteln, 
die gegenüber technisch-organisatorischen Veränderungen lang­
fristig stabil sind und auf dem Arbeitsmarkt Bestand haben. Ne­
ben breitem Grundlagenwissen müssen Fähigkeiten zu analyti­
schem und planerischem Denken, zu Eigeninitiative und verant­
wortlichem Handeln, zur Gestaltung sozialer Prozesse, zu Ko­
operation und Kommunikation gefördert werden. 
Um diesen Anspruch für alle Jugendlichen zu gewährleisten, 
sind staatliche regulierende Initiativen dringend 8f"forderlich. 

9.1 Die Einführung ein.r gesetzlichen Finanzierungsregelung, 
verbunden mit Qualitätsauflagen und Kontrollen ist vor­
rangig. 
Bund und Länder werden IIlIfgefordert, die Finanzierung 
der beruflichen Bildung durch eine gesetzliche Umlage aller 
Betriebe und Verwaltungen zu sichern. Die Mittel für eine 
überbetriebliche Finanzierung sind durch Beiträge aller 
Betriebe, Unternehmungen und Verwaltungen zu einem 
Fonds aufzubringen. Die Verteilung der Mittel, die von der 
Selbstverwaltung wahrgenommen wird, soll sich nach der 
Qualität und den Kosten der Ausbildungsplätze richten. 
Tarifvertragliche Regelungen bleiben davon unberührt. 
Eine ge5etzJiche Finanzieru·ngsumlage soll nicht nur der 
Schaffung von zusätzlichen Ausbildungspläuen dienen, son­
dern auch dem Ausbau der Qualität der beruflichen Bildung 
und der Förderung überbetrieblicher Ausbildungsstätten im 
Hinblick auf Veränderungen von betrieblicher Struktur und 
notwendigen Ausbildungsinhalten. Gleichzeitig sollen Wett­
bewerbwerzerrungen im Hinblick auf entstehende Kosten 
von ausbildenden Betrieben aufgehoben werden. Die Ge­
werkschaften fordern erneut: "Wer nicht IlUsbildet, soll 
zahlen." 

9.2 Die aus öffentlichen Mitteln finanzierten Bund-Länder-Pro­
gramme müssen inhaltlich koordiniert und mit wirksam 
kontrollierten Qualitiiuauflagen versehen werden. Die teil­
qualifizierenden Maßnahmen müssen durch die Förderung 
in anerkannten, mindestens 3jährigen Ausbildungsberufen 
ersetzt werden, wobei nur solche Berufsausbildung finanziell 
belUschußt werden soll, die auch eine anschließende Be­
schäftigung in dem erlernten Beruf aufgrund arbaitsmarkt· 
politischer Erkenntnisse ermöglicht. Oie tarif- und arbeits­
rechtliche Absicherung der Auszubildenden muß gewährtei­
stet 5ein. 
Einzelbetriebliche Subventionierung von Ausbildungsplät· 
zen kann nur ein Zusatzangebot sein. Gegen\iber der einzeI­
betrieblichen Förderung ist die Förderung über- und außer· 
betrieblicher Ausbildungsstätten sowie von Verbundsyste· 
men vorzuziehen. 
Darüber hinaus haben Bund, Länder und kommunale Ge· 
bietskörperschaften - Großstädte, Landkreis, Städte und 
Gemeinden - ihre staatlichen Initiativen in voliqualifizie­
renden Ausbildungsgängen fortzuführen und auszubauen. 

. Oie Länder müssen das Angebot vollqualifizierender Bil­
dungsgänge in den beruflichen Schulen erneut ausweiten. 

9.3 Durch eine gesetzliche überbetriebliche Finanzierungsum­
lage und einen Abbau von Subventionen an die Arbaitgeber 
werden Steuermittel eingespart. Diese Mittel sind zur Siche­
rung der Ausbildungsqualität, in$be$(lndere in den Berufs­
schulen, zu verwenden. 
Alle Bundesländer münen demnach den gesetzlicl:! vorge­
schriebenen Berufsschulunterricht eneilen. Dabei ist ein an­
gemessenes Angebot an allgemeinbildendem Unterricht (Po­
litik, Deutsch, Sport, Religion und anderes) zu sichern. 

9.4 Planung, Errichtung und Weiterentwicklung überbetriebli­
cher AUiibildungsnätten sind zur Gewährleistung qualifizier­
ter Ausbildung durch Änderung des BeruhbildungsfÖrda· 
rungsgeseues auch zukünftig zu sichern. Darüber hinaus 
muß ein umfassendes Finanzierungsprogramm für die über· 
betrieblichen Ausbildungsstänen aufgelegt werden, daß ins· 
besondere die von der Neuordnung betroffenen Berufe be-
riicksichtigt. 

. 

Die Förderprogramme sind vor allem in strukturschwachen 
Regionen für die Ausbildung in überbetrieblichen und außer· 
betrieblichen Ausbildungsstänen unter Beachtung der oben 
dargestellten Kriterien einzusetzen. 
Die Befristung der Zuständigkeit des Bundesinstituts für 
Berufsbildullg fur die Förderung der überbetrieblichen Aus- . 
bildungsstätten muß aufgehoben werden. 

9.5 Die Bundesregierung ist aufgefordert, das Benachteiligten­
programm deutlich aufzustocken, gerecht zu verteilen und 
auf Dauer zu sichern. Gleichzaitig mÜS$!!n die Maßnahmen 
zur Absenkung der AUsbildungsvergütung und die damit 
verbundenen Eingriffe in die Tarifautonomie der Gewerk· 
schaften durch Änderung der Richtlinien des Benachteilig· 
tenprogramms in 1983 zurückgenommen werden. 

9.6 Im Hinblick auf eine gezielte Berufsbildungsplanung muß 
die Meldepflicht für Ausbildungsplätze gemäß § 9 AFG um­
gehend eingeführt werden. Dies ist erforderlich, um 

das betriebliche Ausbildungsplatzangebot vollständig zu 
erfassen, 
die an der beruflichen Bildung Beteiligten frühzeitig und 
umfassend zu informieren, 
rechtzeitig geeignete Maßnahmen zur Versorgung aller 
Jugendlichen mit Ausbildungsplätzen einzuleiten. 

9.7 Die Arbeitwerwaltung muß ausgebaut und personell in die 
Lage versetzt werden, die Betriebe und Verwaltung in Zu­
sammenarbeit mit den Betriebs· und Personalräten zu einer 
Ausweitung eines qualifizierten AusbildunlJSplatzangebotes 
anzuhalten und die Jugendlichen umfassend zu informieren 
und zu beraten. Die Zusammenarbeit mit den an der beruf· 
lichen Bildung Beteiligten ist im Hinblick auf Koordination 
und Durchsetzung geeigneter sinnvoller Maßnahmen zu in­
tensivieren. 

9.8 Oberstes Ziel muß es sein, daß alle Jugendlichen eine Be­
schäftigung im erlernten Beruf nach der Ausbildung erhal­
ten. lohnsubventionen aus Mitteln der Bundesanstalt für 
Arbeit für befristete Übernahme werden abgelehnt. 

9.9 8erufsbildungsbilanzen im Bund und in den Regionen als 
Grundlage notwendiger Maßnahmen sind in dem Berufsbil· 
dungsbericht aufzunehmen. Gleichzeitig ist eine umfassende 
vorausschauende Planung beruflicher Bildung und ihre Be· 
züge zur Bildungspolitik zu verwirklichen. 

Gewerkschaftliche Mitbestimmung über verstärt.:te Initiativen 
der betrieblichen Interessenvertretungen und Mitbestimmungs· 
organe haben mit dazu beigetragen, daß das Ausbildungsplatzan­
gebot nicht noch stärker zurückgegangen ist. Deshalb werden 
diese gewerkschaftlichen Aktivitäten verstärkt fortgeführt wer· 
den. Das betriebliChe Ausbildungsplatzangebot - einschließlich 
das der öffentlichen Arbeitgeber - muß unter Beachtung quali· 
tativer Kriterien erheblich ausgeweitet werden. 
Der Berufsbildungsbericht 1986 hat erneut belegt, daß die quan· 
titetive und qualitative Entwicklung zum staatlichen Handeln 
verpflichtet, weil qualifizierte Ausbildung für alle jungen Men­
schen als gesellschaftliche Aufgabe von hohem Rang ,,1$ Grund­
recht nicht verwirt.:licht ist. Die Arbeitnehmergruppe fordert die 
Bundesregierung auf, im Interesse der jungen Menschen zu han· 
dein! 
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Christi ne Suchanka 

Langjährige Tradition der 
Ausbilderqualifizierung 
bei den Industrie- und Handelskammern 

In seinem Aufsatz ;,Ausbilderqualifizierung der Industrie- und 
Handelskammern noch zeitgemäß?" (BWP 5/85, S_ 161-164) 
schreibt Herr Albert de Grave, daß der Erlaß des Berufsbildungs­
gesetzes (BBiG) und der Ausbilder-Eignungsverord nung die Aus­
löser für Maßnahmen zur pädagogischen Qualifizierung der Aus­
bilder durch die Industrie- und Handelskammern waren. Zu 
dieser Aussage kommt Herr de Grave offensichtlich, weil er we­
sentliche Quellen nicht ausgewertet hat. Ein Studium der Jahres­
berichte des Deutschen Industrie- und Handelstages (DIHT) hätte 
ihm folgende Kenntnisse vermittelt. 
Bereits vor Erlaß des BBiG (1 4.08.1969) und der Ausbilder­
Eignungsverordnung gewerbliche Wirtschaft (20.04.1972) waren 
die Industrie- und Handelskammern und der Deutsche Industrie­
und Handelstag auf dem Sektor der Qualifizierung der Ausbilder 
umfangreich tätig. 
Erste Aktivitäten reichen bis in das Jahr 1957 zurück. Innerhalb 
eines Projektes des RationaHsierungs-Kuratoriu ms der Deutschen 
Wirtschaft (R KW) zur "Förderung der Ausbildung von unteren 
Führungskräften in Klein- und Mittelbetrieben der Industrie" 
wurde vom DIHT ein "Zentralbüro für Ausbilderförderung" er­
richtet. Drei Aufgabengebiete bildeten den Schwerpunkt der 
Aktivitäten: 
1 )  Entwicklung von Programmen für die Förderung von Fach· 

kräften, 
2) Durchführung von ModeUveranstaltungen und 
3) Heranziehung und Vorbereitung qualifizierter Ausbildungs· 

leiter für die selbständige Durchführung von lehrgängen in 
einzelnen Kammerbezirken. 

Daneben wurde eine Publikationsreihe ,,schriften für den Aus­
bilder" verfaßt und herausgegeben, die eine wichtige Hilfe bei 
der Ausbilderqualifizienu'Ig bot. 
Der Vorstand des DIHT beschloß 1963 Richtlinien zur Ausbil­
der-Förderung, die auf die Bedeutung gerade dieser Aufgabe für 
die weitere Gestaltung des deutschen Berufsbildungswesens hin­
wiesen. 
So wurde die systematische Ausbilder-Förderung durch Maß­
nahmen zur Vermittlung der notwendigen Kenntnisse auf psy­
chologischem und pädagogischem Gebiet empfohlen. Zentral 
wollte der DIHT anregend und unterstützend für die Kammern 
tätig sein und Arbeits- und Demonstrationsmaterial für die Aus­
bilder-Förderung erarbeiten und sammeln. Die Empfehlung an 
die Industrie- und Handelskammern, die Ausbilder-Förderung 
zu aktivieren, zielte auf die Einführung von Ausbilder-Grund­
lehrgängen, Ausbi Ider-Arbe itskreisen, Au sbil der-Aufbau-leh r­
gängen, die Herausgabe von Veröffentlichungen zur Berufsbil­
dung und die Anregung zum unmittelbaren Gespräch mit dem 
einzelnen lehrbetrieb durch sogenannte lehrwarte. 
Ober die Teilnahme an 2entralen Seminaren sollten Bescheini­
gungen mit Angabe der behandelten Stoffgebiete ausgestellt 
werden. 
Bereits seit 195B bemÜhten sich die Industrie- und Handels­
kammern in wachsendem Maße darum, Ausbilder fachlich, päd­
agogisch und methodisch zu fördern. Im einzelnen wurden zur 
QuaHfizierung der Ausbilder Einzelveranstaltungen, Ausbilder­
Seminare oder lehrgänge und Arbeitskreis-Tagungen abgahalten. 

ZUR DISKUSSION 

In den Einzelveranstaltungen wurden im allgemeinen Vorträge 
über Themen gehalten, die für die Ausbildungstätigkeit von 
Bedeutung waren. Ausbilder-Seminare/lehrgänge machten die 
AU,sbilder mit den pädagogischen, psychologischen und jugend· 
kundlichen Sachverhalten vertraut. Arbeitskreis-Tagungen dien­
ten schließlich dem Erfahrungsaustausch. 
Wurden 1957 etwa 5000 Ausbilder auf diese Weise gefördert, so 
erhöhte sk:h diese Zahl bis zum Jahresende 1962 bereits auf rund 
38 000 Ausbilder. Die Qualifizierung der Ausbilder hat sich 
dabei zu einer planmäßigen und systematischen Form verdichtet 
und wiJtde fester Bestandteil der Kammerarbeit. 
Vor Erlaß des BBiG hatten sich bei den Kammern schließlich 
sechs verschiedene, vielfältig erprobte Formen der Ausbilder­
förderung als zweckmäßig und erfolgreich erwiesen: 
1 )  Vortragsveranstaltungen, 
2) Ausspracheveranstaltungen, 
3) Kurzlehrgän!J(!, 
4) Förderungslehrgänge für Ausbilder, 
5) Ausbilderseminare, 
6) Ausbilder-Arbeiukreise. 
In den Vortragsveranstaltungen wurden vor allem grundsätzliche 
und aktuelle Fragen der Berufsausbildung und -erziehung erör· 
tert. In den AuSspracheveranstaltungen, als folgende Stufe, 
richtete sich dagegen die Themenauswahl gezielt auf die AusbiI· 
dungspraxis. 
Wichtige pädagogische, jugendkundliche, fachliche und theore­
tische Grundlagen der Ausbildung im Betrieb bildeten den stoff­
lichen Rahmen der Kurzlehrgänge. Die Förderungslehrgänge der 
Ausbilder galten d!!r Vertiefu!lg verschiedenartiger Themen, in 
ihnen wurde die Möglichkeit der Diskussion als Ergänzung zu 
den Vorträgen geboten. Die Ausbilderseminare schließlich wur­
den speziell für Ausbilder ein und derselben Fachgruppe abge­
halten. 

Zum Schwergewicht dieser Veranstaltungsformen entwickelten 
sich die Ausbilder-Arbeitskreise. Sie wurden zu ständigen Ein· 

Veranstaltungen der I ndustrie- und Handelskammern 
zur Förderu ng der Ausbilder 1959-1972 

Vortrags-, Kurz-
Ansprache lehr-

veran- gänge 
staltungen 

1959 43 
1960 96 
1961 125 
1962 129 
1963 194 34 
1964 212 47 
1965 297 41 
1966 256 55 
1967 217 56 
1968 276 43 
1969 288 46 
1970 314 79 
1971 195 1 1 6 
1972 27 

Förde-
rungs-

lehr-
gänge 

48 
66 
81 
88 
43 
41 
50 
50 
39 
50 
52 
58 
75 

160 

A". 
bilder­

seminare 

16 
9 
7 
8 

1 0  
7 

14 
9 

1 7  
27 

A". 
bilder­

arbeits­
kreise 

45 
57 
81 

137 
137 
209 
226 
209 
279 
290 
270 
246 
278 
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richtungen mit regelmäßigen Zusammenkünften, die teils fach­
lich, teils überfachlich gegliedert waren. In der Regel wurde 
zwischen kaufmännischen und gewerblichen Ausbilder-Arbeiu­
kreisen unterschieden. Die Arbeitskreise ermöglichten einen 
breiten Raum zur Diskussion, lehnten sich dabei stofflich eng an 
die Ausbildungspraxis an und bildeten ein Zusammengehörig­
keitsgefühl unter den Ausbildern heran. 

Einen Ge5amtüberblick über den Umfang der Veranstaltungen 
der Industrie· und Handelskammern zur Förderung der Ausbil-

Hans-Peter Freytag 

"Ausbilderqualifizierung der industrie­
und Handelskammern noch zeitgemäß?" 
von Albert da Grave in BWP 5/85 

Der Unterzeichner bemüht sich seit nahezu einem Vierteljahr­
hundert um die Ausbilderqualifizierung und ist noch heute als 
zuständiger Abteilungsleiter der IHK Kassel für die Ausbildung 
der Ausbilder bei dieser Kammllf" verantwortlich. Der oben er­
wähnte Artikel enthält so viel Unrichtigkeiten und durch Tat­
sachen nicht belegte und zu belegende Unterstellungen, daß er 
nicht unwidersprochen bleiben kann: 
Der Autor behauptet, daß Auslöser der Maßnahmen zur pädago· 
gischen Qualifizierung der Ausbilder der Erlaß des Berufsbil­
dungsgesetzes und der Ausbilder-Eignungsverordnung gewesen 
sei und leitet daraus die Vermutung ab, daß die Kammern Aus· 
bilder-Lehrgänge vorrangig aus der gesetzlichen Notwendigkeit 
und nicht aus Interesse an der pädagogischen Ausbildung der 
Ausbilder anbieten. Tatsache ist, daß z. B. die Industrie- und 
Handelskammer Kassel schon lange vor Erlaß des Berufsbildungs­
gesetzes und erst recht der Ausbilder-Eignungsverordnung, näm­
lich seit dem Jahre 1961, gerade aus dem Interesse an der päd· 

agogischen Qualifizierung der Ausbilder heraus Ausbilder'Lehr­
gänge entwickelt und angeboten hat. Insgesemt nahmen allein 
bei der IHK Kassel vor Inkrafttreten der Ausbilder-Eignungs­
verordnung 1800 Ausbilder an diesen Lehrgängen teil (ausdiesen 
Erfahrungen heraus konnte bereits 1971 - al$O im Jahr des In­
krafttretens der AEVO - als erstes Handbuch für die Ausbildung 
der Ausbilder die Arbliitsmappe "Der Ausbilder im Betrieb" 
herausgegeben werden). Schon in den 50er Jahren führte der 
DIHT erste Ausbilderseminare (durch die Herren Dr. Lohl und 
Poppe) durch. 
Es wird weiter behauptet - allerdings als Kritik an den recht­
lichen Anforderungen -, die Vermittlung abprüfbaren Wissens 
sei oberstes Ziel der Ausbilderseminare, während auf das not­
wendige Verhaltenstraining verzichtet werde. Dementsprechend 
würde die methodische Forderung, in den Ausbilderlehrgängen 
neben Vortrag und Unterricht, insbesondere übung und Anwen­
dung zu betonen, von den Kammern mißachtet. Als Beleg wird 
eine Quelle aus dem Jahre 1975 zitiert, die ,also nur auf dem 
Stand etwa zwei bis drei Jahre nach dem Inkrafttreten der Aus­
bilder-Eignungsverordnung basieren kann. Schon damals wurden 
bei unseren Ausbilder-Lehrgängen ergänzend zu Vortrag und 
Unterrichtsgespräch Filme und Tonbildschauen eingesetzt. Heute 
sind übungen mit dem Videorecorder selbstverständlicher Be­
standteil jedes Ausbilder-Lehrgangs. Was in dieser Hinsicht für 

der vor Erlaß gesetzlicher Bestimmungen bietet die Tabelle auf 
der Seite 57. 

Diese Ausführungen widerlegen die Auffassung von Herrn 
de Grave, daß Ausbilderlehrgänge von den IH K'n erst nach Erlaß 
des Berufsbildungsgeseues und der AEVO angeboten wurden, 
nicht abllf" aus Interesse an der pädagogischen Ausbildung der 
Ausbilder. Die Industrie- und Handelskammern erkannten viel­
mehr frühzeitig die Ausbilderqualifizierung als eine wichtige 
Aufgabe, die, inzwischen Tradition hat und zukunftsorientiert 
weitergeführt wird. 

die IHK Kassel gilt, kann zweifellos auch für viele andere Kam­
merlehrgänge gesagt werden. 

Auch den Kammern ist die Bedeutung von. Lernfähigkeit und 
�ereitschaft sowie der Transferfähigkeit bewußt. Soweit die 
"Vier-5tufen-Methode" überhaupt behandelt wird, wird sie als 
eine mögliche Methode unter mehreren behandelt. Sie hat aller­
dings den Vorteil, daß sie eine klar durchschau bare, relativ leicht 
anwendbare Handlungsanweisung bietet. Gerade für die Vermitt­
lung von Fertigkeiten, die ja auch heute noch nicht überflüssig 
geworden sind, kann sie deshalb durchaus noch nützlich sein. 
Die vom Verfasser betonten Erkenntnisse über die Anforderun­
gen heute und in der Zukunft sind auch bei den Kammern vor­
handen. Die Schwierigkeit liegt allerdings in der Umsetzung. 
Transferfähigkeit zu lehren, Verhaltensänderungen herbeizufüh­
ren, sind zwar anzuerkennende Forderungen, die Verwirklichung 
fällt aber nicht nur den Kammern in ihren Ausbilder·Lehrgängen 
schwer; sonst müßte die Lehrerausbildung, die hierfür sehr viel 
mehr Zeit zur Verfügung hat, größere Erfolge aufweisen. 
Hiermit hängt auch das Problem der Prüfungen zusammen. Alle 
Prüfungen, bis hin zu den akademischen, prüfen in erster Linie 
Wissen - wenn auch auf unterschiedlichem Niveau. Die höheren 
Stufen der Lernzieltaxonomie treten dahinter zurück, auch wenn 
sie bei akademischen Prüfungen einen größeren Anteil ausma­
chen mögen als bei den Ausbilderprüfungen. Die AEVO gibt 
einen klaren inhaltlichen Rahmen für die Prüfung vor, der von 
den Kammern zu beachten ist. Insoweit ist eine Wissensprüfung 
schon aus rechtlichen Gründen gar nicht zu vermeiden. Darüber 
hinaus sieht jedoch die gleiche AEVQ auch eine Unterweisungs­
probe vor, die - in den oben schon angedeutetenGrenzen - eine 
Verhaltensbeurteilung zuläßt. Auf die Problematik subjektiver 
Beurteilung von Verhalten soll hier nur am Rande hingewiesen 
werden. 
Für die künftige Gestaltung von Ausbilder·Lehrgängen wird 
empfohlen, die Lehrgänge branchenspezifisch aufzubauen und 
nicht hinsichtlich der hierarchischen Position der Ausbilder zu 
unterscheiden. Dadurch könnten auch nebenamtliche Ausbilder 
an den Qualifizierungsmaßnahmen teilnehmen. Dieser Vorschlag 
zeigt eine erschreckende Unkenntnis der Realitäten. Einerseits 
bemühen sich die Kammern schon längst um eine gewisse fach­
liche Differenzierung, auch wenn für "branchenspezifische" 
Lehrgänge die Teilnehmerzahlen je Branche in der Regel zu klein 
sind; andererseits ist mir keine Kammer bekannt, die nach der 
hierarchischen Position der Ausbilder unterscheidet. Dement­
sprechend nehmen an den AUsbilderlehrgängen nicht nur ,,auch 
die nebenamtlichen Ausbilder" teil, sie stellen vielmehr die weit­
aus überwiegende Zahl der Teilnehmer. 
Auch die übrigen Vorschläge bringen für die Kammern kaum 
Neues; die Realisierung stößt allerdil]gs häufig auf praktische 
Probleme, die jedoch objektiver Art, d. h_. nicht vom Träger (hier 
den Kammern) zu beeinflussen sind. 
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Konzept des Modellversuchs "Erprobung 
arbeitsplatzorientierter Methoden für 
die Ausbildung von lndustriekaufleuten 
unter den Bedingungen neuer 
Technologien" (Wacker-Chemie, 
München und Burghausen ) 

, Problembereiche 
Ausgangspunkt für den Modellversuch bei der Wacker-Chemie 
waren zwei Problembereiche. Mit der Zunahme der EDV-gestütz· 
19n Systeme und dem verstärkten Einsatz der Personal-Computer 
veränderte sich di.e Aufgabenstruktur der Industriekaufleute. 
Komplexe kaufmännische Tätigkeiten bei der Bearbeitung von 
Sonderfällen und dispositive Aufgaben treten mehr in den Vor­
dergrund. Die Routine-Abwicklungen, die bisher noch beträcht­
liche Arbeitskapazitäten gebunden hatten, werden von den Pro­
�ammen weitgehend ,,abgenommen" und sind damit weniger 
zeitaufwendig. 
Daraus ergeben sich Verschiebungen in den Qualifikationsanfor­
ct.rungen an den Industriekaufmann. Von ihm wird in den Berei· 
ehen, in denen er mit den Systemen arbeitet, stärker als bisher 
ein analytisches und logisches Denken gefordert. Er muß beim 
Umgang mit den Programmen besonders zur Vorbereitung von 
Entscheidungen .. Fragen in Datenzugriff" übersetzen können. 
Er muß Daten kritisch analysieren und bewerten können, also 
urteilsfähig sein. Bei den dispositiven Tätigkeiten und der Bear­
beitung von Sonderfällen wird gerade das bewegliche Denken ge­
fordert, die Improvisationsfähigkeit und Flexibilität, di. den 
souveränen Umgang mit ungewöhnlichen Situationen erst erlaubt. 
Daneben gehört es zu den "neuen" Anforderungen, stärker als 
bisher Entscheidungen aus der übersicht über die Gesamtzusam­
menhänge unter Umständen auch gegen die einprogrammierte 
Norm selbständig zu fällen und zu verantworten. Insgesamt Wl!!'"­

den also erhöhte Anforderungen an die kognitiven Fähigkeiten 
auf der einen Seite und die "Ich-Leistungen" - also Selbständig­
keit, Entscheidungsfähigkeit, Flexibilität u. ä. - auf der anderen 
Seite gefordert. Dazu kommt noeh ein dritter Bereich, in dem 
der Industriekaufmann stärker gefordert wird als früher, nämlich 
die Sozialkompetenz. Obwohl die Vernetzung der Datensysteme 
die bisher übliche Kommunikation von Mensch zu Mensch redu­
ziert, verdichten sil:h, relativ gesehen, die sozialen Arbeiten am 
einzillnen Arbeitsplatz, weil soziale Kontakte nicht informatisier­
bar sind. Die verbleibenden Begegnungen sind aber in der Regel 
die komplizierten Verhandlullgen und Gespräche bzw. Briafe, 
die gerade nicht mit einem "Normbrief" abgewickelt werdan 
können und deshalb besondl!!'"s sensibel sind. 

Der zw.ite Problemkreis betrifft di. Ausbildung direkt. Die Nut­
zung der DatenverarbeitungsmÖQlil:hkeiten bei der Bearbeitung 
kaufmännischer Abläufe erschwert den Einblick in die Zusam­
menhänge und Verflechtungen der kaufmännischen Aktivitäten 
innerhalb und außerhalb der eigenen Firma. Durch den Einsatz 
der DV, in der einzelne Arbeitsgänge automatisch vom System 
übernommen werden, können wesentliche Zusammenhänge, Ar­
beitsbeziehungen und Verflechtungen nicht mehr sichtbar wer­
den. Für die Auszubildenden verschwindet die Information hin­
ter dem Bildschirm. Erst Störfälle, Fehler, unerwartete Rückmel· 
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dungen machen bewußt, wo die Informationen, die am Bild· 
schirm eingegeben werden, im Betrieb benutzt und benötigt wer· 
den. Stark arbeitsteilig organisierte Abwicklungen, wie z. B. die 
Bearbeitung der Rechnungen im Rechnungswesen, machen es 
nahezu unmöglich, die Gesamtzusammenhänge dieses Aufgaben­
bereiches zu durchschauen. Dadurch wird die Ausbildung junger 
Industriekaufleute am Arbeitsplatz des Sachbearbeiters wesent­
lich behindert. Die Schere zwischen den Anforderungen an den 
ausgelernten Kaufmann und die Ausbildungsmöglichkeiten sei­
ner fachlichen und fachübergreifenden Fähigkeiten öffnet sich 
weiter - oft verbunden mit der Tendenz zu einer starken Ver­
schulung der Ausbildung. 

Die Wacker-Chemie geht davon aus, daß die genannten Probleme 
nicht Probleme der betrieblichen Ausbildung als solche, sondern 
lediglich ihrer trad itionellen und den technischen Entwicklun­
gen unangemessenen Form darstellen. Sie möchte daher in ihrem 
Ausbildungsbereich neue Formen entwickeln und erproben, die 
geeignet sind, jene Probleme im Rahmen der dualen Ausbildung 
zu lösen. DI!!'" Arbeitsplatz des Sachbearbeiters soll gerade als 
Lernort erhalten bleiben, die Innovationen, die zu entwickeln 
sind, richten sich auf die Verbesserung dieser "Lernstatt". 

2 Grundprinzipien für die Neugestaltung der Ausbildung 

Ausgehend von dem neuen QuaJifikationsp'rofil für den zukünfti­
gen Industriekaufmann steht die Stärkung und EntwiCklung der 
Persönlichkeit der Auszubild.nden im Zentrum der Ausbildungs­
bemühungen bei der Wacker-Chemie. Dies bedeutet, daß die 
Selbständigkeit, Selbstkritik, Entscheidungsfähigkeit und -kom· 
petenz vorrangig gefördert werden sollen; ferner ist es nötig, Be· 
weglichkeit im Denken und Handeln zu üben und das Verständ· 
nis für die kaufmännischen Gesamtzusammenhänge intensiv zu 
fördern. 
Die Anforderungen an die Schliisselqualifikationen,' die hier be· 
schrieben sind, bilden sich an den Hl!!'"ausforderullgen, die in der 
Ausbildung an die Jugendlichen herantreten (die Notwendigkeit 
logisch denken zu müssen, hilft diese Fähigkeit zu bilden, usw.l. 
Es gelten für die Ausbildung bei Wacker daher die 

"
Grundregeln", 

daß reele Arbeitsaufgaben (im Sinne von Problemlösungen) aus· 
geführt werden sollen und daß die Auszubildenden sich diese 
Aufgaben selbständig - entdeckend - erarbeiten müssen. Die 
Lernhilfen, die sie verwenden, sollen ihrem individuellen Lern­
stil angemessen sein. In diesem Lernprozeß wird der Ausbilder ­
der Sachbearbeiter am Ausbildungsplatz - zum Lemberater, der 
die Aufgaben stellt und den Lernprozeß beratend begleitet (und 
nicht der Unterweisende, der fertige Arbeitswege vorstellt). 

3 Oie Umsetzung dieser Prinzipi.n 

Gestaltung der Arbeitsplätze 
In den Abteilungen, an den unterschiedlichen Arbeitsplätzen, ar­
beiten die Auszubildenden an konkreten ArbeitS9ufgaben mit, 
die tatsächlich abgewickelt werden müssen. Sie sollen, soweit 
wie möglich, die Aufgaben als Probleme formuliert übergeben 
bekommen und sie dann ausführen. 
Der "Durchlauf" der Azubis durch die unterschiedlichen Abtei­
lungen der Wacker-Chemie wurde so umgestaltet, daß er den 

"Belegfluß" bzw. die .. engen internen Arbeiubeziehungen" be-
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rücksichtigt. (Z. B. Disposition, Einkauf, Warenübernahme, Kre­
ditoren im Rechnungswesen liegen zeitlich zusammen.) 
Die Aumilder übernehmen in diesem Prozeß nicht mehr die Rol­
le des "Unterweisers", sondern die des Beraters und Arrangeurs 
von Lerngelegenheiten und Arbeitsaufgaben. 
Damit die Auszubildenden die Arbeitsaufträge tatsächlich am 
Arbeitsplatz eriüllen können, müssen Arbeitshilfen entwickelt 
werden: 

Es werden für die verschiedenen Ausbildungsstationen Leittexte 
erarbeitet, mit deren Hilfe der Auszubildende sich orientieren 
kann, in welchem Zusammenhang der jeweilige Arbeitsplatz 
steht. 
Außerdem gibt es leitfragen, die dem Auszubildenden helfen 
können, die Arbeiten an seinem Ausbildungsplatz selbständig 
vorzubereiten und mit dem Ausbilder abzustimmen. 
Im Anschluß an den Ausbildungsdurchlauf eines Bereiches (z. B. 
Verkauf) stellen sich die Auszubildenden gegenseitig ihre Arbeits­
plätze und Ausbildungsstationen vor. (Selten werden zwei Aus­
zubildende eines Durchlaufs die gleichen Plätze einnehmen. Nor­
malerweise sind die Auszubildenden in unterschiedlichen Pro­
duktionsbereichen untergebracht.) 
Für das zweite Arbeitsjahr ist ein realistisches Projekt geplant, 
an dem die Gruppe beteiligt ist, um ArbeitsmögUchkeiten zu 
schaffen, in denen soziales Verhalten in der Gruppe verstärkt ge­
lernt werden kann. 
Soweit an den Arbeitsplätzen Computer eingesetzt werden und 
mit den vorhandenen Systemen gearbeitet wird, werden auch 
die Lehrlinge daran ausgebildet. Noch ist offen, ob eine spezielle 
Schulung nötig ist, um ein vertieftes System-Verständnis zu ver­
mitteln. 

Das Einführungsseminar 
Bereits in den zwei Einführu ngswochen in die Ausbildung bei 
Wacker, wickeln die Auszubildenden in Gruppenarbeit reale Pro-

jekte kaufmännisch ab. Die Art des Vorgehens ist selber zu ent­
wickeln und zu entdecken. Als Lernhilfen, die benützt werden 
können, liegen Leittexte vor. 
Über die Firma Wacker-Chemie, ihre Produkte, Struktur und 
Geschichte, müssen Präsentationen - wieder in Gruppenarbeit -
entwickelt werden. Den überblick über das Unternehmen erar­
beiten sich die einzelnen Projektgruppen. Die Ergebnisse werden 
gegenseitig und vor Geschäftsleitungsmitgliedern präsentiert. 
Um die Organisationsstrukturen der einzelnen Abteilung kennen­
zulernen, gehen die Auszubildenden zu - ihnen bekannten -
Abteilungsleitern und interviewen sie, um s.ich Informationen zu 
beschaffen, die sie dann ihren Kollegen weitervermitteln sollen. 
Zur Unterstützung des Lernprozesses werden künstlerische Übun­
gen eingesetzt, die die Eigentätigkeit der Jugendlichen fördern 
und stärken. 

Ausbilder 
Die Ausbilder werden in speziellen Seminaren geschult, in denen 
sie lernen, die Lernchancen ihres Arbeitsplatzes überhaupt zu er­
kennen bzw. einzugrenzen und zu konkretisieren. Zusätzlich be· 
kommen sie Hilfen an die Hand, wie das ArbeitsarranQement ge­
staltet werden kann, damit der Auszubildende auch das lernt, 
was dieser Arbeitsplatz bietet. 
Die Ausbilder verständigen sich untereinander über die Lernziele 
an den unterschiedlichen Ausbildungsstationen. Ein Ausbildungs­
paß begleitet die Auszubildenden, der Aufschluß über den Kennt­
nisstand gibt. 
Die ersten Rückmeldungen über das Lernverhalten der Auszubil­
denden im Betrieb sind sehr positiv und machen Mut, den bisher 
eingeschlagenen Weg weiter zu verfolgen. 

Michael Brater/Ute Büchele 
Gesellschaft für Ausbildungsforschung 
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Sonderveröffentlichung des 

Bundesinstituts für Berufsbildung 

Modellversuche 
in der außerschulischen 
Berufsbildung 1985/86 
Inhaltliche Förderbereiche - regionale Verteilung 

Als Sonderveröffentlichung ist soeben die vom Bundesinstitut für Berufsbildung jährlich 
neu herausgegebene Informationsschrift erschienen, In der über alle aus Mitteln des Bun­
desministers für Bildung und Wissenschaft geförderten Modellversuche in betrieblichen, 
überbetrieblichen und anderen auBerschulischen Berufsbildungseinrichtungen berichtet 
wird. 

Modellversuche sind inzwischen unentbehrliche Instrumente, um Möglichkeiten zurWei­
terentwicklung der beruflichen Bildung zu erproben. Mehr als 650 Betriebe haben sich an 
den vom BIBB seit 1978 fachlich betreuten und koordinierten Versuchen beteiligt. Dies ist 
ein Beleg dafür, daß sie wichtige Beiträge zur Lösung konkreter Ausbildungsprobleme lei· 
sten können, wenn die dabei gewonnenen praktischen Erfahrungen und wissenschaftlich 
abgesicherten Erkenntnisse in geeigneter Weise vermittelt werden. 

Die neue Informationsschrift enthält eine kurze Beschreibung der Ziele, Fragestellungen 
und Anlage von 86 noch laufenden Versuchen; daneben werden aber auch die Ergebnisse 
von etwa 70 bereits abgeschlossenen Modellversuchen skizziert. Die Angabe von Trägern, 
wissenschaftlichen Begleitinstitutionen, fachlichen Betreuern sowie von vorliegenden 
VeröffeAtlichungen eröffnet die Möglichkeit, über einzelne interessierende Versuche 
detaillierte Informationen einzuholen. 

Es sind 1 6neue Modellversucheaufgenommen worden, überwiegend aus der Reihe �Neue 
Technologien in der beruflichen Bildung". Insgesamt sind die Modellversuche nach fol­
genden inhaltlichen Förderbereiehen geordnet: 

• Weiterentwicklung, Aktualisierung und Erprobung von Ausbildungsgängen und Ausbil-
dungsinhalten in der beruflichen Erstausbildung, 

• Neue Technologien in der beruflichen Bildung, 

• Erprobung neuer Ausbildungsmethoden, 

• Weiterbildung von Ausbildungsberatern, 

• Weiterentwicklung beruflicher Prüfungen, 

• Berufsausbildung von Mädchen in gewerblich-technischen Ausbildungsberufen, 

• Berufsvorbereitung und Berufsausbildung jugendlicher Problemgruppen (Lern-
schwache und Lernbeeinträchtigte), 

• Berufsausbildung ausländischer JugendliGher und junger Erwachsener, 

• Berufliche Fort· und Weiterbildung, 

• Förderung gestalterisch-kreativer Fähigkeiten in der Berufsausbildung. 

Die Broschüre MODELLVERSUCHE 85186 kann beim Bundesinstitut tür Berufsbildung, 
Referat Presse- und Veröffentlichungswesen, Fehrbelliner Platz 3, 1 000 Berlin 31, in Einzel· 
stücken kostenlos bezogen werden. 



Neues Ausbildungsmittellür das Berulsleld Baulechnik 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) hat in Zusammenarbeit mit Sach­
verständigen aus der Ausbildungspraxis ein weiteres, neubearbeitetes Ausbil­
dungsmittel für das Berufsfeld Bautechnik (1.  Ausbildungsjahr) veröffentlicht. 
Die Überarbeitung des Lehrgangs wurde vor allem durch die Neufassung der 
Betonstahlnorm DIN 488 (Ausgabe September '84) notwendig. Gleichzeitig 
wurde der ständig zunehmenden Verwendung von Betonstahlmatten durch 
neue Abschnitte Rechnung getragen. 

Lehrgang "Bewehren" (1. Ausbildungsjahr, Grundbildung) 

Bestell-Nummer: 70009 

20,- DM Preis: 

Vertrieb: Beuth Verlag, Burggrafenstr. 6, 1000 Berlin 30, und 
örtlicher Buchhandel 

Angaben zum Inhall 

Einführung: Betonstabstahl und Betonstahlmatten 
1 0  Übungen: Betonstahl ablängen und lagern 

Bewehrungsstäbe verbinden 
Biegen von Winkelhaken, Haken, Bügel und Schlaufen 
Sturz·, Fundament- und Wandbewehrung 
Deckenbewehrung mit Betonstahlmatten 

Hinweis für die Redaklion 

Darüber hinaus sind wir gerne bereit, Ihnen den Lehrgang "Bewehren" kosten­
los zur Verfügung zu stellen, falls Sie eine eigene Rezension veröffentlichen 
wollen. 

�ür die Übersendung eines Belegexemplares wäre ich Ihnen sehr dankbar. 

Weitere Auskunft: 
Telefon (030) 86 83 - 205/202 
Bundesinstitut für Berufsbildung 
Fehrbelliner Platz 3 
1000 Berlin 31 


